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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
der Jahresbericht 2010 des Difu:  
Anregungen zu – auch kritischer – Reflexion!

Letztes Jahr hat das Deutsche Institut für Urbanis-
tik (Difu) seinen Jahresbericht erstmalig »im neuen 
Gewand« vorgelegt. Die mit der Neugestaltung 
verbundene thematische Umstrukturierung war 
tiefgreifend und betraf nicht nur Details.

Unsere Hoffnung, mit einer informativen und  
attraktiven Berichtsform unsere Partnerinnen und 
Partner, unsere Kundinnen und Kunden besser zu 
erreichen, hat sich erfüllt, wie die vielen positiven 
Rückmeldungen zeigen. Dies freut uns und bestä-
tigt den eingeschlagenen Weg.

Der Jahresbericht 2010 stellt wieder in großer 
Breite die verschiedenen Arbeiten und Aktivitäten 
des Difu in Forschung, Fortbildung, Information 
und Beratung vor. Mit ihm verbinden wir den An-
spruch, zu Rückmeldungen und inhaltlichen 
Nachfragen anzuregen.  

Mit den Themen, die wir aufgreifen und bearbei-
ten, unterstützen wir die deutschen Städte und 
Gemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und 
der Bewältigung von Problemen – in großer Aktu-
alität und Praxisnähe, aber auch mit perspektivi-
schem Charakter. Dabei sind auch die Bundes-
länder und die mit kommunalen Themen be- 
fassten Bundesministerien gleichermaßen Part- 
ner wie Adressaten. Sie unterstützen unsere  
Arbeit.

Im Rückblick auf das Jahr 2010 möchten wir uns 
bei allen Förderern und Kooperationspartnern 
des Instituts herzlich bedanken: für konstruktive 
und kollegiale Zusammenarbeit, für die Chance 
zur gegenseitigen Befruchtung und für viele gute 
Ideen, vor allem aber für das in uns gesetzte Ver-
trauen.

Liebe Leserin, lieber Leser, auch für das Jahr 2011 
sehen wir Ihrer kritischen Begleitung und Ihren 
reichlichen Anregungen mit großem Interesse 
entgegen. 

Wir wünschen Ihnen viel Freude beim Lesen.

Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beckmann
Wissenschaftlicher Direktor und Geschäftsführer





AEinleitung
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Mit dem Jahreswechsel 2009/2010 zog das Difu 
mit seinem Berliner Hauptsitz vom alten Standort 
Ernst-Reuter-Haus (Straße des 17. Juni 112) in das 
neue Domizil in der Zimmerstraße 13–15. Der 
Umzug war durch ein kleines internes Team bes-
tens vorbereitet  worden und konnte so ohne nen-
nenswerte Störungen für die Arbeit im Difu über 
die Bühne gehen. Der neue Standort wurde 
schnell »angenommen«: durch die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter selbst wie auch durch all je-
ne, die uns besuchen – sei es, um an Difu-Fortbil-
dungsveranstaltungen teilzunehmen, sei es als 
Referenten oder Kontaktpartner. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter fühlen sich wohl. Das  
Difu wird inzwischen mit dem neuen Standort 
identifiziert. Dieser wird als dem Difu angemes-
sen, als »urban« empfunden.

Am Standort Köln (Arbeitsbereich »Umwelt«)  
ergab sich im Juni 2010 das Erfordernis eines 
Umzugs von Marienburg (Lindenallee) als Über-
gangslösung in das zeitlich befristet genutzte 
Mietobjekt »Am Klapperhof«. Es war vorgesehen, 
die Kölner Abteilung des Difu im »Gereonshaus« 
(dem neuen Hauptsitz des Deutschen Städtetages 
in Köln) unterzubringen. Aus wirtschaftlichen 
Gründen wurde im November entschieden, eine 
Standorttrennung vom Deutschen Städtetag (DST) 
vorzunehmen, so dass im Februar 2011 ein Um-
zug in das eigene Mietobjekt »Auf dem Hunnen-
rücken 3« erfolgte. Dabei wurden trotz der räum-
lichen Trennung die Synergieeffekte des ur- 
sprünglich gemeinsamen Standorts mit dem DST 
(Nutzung der Tagungsräumlichkeiten, Nutzung 
der Bibliothek etc.) gesichert. Für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter am Difu-Standort Köln 
waren mit dem »doppelten« Umzug aber erhebli-
che Belastungen verbunden. 

Zeichen des Aufbruchs

Die vielfältigen strukturellen Änderungen, denen 
sich das Difu in den Jahren 2008 und 2009 unter-
zog, haben mit dem Umzug in Berlin weitgehend 
ihren Abschluss gefunden. Sie boten dem Institut 
auch Chancen, in allen Aufgaben- und Leistungs-
feldern die Ziele und Arbeitsweisen zu prüfen 
und gegebenenfalls neu auszurichten. Außerdem 
wurde die Gemeinnützigkeit auch in den Namen 
aufgenommen. Seit Herbst 2010 firmiert das Difu 
offiziell als Difu gGmbH.

Dass das Difu die Chancen umfassend genutzt 
hat, lässt sich an vielem ablesen: So wurden etwa 
neue Themenfelder und Arbeitsgebiete aufge-
nommen. Die Leistungsbereiche wie auch innere 

Organisation und Arbeitsabläufe wurden über-
prüft, weiterentwickelt und neu ausgerichtet. 
Überdies wurden die »Mittelfristigen Arbeitsper- 
spektiven« – sie legen die inhaltlichen Ziele für die 
mittelfristige Arbeit des Difu fest – in der Gesell-
schafterversammlung und im Wissenschaftlichen 
Beirat beraten, mit konstruktiven Hinweisen verse-
hen und letztlich beschlossen. Sie bilden eine der 
Grundlagen für die Erarbeitung einer langfristigen 
Institutsstrategie »Difu 2020« und eines Leitbildes 
für das Difu. Beide »Bausteine« werden in einem 
gestuften Verfahren, unter anderem mit einem  
extern moderierten Mitarbeiter-Workshop und  
einer Städtebefragung, entwickelt und sollen im 
Sommer 2011 abgeschlossen werden. 

Weitere »Bausteine« zum Difu der Zukunft sind 
bereits fertiggestellt oder befinden sich in der  
Endabstimmung – unter anderem mit dem Be-
triebsrat:
•	 Betriebsvereinbarung zur Durchführung von 

Mitarbeiter-Jahresgesprächen,
•	 Personalentwicklungskonzept,
•	 inhaltliche, strukturelle und organisatorische 

Weiterentwicklung der Fortbildungsangebote 
des Difu.

Zugleich wurde damit begonnen, auch das Leis-
tungsfeld »Wissensmanagement und Wissens-
dokumentation« kritisch zu evaluieren und ein 
tragfähiges Konzept für die »Internet-Gesell-
schaft« zu entwickeln.

Ein weiterer zentraler »Baustein« ist die Erarbei-
tung einer auf die Belange des Difu zugeschnitte-
nen Kosten-Leistungs-Rechnung (KLR), die zum 
Ende 2011 voll implementiert werden soll.

Steuerung des Difu

Vieles im Rahmen des geschilderten Aufbruchs 
wird von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
»on the top« geleistet, das heißt zusätzlich zu  
ihrer hohen Arbeitsbelastung durch Forschung, 
Fortbildung, Veröffentlichungen, Vorträge, Gremi-
enmitarbeit und Politikberatung. Dies verdient 
besondere Anerkennung.

Der eingeschlagene Weg wird in seiner Ausrich-
tung, den Zwischenergebnissen und den ab-
schließenden Konzepten auf der Gesellschafter-
versammlung und im Wissenschaftlichen Beirat 
begleitet, beraten, mit konstruktiven Anregungen 
versehen und – in der Gesellschafterversamm-
lung – letztlich beschlossen. Dazu haben im Jahr 
2010 jeweils zwei Sitzungen – in etwa zur Jahres-
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mitte und zum Jahresende – stattgefunden. Die 
Vorhaben und Konzepte, die dort auf der Tages-
ordnung stehen, wurden und werden jeweils in 
kleinen internen Arbeitsgruppen von vier bis sie-
ben Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorberei-
tet und erarbeitet – in Rückkopplung mit der Len-
kungsrunde des Difu, die sich aus den Leite- 
rinnen/Leitern der Arbeitsbereiche und der Sach- 
gebiete sowie der Institutsleitung zusammensetzt. 
Die gesamte Mitarbeiterschaft wird dabei aktiv 
eingebunden.

Difu-Leistungsbilanz:  
Auf hohem Niveau weiterentwickelt

Bei aller Neuorientierung des Difu und trotz der 
stark intensivierten strategischen Langfristaufga-
ben konnten die Leistungen des Difu strukturell, 
qualitativ und quantitativ erhalten und teilweise 
sogar ausgeweitet werden. Dazu trugen die Sach-
gebiete Haushalt/Finanzen, Personal und Allge-
meine Verwaltung, EDV, Redaktion und Presse 
durch ihre engagierte Arbeit ganz wesentlich bei. 
Ohne diesen Einsatz wäre die große Zahl von 
Projekten nicht in der erbrachten Art und Weise 
umzusetzen gewesen, hätten die Leistungen und 
Produkte des Difu nicht eine solche Qualität. 

Das Haushaltsvolumen lag 2010 mit gut acht 
Mio. Euro leicht unter den Zahlen von 2009. Die 
Projekteinnahmen, die von 2008 zu 2009 von 
3,1 Mio. Euro auf über 4,2 Mio. Euro gestiegen 
waren, konnten stabilisiert werden – sie machen 
damit wie im Vorjahr ca. 56 Prozent der Gesamt-
einnahmen des Instituts aus (vgl. zu den Details 
Teil E »Finanzen, Finanzierungsstruktur, Interne 
Services«).

Zwar ist die reine Zahl der Veröffentlichungen 
von 39 in 2009 auf 35 im Berichtsjahr leicht ge-
sunken. Erhöht haben sich aber 2010 die Anzahl 
der Premiumprodukte in der Reihe »Edition Difu 
– Stadt Forschung Praxis« sowie die Zahl kom- 
plexer Veröffentlichungsprodukte aus Forschungs-
verbünden und Forschungspartnerschaften. Hin-
zu kommen vier Veröffentlichungen der Arbeits- 
gruppe Fachtagungen Jugendhilfe (AGFJ) und 
weitere kundenorientierte Produkte beispielswei-
se aus der »Fahrradakademie«, der »Bundestrans-
ferstelle Soziale Stadt« und der »Servicestelle: 
Kommunaler Klimaschutz«.

Das Difu-Internet-Angebot basiert weiterhin auf 
14 Websites (Domains). Inhaltlich, strukturell und 
grafisch wurde 2010 ein umfassender Internet-
Relaunch umgesetzt. Der neue Webauftritt des 
Difu findet bei den Nutzerinnen und Nutzern 
sehr gute Resonanz. Die Anzahl von mehr als 
zwei Mio. Aufrufen pro Monat ist ein Indiz für 
Gehalt, Dichte und Qualität des Informations- 
angebots. 

Inhaltliche Schwerpunkte:  
Aktualisiert und ausdifferenziert 

Die inhaltlichen Schwerpunkte seiner Arbeit  
bestimmt das Difu so, dass sie den heutigen und 
zukünftigen Aufgabenwahrnehmungen der Städte 
und Gemeinden angemessen sind. Eine besonde-
re Bedeutung haben hierbei ohne Zweifel die 
wirtschaftsstrukturellen Veränderungen und Um-
brüche sowie damit verbundene soziale Entwick-
lungen. Sie bestimmen einerseits die Handlungs-
anforderungen, andererseits aber auch die 
finanziellen Handlungsmöglichkeiten der Städte 
und Gemeinden. Die äußerst prekäre Haushalts- 
und Finanzlage vieler Kommunen begrenzt deren 
Handlungsmöglichkeiten, vor allem im Bereich 
der freiwilligen Aufgaben.

Besonders im Blickfeld sind daher Themenberei-
che wie die – aktuelle und zukünftig zu erwarten-
de – kommunale Haushalts-, Schulden- und Kas-
senkreditlage, Erfordernisse/Bedarfe und Mög- 
lichkeiten von Infrastrukturunterhalt, Infrastruk-
turerneuerung und auch Neubau von Infrastruk-
turen. Investitionsmanagement wird zu einer 
zentralen Aufgabe der Städte und Gemeinden, 
auch wenn ein solches bisher noch eher selten 
eingesetzt wird.

»Renaissance der Städte« als Wohnstandorte – so 
lautete ein Befund aus der Difu-Forschung, der 
sich inzwischen durchaus stabilisiert. Soll der  
diagnostizierte Trend weiter verstärkt werden, er-
wachsen daraus neue Handlungsanforderungen. 
Damit Personen und Haushalte unterschiedlicher 
Alters- und Sozialgruppen in Städten verbleiben 
oder auch dorthin zurückziehen, müssen die ent-
sprechenden Wohnungsangebote »stimmen« und 
bedarf es leistungsstarker, bedarfsgerechter Infra-
strukturen. Kommunale Wohnungspolitik und 
auch Wohnbaulandpolitik – vor allem mit Blick 
auf innerstädtische Brachen – sind wieder aktu- 
elle kommunalpolitische Themen. Dies gilt nicht 
nur für Städte und Regionen mit Wachstumsten-
denzen, sondern auch für solche mit stagnieren-
der oder leicht sinkender Bevölkerung.

Flankierend wirken hier auch die Arbeiten des 
Difu zur Sicherung des innerstädtischen Einzel-
handels und zu stadtverträglichen Verkehrs- und 
Mobilitätskonzepten. Dabei gilt es aktuell auch 
und gerade, die Voraussetzungen, Chancen und 
Risiken des Elektroverkehrs kritisch zu analysieren.

Im Vordergrund: Langfristaspekte

Neben der Sicherung und Ausgestaltung der kom-
munalen Finanzen bedarf es im Rahmen von 
Stadtentwicklung, Städtebau, Infrastrukturent-
wicklung und kommunalem Umwelt- und Res-
sourcenschutz vor allem einer Prüfung und Erfül-
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lung der Kriterien für soziale, ökonomische, 
ökologische und kulturelle Nachhaltigkeit. Nach-
haltige Stadtentwicklung in diesem Sinne ist un-
erlässlich, um die physischen wie psychisch-
emotionalen Lebensbedingungen der Menschen 
zu sichern und zu verbessern. 

Im Leitprinzip der nachhaltigen Stadtentwicklung 
werden mehrere Ziele, Ansätze und Maßnahmen 
zusammengeführt:
•	 integrierte Stadtentwicklung und Städtebau,
•	 sozialer Ausgleich, soziale Stabilität, Integra- 

tion, Bildung und Gesundheit,
•	 Finanz- und Haushaltssicherung,
•	 zukunftsfähige Wirtschaftsentwicklung,
•	 Flächenentwicklung, Flächenmanagement, 

Flächenkreislaufwirtschaft,
•	 Infrastrukturentwicklung und -management,
•	 Verkehrs- und Mobilitätsentwicklung,
•	 kommunale Beiträge zum Klimaschutz,
•	 Ansätze zur Verbesserung von Energie-  

und Ressourceneffizienz sowie
•	 Konzepte zur Klimafolgenbewältigung.

In diesem Zusammenhang ist besonders auf die 
Difu-Aktivitäten zu verweisen, die – etwa in Form 
von »Programmbegleitung«, Evaluation oder 
praktischer Beratung »vor Ort« – darauf abzielen, 
die soziale Lage und Stabilität in den Städten zu 
verbessern und die Potenziale bisher vernachläs-
sigter oder ausgegliederter Bevölkerungsgruppen 
zu erschließen: Hierzu zählen etwa die »Bun-
destransferstelle Soziale Stadt«, die Projekte 
»Evaluation Stadtumbau Ost« und »Evaluation 
Stadtumbau West« sowie Analysen von Auf- 
gaben, Strukturen, Prozessen und Voraussetzun-
gen eines sozialraumorientierten Quartiermana- 
gements.

Wie schon 2009 ist es auch 2010 gelungen, 
»Schwerpunktprojekte« mit großer Außenwir-
kung wie »Bundestransferstelle Soziale Stadt«, 
»Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz«, »Ar-
beitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe« (AGFJ), 
»Fahrradakademie« nicht nur weiterzuführen, 
sondern durch neue und erweiterte Themen-
schwerpunkte attraktiver auszugestalten. 

Aktuelle Forschungsthemen 
des Difu

Themencluster und thematische Schwerpukte

Hauptfokus: Zukunft der Städte 
und Stadtregionen, Internationales

•	 Kommunale Aufgabenerfüllung im Wandel,
Rekommunalisierung

•	 Modernisierung und Ökonomisierung 
der Verwaltung

•	 Governance und Konzern Stadt
•	 Neue Anforderungen an Planung, Steuerung 

und Überwachung der Leistungserbringung
•	 Integrativer Steuerungs- und Handlungs

ansatz in der Stadtentwicklung
•	 Interkommunale und regionale Kooperation
•	 Europäische und internationale Kooperationen

Baulich-räumliche Stadtentwicklung, 
Wohnen und Recht

•	 Städtebau, Stadtumbau, Denkmalschutz 
und Baukultur

•	 Wohnen
•	 Bau- und Planungsrecht 
•	 Evaluation von Politikprogrammen
•	 Sicherheit in der Stadt

Soziale Stadtentwicklung

•	 Soziale Ungleichheit und stadträumliche 
Fragmentierung

•	 Familie und Jugendhilfe
•	 Migration und Integration von Zuwanderern
•	 Prävention und Gesundheitsförderung
•	 Ältere Menschen in der Stadt

Mobilität und Infrastruktur

•	 Infrastruktur/Daseinsvorsorge 
•	 Verkehrsentwicklungsplanung
•	 Mobilitäts- und Verkehrsmanagement
•	 Rechtsfragen der Daseinsvorsorge 

und des Straßenverkehrs
•	 ÖPNV, Fahrradverkehr, Fußverkehr
•	 Städtischer Wirtschaftsverkehr

Umwelt

•	 Klimaschutz und Energiemanagement
•	 Anpassungsstrategien an den Klimawandel
•	 Stoffstrommanagement und Abfallwirtschaft
•	 Luftreinhaltung und Lärmminderung
•	 Flächenkreislaufwirtschaft und Bodenschutz
•	 Gewässerschutz und Wasserwirtschaft
•	 Umweltrecht

Wirtschaft und Finanzen

•	 Strategien kommunaler Wirtschaftspolitik 
in der Wissensgesellschaft

•	 Wirtschaft und nachhaltige Stadtentwicklung
•	 Kommunale Infrastruktur und Finanzplanung
•	 Investitionen und Finanzen
•	 Innovation und Technologien



Die Partnerschaften mit den jeweiligen Bundes-
ministerien, den beteiligten Landesministerien 
und den Städten waren und sind eine wesentliche 
Voraussetzung für den Erfolg.

Im Jahr 2010 konnten 28 Projekte abgeschlossen 
werden. Ihre Ergebnisse fanden zum großen Teil 
Eingang in Veröffentlichungen, Fortbildungsver-
anstaltungen und in die Politikberatung des Difu. 
Hierbei sind besonders folgende Projekte und 
Forschungsvorhaben hervorzuheben:
•	 Fachöffentliche Einzelveranstaltungen zum 

Städtebaurecht,
•	 Forschungen zum Thema Demografischer 

Wandel,
•	 Evaluation der Empfehlungen der Experten-

kommission »Wohnungsgenossenschaften«,
•	 Umfrage zu Erfordernissen einer Novellierung 

der Baunutzungsverordnung (BauNVO),
•	 »Frühe Hilfen« – Zusammenarbeit der Jugend- 

und Gesundheitsämter,
•	 Urban-Audit-Analyse II,
•	 »Stadtentwicklungskonzepte Gewerbe«,
•	 Finanzierung Infrastruktur und demografischer 

Wandel,
•	 Infrastruktur und Stadtentwicklung,
•	 Verkehrs- und Kostenfolgen der Siedlungs- 

planung,
•	 Dokumentation Fahrradleitsysteme,
•	 Forschungen zum städtischen Wirtschafts- 

verkehr,
•	 Klimafibel.

Es gelang dem Difu im Berichtsjahr, 32 Projekte 
neu zu akquirieren. Hier eine Auswahl:
•	 Innovationspolitik als Chance für Verkehr, 

Wirtschaft und Umwelt,
•	 Stärken-Schwächen-Analyse Technisches  

Referendariat,
•	 Szenarien nachhaltiger Stadtentwicklung,
•	 Dynamische Arrangements städtischer  

Sicherheitskultur,
•	 Leitfaden kommunaler Klimaschutz,
•	 Klimagerechte Stadtentwicklung,
•	 Endenergieeffizienz,
•	 Expertise zum Raumordnungsgesetz Sachsen-

Anhalt,
•	 Städtebauförderung und Doppik,
•	 Infrastruktur und Stadtentwicklung II,
•	 5. Bundeswettbewerb Suchtprävention.

Zwölf der neu akquirierten Projekte konnten 
2010 auch abgeschlossen werden.

Ausblick: Neue thematische und  
methodische Ansätze 

Veränderte Rahmenbedingungen kommunaler 
Handlungs- und Aufgabenbereiche finden in den 
Aktivitäten und Projekten des Difu dann beson-
deren Niederschlag, wenn sie längerfristig und 
vor allem strukturell von Bedeutung sind. Dies 
gilt im Jahr 2010 und den Folgejahren für fol- 
gende Themenfelder:
•	 Kleinräumliche soziale Berichterstattung,
•	 Elektroverkehr/Elektromobilität; neue urbane 

Mobilitätsformen,
•	 Rekommunalisierung von Leistungsbereichen  

der kommunalen Daseinsvorsorge  
(Wohnungswirtschaft, Ver- und Entsorgung, 
Verkehr),

•	 neue Organisations-, Finanzierungs- und  
Betriebsformen sozialer und technischer Infra-
strukturen in regionalen Partnerschaften,  
in Public-Private-Partnerships und/oder unter 
Einbindung der Zivilgesellschaft,

•	 neue Formen und Prozesse der Information 
und Beteiligung.

Weitere thematische Akzente und »Projektkorri-
dore« werden im Rahmen der Leitbild- und Stra-
tegieentwicklung ermittelt, geprüft und weiterent-
wickelt.

Um seine Arbeits- und Themenfelder weiter zu 
profilieren, misst das Difu auch den eingesetz- 
ten Methoden, Instrumenten und Prozessen eine  
hohe Bedeutung zu. Derzeitige und mittelfristige 
Schwerpunkte bilden hierbei unter anderem:
•	 Evaluationsverfahren, Evaluationsmethodik,
•	 Szenarienbildung,
•	 kleinräumliche Sozialberichterstattung,
•	 sozialräumliche Handlungsansätze,
•	 Finanzierungs- und Investitionsmodelle,
•	 Partizipations- und Beteiligungsverfahren  

vor dem Hintergrund des Einsatzes neuer 
Kommunikationstechniken.

Mit den neuen thematischen und methodischen 
Akzenten trägt das Institut dazu bei, dass die 
Städte die veränderten Anforderungen an eine 
nachhaltige, sozial integrierende, ökologisch ver-
trägliche, effiziente und finanzierbare Stadtent-
wicklung in Deutschland besser erfüllen können. 
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Im Fokus des Themenbereichs stehen die bau- 
liche und baukulturelle Entwicklung der Städte, 
die Schaffung tragfähiger Nutzungsstrukturen et-
wa durch Erhalt und Stärkung zentraler Versor-
gungsbereiche, die Nach- oder Wiedernutzung 
brachgefallener Flächen sowie weitere Aspekte 
von Stadtumbau und Stadterneuerung. 

Von zentraler Bedeutung sind zudem stadtent-
wicklungspolitische Themen, etwa die Zukunft 
der sozialen Stadtentwicklung, die Implementie-
rung des Prinzips der Nachhaltigkeit sowie die 
Nutzung sozialräumlicher und integrativer Steue-
rungsmodi für Politik und Verwaltung. Angesichts 
der noch immer fortschreitenden Zersiedelung 
des Umlandes, des damit verbundenen »Flächen-
verbrauchs« (vgl. auch die Beiträge »Projektüber-
greifende Begleitung des BMBF-Förderschwer-
punkts REFINA« und »Nachhaltige Ressourcen- 
wirtschaft«), des demografischen Wandels, der 
Erfordernisse von Klimaschutz und Klimaanpas-
sung sowie des voranschreitenden Strukturwan-
dels in der Wirtschaft wird der Innenentwicklung 
von Städten große Bedeutung beigemessen.  
Hohe Aufmerksamkeit genießen auch Aufgaben 
der Stadterneuerung mit einem umfassenden An-
satz, Stichworte hier: Stadtumbau, Soziale Stadt, 
Erneuerung sozialer und technischer Infrastruktur.

Strategische Ausrichtungen: Integrierter Ansatz 
und Nachhaltigkeit

In der Stadtentwicklungspolitik spielen die strate-
gischen Elemente »des Integrierten« und von 
»Nachhaltigkeit« eine zentrale Rolle. Auf ihnen 
basieren auch die von Bund, Ländern und Kom-
munen  gemeinsam entwickelte Nationale Stadt-
entwicklungspolitik in Deutschland sowie die 
»Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen 
Stadt«. In diesen Zusammenhang ordnet sich das 
Projekt »Programme des Bundes für die nachhal-
tige Stadtentwicklung und Soziale Stadt« ein. Im 
Auftrag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) und des Bundesministeri-
ums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) untersucht das Difu in dem Projekt, 
welche Rolle die Programme des Bundes für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung und die Soziale 
Stadt spielen. Ziel ist es – wie in der »Leipzig 
Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt«  
gefordert –, die Position des Bundes in der Stadt-
entwicklung inhaltlich zu schärfen und die vor-
handenen Instrumente und Programme schneller 
den neuen Herausforderungen anzupassen.  
Dafür wird eine umfangreiche Datensammlung 
des Difu zu unterschiedlichen Bundesprogram-
men aktualisiert und erweitert. In ausgewählten  

Städtebau und Stadtentwicklung B   Forschung

v.l.n.r. (hinten): Wolf-Christian 
Strauss, Bettina Reimann,  
Thomas Franke, Arno Bunzel
v.l.n.r. (vorn): Jessika Sahr-
Pluth, Christa Rothäusler,  
Franciska Frölich v. Bodel-
schwingh, Klaus J. Beckmann, 
Christa Böhme (nicht abgebil-
det: Stephanie Bock, Gregor  
Jekel)
Foto: David Ausserhofer. 
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Kommunen werden Expertengespräche mit rele-
vanten Akteuren geführt. Die Ergebnisse dieser 
unterschiedlichen Recherchen werden in zwei 
Workshops mit den beteiligten Bundesministeri-
en ausgewertet, um im jeweiligen Ressort und bei 
der Gestaltung zentraler förderrechtlicher Vorga-
ben die Bündelung der verschiedenen Förderakti-
vitäten vor Ort zu optimieren. 

Veröffentlichungen: Franke, Thomas, und Wolf-Christian 
Strauss: Integrierte Stadtentwicklung in deutschen Kommu-
nen – eine Standortbestimmung, in: Informationen zur 
Raumentwicklung, H. 4/2010, S. 253–262.

Strauss, Wolf-Christian, und Thomas Franke: Einbeziehung 
regionaler Aspekte in kommunales integriertes Handeln, 
in: Informationen zur Raumentwicklung, H. 4/2010, 
S. 297–302.

Die nachhaltige Gestaltung urbaner Lebensräu-
me wird in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft 
zwar als Leitziel grundsätzlich akzeptiert. Eine 
wirksame Nachhaltigkeitspolitik zu etablieren, 
stellt sich allerdings – nicht nur in Deutschland – 
als schwierig heraus. Eine wesentliche Herausfor-
derung ergibt sich dabei aus der Notwendigkeit, 
Nachhaltigkeitspolitiken unterschiedlicher Ebe-
nen und unterschiedlicher gesellschaftlicher Teil-
systeme besser aufeinander abzustimmen. Dieses 
Nebeneinander von Nachhaltigkeitspolitiken ist 
Ausgangspunkt für das Projekt »Szenarien für  
eine nachhaltige Stadtentwicklung – am Beispiel 
Die nachhaltige Stadt 2030«, das seit Dezember 
2009 im Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA) 
am Difu mit Partnern bearbeitet wird. Als inhaltli-
cher Fokus wurde die Gestaltung nachhaltiger 
urbaner Lebenswelten gewählt, da sich in der le-
bensweltlichen Perspektive von Bürgern, Konsu-
menten, Arbeitnehmern, Verkehrsteilnehmern 
usw. integrierte Nachhaltigkeitspolitik konsistent 
abbilden muss (vgl. auch die Beiträge »Kommu-
naler Umweltschutz« und »Nachhaltige Ressour-
cenwirtschaft«). 2010 hat das Difu kommunale 
Dimensionen und Handlungsfelder nachhaltiger 
Stadtentwicklung zusammengestellt. Parallel er-
folgte eine Bestandsaufnahme nationaler Nach-
haltigkeitspolitiken durch einen der Koopera- 
tionspartner, die Forschungsstelle für Um- 
weltpolitik der Freien Universität. 2011 werden 
Szenarien-Workshops zu ausgewählten Themen 
nachhaltiger Stadtentwicklung durchgeführt  
(siehe zu diesem Projekt auch die Erläuterungen 
im Themenbereich Wirtschaft).

Veröffentlichung: Grabow, Busso, und Angela Uttke: 
Leitbilder Nachhaltiger Stadtentwicklung. Von der Lokalen 
Agenda zur Nachhaltigkeit als strategischem Rahmen,  
in: Planerin, H. 6/2010, S. 22–25.

Programme als lernendes System:  
Evaluation in der Stadtentwicklung

Evaluationen, verstanden als systematische Ver-
fahren zur Analyse von Umsetzung, Ablauf, Wirk-

samkeit bzw. Nutzen sowie Wirtschaftlichkeit ei-
nes Programms, Projekts oder einer Maßnahme, 
werden im Bereich der Stadtentwicklung immer 
wichtiger – dies nicht nur aufgrund von § 104b 
Grundgesetz, wonach der Einsatz von Mitteln der 
Städtebauförderung zu überprüfen ist. Kommu-
nen sind zunehmend auch ohne externe Anreize 
daran interessiert, die Wirkungen von Projekten 
und Maßnahmen der Stadtentwicklung auf soli-
der Basis einzuschätzen (Ergebnis- oder summati-
ve Evaluation), wie auch im laufenden Umset-
zungsprozess Rückkopplungen zu erhalten, 
welche Aspekte der Steuerung gegebenenfalls zu 
modifizieren sind (Prozess- oder formative Evalu-
ation). Eine »definierte« Evaluationsmethode gibt 
es nicht, wenngleich die Deutsche Gesellschaft 
für Evaluation (DeGEval) einige Standards entwi-
ckelt hat. In der Praxis steht eine Reihe von Ein-
zelmethoden aus dem Bereich der empirischen 
Sozialforschung zur Verfügung. Zu ihnen gehören 
Dokumentenanalysen, schriftliche Befragungen 
und leitfadengestützte (Gruppen-)Interviews.

Das Difu hat im Jahr 2010 mehrere Evaluations-
projekte durchgeführt oder begonnen:

Evaluation der integrierten Quartiers- 
entwicklung im Leipziger Osten

Seit Ende des Jahres 1999 werden im Leipziger 
Osten Förderprogramme für eine (integrierte) 
Quartiersentwicklung umgesetzt – allen voran 
das Programm Soziale Stadt. Die Grundlage bil-
det ein aus dem Jahr 2000 stammendes Integrier-
tes Entwicklungskonzept (IEK). Um für dessen 
umfassende Fortschreibung zu fundierten Grund-
lagen zu kommen, führte das Difu bis Ende des 
Jahres 2010 eine Evaluation durch. Sie basierte 
vorrangig auf qualitativen Methoden und orien-
tierte sich am Vorgehen der – vom Difu in den 
Jahren 2000 bis 2002 durchgeführten – »Pro-
grammbegleitung vor Ort«.

Evaluation des Stadtbezirksmanagements 
in Hannover

Vor rund zwei Jahren wurde in Hannover ein 
Stadtbezirksmanagement eingesetzt. Seine über-
geordneten Ziele: integrierte Handlungsansätze 
in der Verwaltung generell verbessern, Verwal-
tungsarbeit stärker an den Belangen der Einwoh-
ner und deren Lebenslagen vor Ort orientieren, 
die Stadtbezirke partnerschaftlich entwickeln  
(Verwaltung, Bezirkspolitik, Vor-Ort-Akteure), 
den Informationsfluss zwischen diesen drei Ak-
teursgruppen verbessern und die Dienstleistungs-
orientierung der Verwaltung stärker nach außen 
vermitteln. Ende 2010 wurde die Prozessevaluie-
rung unter dem Leitmotiv »Stärken stabilisieren 
und Schwächen zu Stärken entwickeln« abge-
schlossen. Sie dient der Auseinandersetzung mit 
Effekten von Stadtbezirksmanagement und mit 
Modifizierungsnotwendigkeiten, auf die Politik 

➔➔ Szenarien nachhaltiger 

Stadtentwicklungs- 

politiken

➔➔ Evaluierung Soziale 

Stadt im Programmgebiet 

Leipziger Osten

➔➔ Prozessevaluierung 

Stadtbezirksmanagement 

Hannover
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und Verwaltung im weiteren Prozess reagieren 
können. Das Difu hat hierzu Prozesse und Ergeb-
nisse untersucht und Vorschläge zur weiteren 
Ausgestaltung erarbeitet.

Evaluierung des Bund-Länder- 
Programms Stadtumbau West

Für das Bund-Länder-Programm Stadtumbau 
West wird nach nunmehr siebenjähriger Pro-
grammlaufzeit eine Zwischenbilanz in Form  
einer Programmevaluierung gezogen. Mit dieser 
Überprüfung des Programmfortschritts hat das 
BBSR im Namen des BMVBS im Oktober 2010 
eine Arbeitsgemeinschaft bestehend aus 
Weeber+Partner, Institut für Stadtplanung und  
Sozialforschung sowie Difu beauftragt. 

Die an den Programm- und Maßnahmenzielen 
ausgerichtete Evaluierung soll aufzeigen, inwie-
weit sich das Programm Stadtumbau West bei der 
Bewältigung des strukturellen Wandels und damit 
verbundener Funktionsverluste bewährt hat. Un-
tersucht wird, ob die Umsetzung des Programms 
erfolgversprechend angelegt ist und wo es Ver-
besserungsbedarf gibt. Im Ergebnis der Evaluie-
rung werden Handlungsempfehlungen zu Erfor-
dernis und Ausgestaltung einer eventuellen 
Programmfortführung erarbeitet. Die Evaluie-
rungssystematik richtet sich auf Rahmenbedin-
gungen, Verläufe, Ergebnisse und Wirkungen. Sie 
umfasst Kontext-, Verlaufs-, Ergebnis- und Wir-
kungsanalysen. Die Ergebnisse sollen Anfang 
2012 publiziert werden. Die Evaluierung wird 
durch eine Lenkungsgruppe begleitet.

Bei der Durchführung dieser Projekte konnte und 
kann das Difu Erfahrungswissen aus früheren Eva-
luierungen (unter anderem Stadtumbau Ost und 
»Programmbegleitungen vor Ort« zu Beginn der 
Programmumsetzung Soziale Stadt) nutzen und 
weiterentwickeln.

Städtische Dynamik in Europa: Urban  
Audit Analyse 

Das Difu war zwischen 2008 und 2010 Teil eines 
Konsortiums, das im Auftrag der Europäischen 
Kommission, Generaldirektion Regionalpolitik, 
unter der Projektleitung des RWI Essen die Urban 
Audit Analyse 2010 durchführte. Ziel des Projek-
tes war es, aktuelle Informationen über Städte- 
eigenschaften und die städtische Dynamik in  
Europa zu gewinnen. Die Auswertungen sollen 
als Grundlage für die strategische Planung in un-
terschiedlichen Politikbereichen mit besonderer 
städtischer Relevanz dienen, so zum Beispiel in 
der Wirtschafts-, Umwelt- und Kohäsionspolitik. 
Begleitet wurde das Projekt neben einem Exper-
tengremium von einem »Urban Audit City Panel«, 
einem Ausschuss von Vertreterinnen und Vertre-
tern aus 32 Städten in 24 Ländern, die im Früh-
jahr 2009 auf einem Workshop im Difu erste  

Analyseergebnisse diskutierten. Auf Basis der ak-
tuellsten Urban-Audit-Datensammlung wurde  
eine Städtetypologie erarbeitet. Sie ordnet alle 
330 europäischen Urban-Audit-Städte »Typen« 
zu, um eine solide Grundlage für den Vergleich 
von Städten mit ähnlichen Eigenschaften zu 
schaffen. Die »Typen« wurden mit Hilfe geeigne-
ter statistischer Verfahren aus dem umfangreichen 
Datensatz mit mehr als 300 Variablen und Indika-
toren gebildet. Zudem werden im Bericht aktuel-
le städtische Entwicklungen in den Bereichen  
Bevölkerung, Wirtschaft, Umwelt und Soziales 
ausführlich im europäischen Vergleich beschrie-
ben.

 
Veröffentlichungen: Rheinisch-Westfälisches Institut für 
Wirtschaftsforschung (RWI), Difu, NEA Transport Research 
and Training, Policy Research & Consultancy (PRAC):  
Second State of European Cities Report, http://ec.europa.
eu/regional_policy/sources/docgener/studies/pdf/urban/
stateofcities_2010.pdf.  

Seidel-Schulze, Antje: Urban Audit Analyse, in: Difu- 
Berichte, H. 3/2008, S. 16–17.

Zentral für die Innenentwicklung:  
Stadterneuerung und Stadtumbau

Der wirtschaftliche Strukturwandel, demografi-
sche Entwicklungen wie Einwohnerverluste, die 
zunehmende soziale Segregation und nicht zu-
letzt Klimaschutz und Klimaanpassung bilden ak-
tuelle Herausforderungen für Stadterneuerung, 
Stadtsanierung und Stadtumbau. Es geht um die 
Entwicklung von Innenstädten und Stadtteilen zu 
attraktiven Wohn-, Versorgungs- und Wirtschafts-
standorten sowie um deren Erhaltung auf hohem 
Niveau. Neben der aktuellen Evaluierung des 
Bund-Länder-Programms Stadtumbau West durch 
das Difu (siehe oben) veranstaltet das Institut seit 
1973 jährlich und jeweils in einer anderen deut-
schen Stadt einen »Interkommunalen Erfahrungs-
austausch zur Stadterneuerung und Sozialpla-
nung«. Im Jahr 2010 konnte diese Veranstaltung 
mit dem Treffen in Nürnberg ihr 40. Jubiläum fei-
ern. Kommunale Praktikerinnen und Praktiker 
tauschten dort ihre Erfahrungen mit integrierten 
Ansätzen der Stadtentwicklung, Stadterneue-
rungs- und Sanierungsmaßnahmen in innerstädti-
schen Quartieren sowie unterschiedlichen kom-
munalen Strategien und Maßnahmen in von 
Strukturwandel betroffenen Stadtteilen aus.

»Motoren« der Innenentwicklung:  
Erhaltung und Entwicklung zentraler  
Versorgungsbereiche

Zu den aktuell herausragenden Zielen an  
der Schnittstelle von Städtebau und kommu- 
naler Wirtschaftspolitik gehört es, Innenstädte 
und Stadtteilzentren als »Siedlungsanker« zu  
stabilisieren, sie zu attraktiven, bedarfsgerechten 
Wohnorten (weiter) zu entwickeln und ihre  
Funktion als Standorte einer breit gefächerten 

➔➔ Evaluierung  

Stadtumbau West

➔➔ Erfahrungsaustausch  

zu Stadterneuerung und 

Sozialplanung

➔➔ Urban Audit
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Versorgung aufrechtzuerhalten. Handlungserfor-
dernisse ergeben sich hier vor allem mit Blick auf 
den anhaltenden Strukturwandel im Einzelhandel 
und die damit häufig verbundene Verschiebung 
von Kaufkraftströmen weg von den zentralen Ver-
sorgungsbereichen. Die Frage der Zukunftsfähig-
keit »klassischer« Warenhäuser, eine fortschrei-
tende »Filialisierung« in der Anbieterstruktur, 
problematische Auswirkungen innerstädtischer 
Einkaufscenter – all dies verdeutlicht die Kom- 
plexität der sich stellenden Aufgabe genauso wie 
die Entwicklung im Lebensmitteleinzelhandel 
(starkes Wachsen der Marktanteile von Discoun-
tern an Standorten, die gut mit dem Auto erreich-
bar sind). 

Das Difu hat sich des Themas seit langem an- 
genommen – im Rahmen verschiedener For-
schungsprojekte und in seinem Veranstaltungs-
programm. Im Berichtsjahr hat das Institut 
zusammen mit dem Planungsbüro Junker und 
Kruse, Dortmund, und dem Braunschweiger  
Architekten und Bauhistoriker Holger Pump-Uhl-
mann eine Arbeitshilfe zum angemessenen Um-
gang mit großen innerstädtischen Einkaufscentern 
erstellt. Auftraggeber war das Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Den maßgebli-
chen Akteuren auf der kommunalen Ebene wer-
den darin Wege aufgezeigt, wie sich Einkaufscen-
ter in zentrale Stadträume integrieren lassen. Die 
Arbeitshilfe gibt konkrete Empfehlungen, wie das 
komplexe Handlungsgeschehen bei einer Center-
ansiedlung besser gehandhabt werden kann. 
Größe und Lage, vor allem aber die bauliche 
Struktur und Form eines Centers werden als maß-
gebliche Eckpunkte betrachtet. Daneben stellen 
auch Größe und Lage der Stellplatzanlagen eine 
wirkungsvolle Steuerungsmöglichkeit dar, um ein 
solches Einkaufscenter besser zu integrieren. 

Angesichts der Schließung zahlreicher Waren-
häuser sowie der vielerorts steigenden Zahl neuer 
Einkaufscenter in Innenstadtlagen veranstaltete 
das Difu im Juni 2010 das Brennpunkt-Seminar 
»Einzelhandel in den Innenstädten – zwischen 
Warenhauskrise und Boom der Einkaufscenter«. 
Dabei wurden auch die mit der aktuellen Ent-
wicklung verbundenen Auswirkungen auf die 
zentralen Stadträume in den Blick genommen. 
Zwar ist mit raschen Lösungen zur Behebung der 
Warenhauskrise nicht zu rechnen. Dennoch wer-
den dieser Betriebsform Zukunftschancen einge-
räumt – vorausgesetzt, die anstehenden »Haus-
aufgaben« werden gemacht (Stichwort: Entwick- 
lung moderner Betriebskonzepte). 

Veröffentlichung: Junker, Rolf, Gerd Kühn und Holger 
Pump-Uhlmann: Arbeitshilfe zum Umgang mit großen  
innerstädtischen Einkaufscentern, Hrsg.: Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des  
Landes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf, Januar 2011. 

Gemeinsames »Dach«: Baukultur und  
Denkmalschutz

Die Kommunen stehen vor der umfassenden Auf-
gabe, die Erfordernisse des Strukturwandels und 
des Klimaschutzes mit denen der Erhaltung denk-
malgeschützter und anderer erhaltenswerter Ge-
bäude, Siedlungen oder historischer Ensembles in 
Einklang zu bringen. Das Difu hat diese Proble-
matik im Rahmen einer Seminarveranstaltung 
»Denkmalschutz nicht ohne Klimaschutz« aufge-
griffen. Das Thema wird 2011 weiterbearbeitet, 
dabei wird der Fokus auf der Kooperation und 
Kommunikation zwischen Fachleuten aus Denk-
mal- und Umweltschutz liegen. 

Die Qualität der Bau- und Planungskultur in ihrer 
Bedeutung für die bestandsorientierte Entwick-
lung von Stadtbereichen zu erkennen, zu pflegen 
und zu verbessern, ist ein wesentliches Element 
zeitgemäßer Städtebaupolitik. Eine Rolle spielt 
hierbei beispielsweise, wie die vielfältige »Ak-
teurslandschaft« qualifiziert beteiligt werden 
kann. Lebenswelten für und mit den Bürgerinnen 
und Bürgern zu gestalten, stellt eine zentrale Auf-
gabe der Stadtentwicklung dar. Das Thema wurde 
2010 im Difu im Rahmen verschiedener Semina-
re anhand von Beispielen und Ansätzen intensiv 
diskutiert. Einen Fokus bildeten unter anderem 
die Beteiligung und Aktivierung von Jugendlichen 
im Allgemeinen sowie von jugendlichen Migran-
tinnen und Migranten im Besonderen. Das Thema 
wird besonders vor dem Hintergrund der aktuel-
len Diskussion über angemessene Beteiligungs- 
und Informationsformen bei großen Investitions-
vorhaben (»prominentes« Stichwort: »Stuttgart 21«) 
auch 2011 weiter bearbeitet. 

Veröffentlichungen: Reimann, Bettina, und Angela 
Uttke: Ich will bauen, gib mir Steine. Über die Beteiligung 
von Jugendlichen und jugendlichen Migrant/innen an 
Stadtentwicklung, in: Demokratische Gemeinde,  
62. Jg., H. 6/2010, S. 36.

Uttke, Angela: Nuoret suunnittelemassa omaa ympäri-
stöään/Youth Designing Their Own Environment, in:  
Arkki (Hrsg.): Creating the Future. Ideas on Architecture 
and Design Education, Helsinki 2010, S. 54–57. 

Uttke, Angela: Design Your Own Space, in: Children in 
Scotland, Issue 103, January 2010, S. 20–21.

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des  
Difu zum Themenbereich Städtebau und Stadtentwicklung 
finden Sie unter »Daten und Fakten«.

➔➔ Baukultur als  

Verfahrensqualität
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B   Forschung

Die Siedlungs- und Verkehrsflächen breiten sich 
weiter aus – oder anders ausgedrückt: Die Flä-
cheninanspruchnahme für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke ist in Deutschland – ungeachtet an-
ders lautender Zielsetzungen der Politik – mit 
einer durchschnittlichen Zuwachsrate von 94 ha/
Tag in den Jahren 2006 bis 2009 weiterhin hoch, 
auch wenn in jüngster Zeit die Wachstumsraten 
etwas zurückgehen. Gegenüber dem Zeitraum 
2005 bis 2008, in dem die Zunahme noch 104 
ha/Tag betrug, hat sich der »Flächenverbrauch« 
verlangsamt. Die Ziele der Nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie der Bundesregierung, die tägliche 
Inanspruchnahme neuer Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen bis 2020 auf 30 ha/Tag zu reduzie-
ren sowie den Vorrang der Innen- vor der Außen-
entwicklung zu stärken, bleiben aktuell (vgl. zum 
Thema auch »Flächenmanagement und Flächen-
kreislaufwirtschaft« in Teil B »Nachhaltige Res-
sourcenwirtschaft« sowie zu Innenentwicklung 
den Beitrag »Städtebau und Stadtentwicklung«).

Mit seinem Förderschwerpunkt REFINA (»For-
schung für die Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme und ein nachhaltiges Flächenma-
nagement«) hat das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) das Ziel gesetzt, 
innovative Lösungsansätze und Strategien für ei-
ne Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 
und ein nachhaltiges Flächenmanagement zu er-
arbeiten und in Form von Demonstrationsvorha-

ben zu prüfen und umzusetzen. Entwickelt wur-
den und werden räumliche, rechtliche, öko- 
nomische, organisatorische und akteursbezogene 
Innovationen und Modifikationen bestehender 
Instrumente, Strategien und Vorgehensweisen 
(vgl. www.refina-info.de). 

Die seit Ende 2006 am Difu in Zusammenarbeit 
mit dem Aachener Büro für Kommunal- und Regi-
onalplanung (BKR Aachen) eingerichtete projekt- 
und fachübergreifende Begleitung des Förder-
schwerpunkts ist zuständig für die projekt- 
übergreifende Vernetzung sowie die Inte- 
gration, Synthese und Dokumentation der 
Forschungsergebnisse. Mit der Verlängerung des 
Projekts Ende 2009 wurde der inhaltliche 
Schwerpunkt für die verbleibenden beiden Jahre 
(2010/2011) neu gesetzt. Die Aufgaben konzent-
rieren sich nun weniger auf die Kompetenzbün-
delung im Forschungsfeld und die Entwicklung 
innovativer Lösungsansätze, da die meisten der 
geförderten Vorhaben inzwischen beendet sind. 

Der aktuelle Forschungsbaustein umfasst zum 
Ersten die Analyse und Auswertung der Koopera-
tion von Wissenschaft und kommunaler Praxis in 
den Forschungsvorhaben. Dafür werden die Er-
fahrungen in der Wissenschafts-Praxis-Kooperati-
on dokumentiert, analysiert und bewertet. Nicht 
zuletzt aufgrund seiner Rolle als Mittler zwischen 
Forschung und kommunaler Praxis sieht das Difu 

Städtebau und Stadtentwicklung
Projektübergreifende Begleitung  
des BMBF-Förderschwerpunkts REFINA 

v.l.n.r.: Daniel Zwicker-
Schwarm, Doris Reichel, 
Stephanie Bock, Jens Libbe, 
Christine Grabarse, Doris 
Becker, Holger Floeting, 
Thomas Preuß, Gregor  
Jekel, Juliane Heinrich 
(nicht abgebildet: Patrick 
Diekelmann, Rüdiger Knipp, 
Anja Neubauer)
Foto: Wolf-Christian Strauss.
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seine Aufgabe darin, diese Erfahrungen aus REFI-
NA weiterzugeben. Das Institut wird eine ent-
sprechende Handreichung für die kommunale 
Praxis zur Mitwirkung in Forschungsprojekten er-
arbeiten. Zum Zweiten konzentriert sich der For-
schungsbaustein auf Aspekte des urbanen Land-
managements. Aktuelle  Forschungsansätze und 
Ergebnisse zum Thema »Urbanes Landmanage-
ment« werden dokumentiert, analysiert, systema-
tisiert und vergleichend bewertet.

Einen dritten Schwerpunkt bilden Wissenstransfer 
und Öffentlichkeitsarbeit. Hierzu erschien im 
Jahr 2010 – nach den beiden bereits in 2009 er-
schienenen Bänden III »Folgekosten der Sied-
lungsentwicklung« und IV »Nachhaltiges Flä-
chenmanagement – in der Praxis erfolgreich 
kommunizieren« Band V der Reihe REFINA mit 
dem Titel »Flächen- und Standortbewertung für 
ein nachhaltiges Flächenmanagement. Methoden 
und Konzepte«. In ihm werden die Forschungser-
gebnisse zu Flächeninformationen und -bewer-
tungen zusammengeführt und ausgewertet. Die 
Qualifizierung von Flächeninformationen und 
Flächenbewertungen im Rahmen eines nachhal-
tigen Flächenmanagements stellen eine besonde-
re Herausforderung dar. Die Informationsgrund-
lagen zu verbessern sowie quantitative und 
qualitative Parameter bzw. Indikatoren zur Be-
wertung der Flächeninanspruchnahme einzufüh-
ren und anzuwenden, ist eine wichtige Aufgabe, 
wenn es die in der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie formulierten flächenpolitischen Ziele zu 
erreichen gilt. Neben innovativen Konzepten zu 
Prognose und Monitoring von Flächennutzungen 
sowie neuen Grundlageninformationen zur 
Standortbewertung werden in dem Band unter-
schiedliche Methoden zur integrierten und ganz-

heitlichen Bewertung von Nutzungsoptionen und 
Bauflächenpotenzialen vorgestellt.

Veröffentlichung: Frerichs, Stefan, Manfred Lieber und 
Thomas Preuß (Hrsg.): Flächen- und Standortbewertung  
für ein nachhaltiges Flächenmanagement. Methoden  
und Konzepte, Berlin 2010 (Beiträge aus der REFINA- 
Forschung, Reihe REFINA Band V).

Abgeschlossen wurde 2010 gleichfalls die Reihe 
FLÄCHENPOST, in der in 24 Ausgaben »gute Bei-
spiele« der REFINA-Forschung einer breiten Öf-
fentlichkeit vorgestellt wurden (siehe hierzu  
http://www.refina-info.de/refina-veroeffentli-
chungen/flaechenpost/). Mit dem REFINA-Hand-
buch – es erscheint 2011 – wird abschließend ei-
ne anwendungsorientierte Zusammenstellung 
zentraler Ergebnisse des REFINA-Förderschwer-
punktes zur Verfügung gestellt. 

Einen weiteren Baustein des Wissenstransfers bil-
det die Veranstaltungsreihe »REFINA kommt in 
die Regionen«. In Zusammenarbeit mit Landes-
ministerien werden in Regionalkonferenzen aus-
gewählte REFINA-Ergebnisse vorgestellt. Ange-
sprochen werden dabei vor allem Vertreterinnen 
und Vertreter kommunaler und regionaler Verwal-
tungen sowie der Kommunalpolitik. Nach den im 
Jahr 2010 durchgeführten Regionalkonferenzen 
in Nordrhein-Westfalen (siehe www.allianz-fuer-
die-flaeche.de/Flaechen-sparen-und-intelligent-
nutzen-257.html) und Baden-Württemberg 
(www.refina-info.de/de/refina-veroeffentlichungen/ 
fachveranstaltungen/2010-07-16-mannheim- 
bericht.phtml) sind für 2011 weitere Veranstaltun-
gen unter anderem in Hessen, Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen  
geplant. 
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➔➔ Bundestransferstelle  

Soziale Stadt beim Difu

➔➔ Soziale Stadt und ältere 

Menschen

Mit dem im Jahr 1999 von Bund und Ländern auf-
gelegten Programm »Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf – Soziale Stadt« soll eine po-
sitive Trendwende zur Stabilisierung und Aufwer-
tung benachteiligter Stadtteile eingeleitet werden. 
Dabei werden bauliche Investitionen der Stadter-
neuerung durch Maßnahmen zur Verbesserung 
der Wohnbedingungen und der sozialen Lebens-
lagen der Bewohnerschaft ergänzt – Integration, 
Bildung, Ausbildung und Qualifizierung sowie 
die Betreuung von Jugendlichen in der Freizeit 
sind hier wichtige Handlungsfelder.

Programmbegleitung durch die  
Bundestransferstelle Soziale Stadt 

Das Programm wird durch die Bundestransferstel-
le Soziale Stadt begleitet, die beim Deutschen 
Institut für Urbanistik angesiedelt ist und dem 
bundesweiten Informations- und Erfahrungsaus-
tausch zwischen allen an der Programmumset-
zung Beteiligten dient. Im Zentrum stehen die  
Internetplattform www.sozialestadt.de (Informati-
onen zum Programm und seinen Handlungsfel-
dern, zu den Programmgebieten und zu Beispie-
len aus der Praxis) sowie der persönliche 
Informationstransfer. Dieser war vor dem Hinter-
grund der Kürzungen der Bundesmittel für die 
Soziale Stadt in letzter Zeit vor allem durch Pres-
se- und Vortragsanfragen zu den bisherigen Pro-
grammwirkungen geprägt. Darüber hinaus tragen 

die regelmäßig erscheinenden Ausgaben des 
Newsletters »Soziale Stadt Info« sowie die Veran-
staltungsreihen »Fachpolitische Dialoge« und 
»Regionalkonferenzen zur Sozialen Stadt« zu 
Wissensvermittlung und Erfahrungsaustausch bei.

Soziale Stadt Info Nr. 24:  
Ältere Menschen in der Sozialen Stadt

Ältere Menschen erfahren in der Sozialen Stadt 
zunehmend Aufmerksamkeit. Dies hat gute Grün-
de: Ihr proportionaler Anteil an der Bevölkerung 
wächst stetig, am stärksten steigt der Anteil der 
über 80-Jährigen. Zugleich wird im Alter der 
Stadtteil immer wichtiger, sind doch viele Ältere 
z.B. nicht mehr so mobil. Im Stadtteil also müssen 
Versorgungseinrichtungen, altersgerechte Woh-
nungen, ein sicheres Wohnumfeld vorhanden 
sein. 

Hilfe, Begleitung und Teilhabe für Ältere sind da-
her Anliegen etlicher Initiativen und Maßnahmen 
in der Sozialen Stadt. In Modellprojekten ver-
schiedener Träger werden innovative Konzepte 
umgesetzt. Von einigen dieser Ansätze und Pro-
jekte wird im Soziale Stadt Info Nr. 24  berichtet. 

Die Beiträge nähern sich dem Thema mal lebens-
weltlich-praktisch, mal theoretisch-analytisch. 
Ein gemeinsames Fazit könnte lauten: Gerade  
jene Konzepte »stimmen« und jene Projekte  

B   ForschungStädtebau und Stadtentwicklung
Bundestransferstelle Soziale Stadt 

v.l.n.r.: Wolf-Christian 
Strauss, Klaus-Dieter  
Beißwenger, Doris Reichel, 
Christa Böhme, Thomas 
Franke, Christine Grabarse
(nicht abgebildet: Manuel 
Ott, Siiri Flatow, Stephan 
Matzdorf)
Foto: David Ausserhofer.
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gelingen besonders gut, die sich an den Ressour-
cen des Quartiers orientieren, Anlaufstellen nicht 
nur als Orte für Probleme, sondern für Freizeit 
und Kooperation vorsehen, sich dem Quartier ge-
genüber öffnen und Unterschiedliches – Hand-
lungsfelder, Nutzungen, Generationen, Akteure, 
Altes und Neues usw. – zusammenbringen.  

Veröffentlichung: Bundestransferstelle Soziale Stadt im 
Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung: Soziale Stadt Info 24, Schwerpunkt:  
Ältere Menschen in der Sozialen Stadt, Berlin, Juli 2010, 
http://edoc.difu.de/edoc.php?id=4SAXD530.

Zweite Regionalkonferenz zur  
Sozialen Stadt

Am 24. Februar 2010 trafen sich im Programmge-
biet Leipziger Osten rund 80 Akteure der Sozia-
len Stadt aus den Bundesländern Berlin, Branden-
burg, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen zu der zweiten Regionalkonferenz 
zur Sozialen Stadt.

Thema der Regionalkonferenz waren zum einen 
die Modellvorhaben der Sozialen Stadt, mit  
denen der Bund den Ländern bis Ende 2010 die 
Möglichkeit geboten hat, einen Teil der Bundes-
mittel innerhalb des Programms Soziale Stadt 
auch für die Förderung von Maßnahmen und Pro-
jekten im sozial-integrativen Bereich einzuset-
zen. Zum anderen ging es in der Regionalkonfe-
renz um das wichtige Thema Monitoring. 

Die Förderung der Modellvorhaben Soziale Stadt 
ist in den Kommunen auf große Resonanz gesto-
ßen. Als besonderer Nutzen dieses Ansatzes – so 
zeigte die Konferenz – wird unter anderem gese-
hen, dass die Lösung von sozial-integrativen Pro-
blemen explizit Gegenstand der Förderung sein 
kann und Modellvorhaben dazu beitragen, dass 
neue Kooperationen geschaffen werden bzw. 
neue Netzwerke – vor allem im Akteurskreis außer- 
halb von Politik und Verwaltung – entstehen.  
Darüber hinaus bestand Einigkeit über die Not-
wendigkeit von Monitoringsystemen und Evalua-
tionen, um eine transparente Grundlage für gene-
relle Aussagen zur Quartiersentwicklung zu 
schaffen.

Veröffentlichung: Bundestransferstelle Soziale Stadt im 
Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung: 2. Regionalkonferenz zur Sozialen 
Stadt. Modellvorhaben der Sozialen Stadt und Monitoring. 
Dokumentation und Auswertung, Berlin 2010, http://edoc.
difu.de/edoc.php?id=3MHDPXVY.

Ausblick

Die beim Difu angesiedelte Bundestransferstelle 
Soziale Stadt begleitet das Programm auch im 
Jahr 2011. Dabei wird es vor dem Hintergrund 
der Ende 2010 beschlossenen drastischen Mittel-
reduzierung für die Soziale Stadt samt Streichung 
der Modellvorhaben und Ausrichtung auf vorwie-
gend investive Ausgaben auch um die künf- 
tige Ausgestaltung des Programms Soziale Stadt  
gehen.

➔➔ Modellvorhaben und 

Monitoring: Zentrale  

Themen der Sozialen 

Stadt

➔➔ Fortführung der  

Bundestransferstelle  

Soziale Stadt in 2011
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Wohnen B   Forschung

Bevölkerungsrückgang und Alterung im Zuge des 
demografischen Wandels, eine fortschreitende 
Ökonomisierung der Wohnungswirtschaft und 
veränderte bauliche Anforderungen an Wohn- 
gebäude stellen aktuell die zentralen Rahmen- 
bedingungen für kommunale Wohnungspolitik 
dar. Dabei weisen Bevölkerungsentwicklung, 
wirtschaftliche Dynamik und die zunehmende 
Vielfalt von Lebensweisen und Lebensstilen in 
der Gesellschaft (Heterogenisierung) regional 
und auch kleinräumig sehr unterschiedliche Aus-
prägungen auf. Entsprechend  sind auch die Anfor-
derungen an die Wohnraumversorgung ausdifferen-
ziert: qualitativ und quantitativ, regional und sozial. 
Zu den aktuellen Rahmenbedingungen der Wohn-
raumversorgung zählt auch die finanzielle Notlage 
vieler öffentlicher Haushalte. Die kommunalen 
Aufwendungen für die Wohnraumversorgung ma-
chen einen erheblichen Anteil an den Gesamtaus-
gaben der Kommunen aus. Wachsende Bedeutung 
erfahren in der Diskussion um die Zukunft kom-
munaler Wohnungspolitik daher die Leistungs-
möglichkeiten kommunaler Haushalte, ein ressour-
ceneffizienter Mitteleinsatz sowie die Kooperation 
mit semi-öffentlichen und privaten Akteuren.

Die Schwerpunkte der Difu-Arbeit im Themen- 
bereich Wohnen lagen 2010 bei Fragen der  
Zukunft der sozialen Wohnraumversorgung, bei 
neuen Wohnformen in der Stadt sowie bei der 
Zusammenarbeit von Wohnungsgenossenschaf-

ten und Kommunen. Weitere Aktivitäten mit Be-
zug zum Themenbereich Wohnen stellten Vorträ-
ge und Publikationen zum 2009 abgeschlossenen 
Projekt »Stadtpolitik und das neue Wohnen in der 
Innenstadt« dar. Im Förderschwerpunkt REFINA 
des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (siehe auch »Projektübergreifende Beglei-
tung des BMBF-Förderschwerpunkts REFINA«), 
den das Difu wissenschaftlich begleitet, wurde 
untersucht, welchen Beitrag Wohnstandortwahl 
und Wohngebietsausweisung zur Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme leisten. Mit einem 
»Brennpunktseminar« im April 2010 hat das Difu 
die Problematik sogenannter Schrottimmobilien 
im Stadtumbau aufgegriffen. Und nicht zuletzt 
sind auch Aktivitäten der Programmbegleitung 
beim Bund-Länder-Programm Soziale Stadt (siehe 
»Bundestransferstelle Soziale Stadt«), die am Difu 
angesiedelt ist, unter anderem dem Themenbe-
reich Wohnen zuzuordnen.

Die Zukunft der sozialen Wohnraum- 
versorgung

Nach wie vor steht die soziale Wohnraumversor-
gung als eine Kernaufgabe öffentlicher Daseins-
vorsorge im Mittelpunkt kommunaler Wohnungs-
politik. Sie ist in den kommenden Jahren mit 
einer Reihe von Herausforderungen konfrontiert. 
Insbesondere der steigende Anteil alter und hoch-
betagter Menschen, zunehmende regionale und 

v.l.n.r.: Franciska Frölich v. 
Bodelschwingh, Gregor Jekel, 
Antje Seidel-Schulze, Bettina 
Reimann, Arno Bunzel
Foto: Doris Reichel.
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intrakommunale Disparitäten sowie steigende 
energetische Anforderungen führen zu neuen Be-
darfsstrukturen und zu einem erheblichen bauli-
chen Anpassungsbedarf im Wohnungsbestand. 
Angesichts auslaufender Belegungsbindungen, 
der Privatisierung von öffentlichen Wohnungsbe-
ständen und der Ungewissheit über die künftige 
Höhe der Wohnbauförderung in den Ländern 
stellt sich zunehmend die Frage nach den Steue-
rungsmöglichkeiten bei der sozialen Wohnraum-
versorgung. Die Problematik wurde im Mai 2010 
in dem Difu-Seminar »Kommunale Strategien zur 
Sicherung der sozialen Wohnraumversorgung« 
näher beleuchtet. Im Fokus dabei: in der Praxis 
bewährte Handlungsoptionen zur Sicherung 
preiswerten Wohnraums und ihr Einfluss auf die 
Wohnraumversorgung von bedürftigen Haushalten. 
Angesichts der großen Resonanz auf dieses Seminar 
ist geplant, das Thema im Frühjahr 2012 im Rahmen 
einer Veranstaltung erneut aufzugreifen.

Veranstaltung: Kommunale Strategien zur Sicherung der 
sozialen Wohnraumversorgung, Difu-Seminar,  
17.–18. Mai 2010, Berlin.

Neue Wohnformen in der Stadt

Baugemeinschaften, Wohnprojekte, genossenschaft- 
liches Wohnen, betreute Pflege-WGs: Diese und 
weitere Modelle des – in der Regel gemeinschaft-
lichen – Wohnens stehen regelmäßig im Mittel-
punkt von Medienberichten und Informationsver-
anstaltungen. Gesellschaftliche Veränderungen 
wie die zunehmende Alterung und Vereinzelung 
sowie sich wandelnde Wohnleitbilder stärken das 
Interesse in der Bevölkerung an diesen neuen 
Wohnformen. Letztere werden zugleich als Hoff-
nungsträger für die Stabilisierung von Quartieren, 
als Baustein der »Stadtreparatur« oder gar als 
Weg aus einer künftig zu erwartenden Krise der 
sozialen Sicherungssysteme gesehen. 

Den beschriebenen Hoffnungen stehen gravie-
rende Probleme bei der Gründung, Grundstücks-
suche und Finanzierung sowie zum Teil Vorbehal-
te gegen eine Förderung durch die öffentliche 
Hand gegenüber. Es bedarf mühsamer, oft jahre-
langer Findungsprozesse, bis eine Gruppe ent-
standen und ein Projekt verwirklicht ist. Die Be-
gleitung solcher Prozesse durch die Kommu- 
nalverwaltungen und andere externe Akteure 
erfordert einen hohen Kommunikations- und 
Steuerungsaufwand. Und nicht zuletzt fällt es den 
Initiatoren von Wohnprojekten und Baugemein-
schaften in innerstädtischen Lagen angesichts 
wachsender Nachfrage und Konkurrenz durch 
gewerbsmäßige Immobilienentwickler besonders 
schwer, Grundstücke zu erwerben. Damit fehlt es 
oft genau dort an Umsetzungserfolgen, wo solche 
Projekte einen besonders wichtigen Beitrag zur 
Ergänzung des Wohnungsangebotes – etwa für 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität – leisten 
könnten. Diesem Spannungsverhältnis zwischen 

hohen Erwartungen an die positiven Effekte einer-
seits und den Problemen bei der Entstehung von 
neuen Wohnformen andererseits widmete sich 
das Difu unter anderem im Rahmen eines Semi-
nars im November 2010. Vorgestellt wurden ver-
schiedene Modelle, wie Kommunen neue Wohn-
formen unterstützen können, ebenso die zugrunde 
liegenden stadtentwicklungspolitischen Ziele.

Veranstaltung: Neue Wohnformen – Ziele und Unter-
stützungsmöglichkeiten der Kommunen, Difu-Seminar,  
4.–5. November 2010, Berlin. 

Zusammenarbeit von Wohnungsgenos-
senschaften und Kommunen

Die Privatisierung öffentlicher Wohnungsbestände, 
auslaufende Belegungsbindungen und deren bislang 
nur in geringem Umfang erfolgende Erneuerung re-
duzieren die Möglichkeiten der Kommunen, den 
Wohnungsmarkt zu »steuern«. Damit gewinnt die 
Suche nach Verbündeten an Bedeutung, die Woh-
nungswirtschaft gerät dabei in den Fokus. Eine Teil-
gruppe, die neben den kommunalen Wohnungsun-
ternehmen in ihren Zielen denen der Kommunen 
besonders nahe ist, sind die Wohnungsgenossen-
schaften. Auch in Folge der Evaluierung der Empfeh-
lungen der Expertenkommission Wohnungsgenos-
senschaften (siehe Jahresbericht 2009) wurde 2010 
unter Beteiligung des Difu erstmalig ein Treffen von 
Verbandsgremien des Deutschen Städtetages (DST) 
und des GdW Bundesverbandes deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen durchgeführt. 
Im Mittelpunkt stand die Zusammenarbeit zwischen 
Kommunen und Wohnungsgenossenschaften. Der 
Austausch soll nun regelmäßig stattfinden.

Veröffentlichung: Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) und Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) (Hrsg.); Gregor Jekel,  
Stephan Beetz, Stephanie Bock und Arno Bunzel (Bearb.): 
Aktivierung von Potenzialen genossenschaftlichen Woh-
nens. Evaluierung der Empfehlungen der Expertenkommis-
sion Wohnungsgenossenschaften im Forschungsprogramm 
»Experimenteller Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt)«, 
Projektabschlussbericht, BMVBS-Online-Publikation  
Nr. 25/2010. 

Ausblick auf 2011

Im Jahr 2011 wird die 2010 gestartete Evaluierung 
des Bund-Länder-Programms Stadtumbau West (sie-
he auch Teil B »Städtebau und Stadtentwicklung«) 
mit ihren Themenschwerpunkten Qualifizierung des 
Wohnungsbestandes, Stabilisierung von Ortskernen 
und Reaktivierung von Brachflächen/Beseitigung 
von Leerstand einen Arbeitsschwerpunkt im The-
menbereich Wohnen darstellen. Als weiterer 
Schwerpunkt ist die Wohneigentumsbildung von 
Migranten vorgesehen. Unter anderem ist ein Semi-
nar zu diesem Thema im Mai 2011 geplant. 

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen zum 
Themenbereich Wohnen finden Sie unter »Daten und  
Fakten«.

➔➔ Kooperationen  

zwischen Kommunen  

und Genossenschaften
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Fragestellungen aus dem Themenbereich Bevöl-
kerung und Soziales gewinnen auf der kommuna-
len Ebene an Bedeutung. Wirtschaftlicher Struk-
turwandel, wachsende soziale Ungleichheit und 
Armut, Migration und Integration, soziodemogra-
fische Veränderungen und Veränderungen der  
Sicherheitslage in urbanen Räumen erfordern von 
den Städten Aktivitäten, die den sozialen Zusam-
menhalt und die stadt- wie sozialräumliche Integ-
ration fördern. Zudem machen es Prozesse der 
sozialen und ethnischen Segregation nötig, dass 
sich die Politik in ihren Maßnahmen stärker auf 
benachteiligte Quartiere und auf besonders  
gefährdete und bedürftige Bevölkerungsgruppen 
orientiert. Wichtige Handlungsfelder einer darauf 
ausgerichteten Stadtentwicklung sind Integration, 
Jugendhilfe, (Aus-)Bildung, Gesundheitsförde-
rung und Kriminalprävention. 

Demografischer Wandel

Der demografische Wandel ist eine der zentralen 
Rahmenbedingungen für kommunales Handeln. 
Er betrifft so vielfältige Politikfelder wie den Ar-
beitsmarkt, die sozialen Sicherungssysteme, den 
Wohnungsmarkt, die Bereitstellung technischer 
und sozialer Infrastruktur, Stadt- und Regionalpla-
nung sowie öffentliche Finanzen. Seine Auswir-
kungen sind unterschiedlich. Bundesweit ist ein 
Auseinanderdriften der regionalen Entwicklun-
gen festzustellen – Regionen mit positiver  

Bevölkerung und SozialesBevölkerung und Soziales B   Forschung

v.l.n.r.: Klaus J. Beckmann, 
Bettina Reimann, Kerstin  
Landua, Antje Seidel-Schulze, 
Christa Böhme, Franciska 
Frölich v. Bodelschwingh, 
Maja Arlt, Holger Floeting,  
Beate Hollbach-Grömig
(nicht abgebildet: Nadine 
Dräger, Thomas Franke,  
Detlef Landua, Jessika Sahr-
Pluth)
Foto: Doris Reichel.

natürlicher Bevölkerungsentwicklung und positi-
vem Wanderungssaldo stehen schrumpfende 
Regionen gegenüber. Wachsende und schrump-
fende Räume können – auch innerhalb einer 
Stadt – sehr nah beieinander liegen. Daher setzen 
sich immer mehr Städte, Gemeinden und Regio-
nen mit den Konsequenzen aus diesen Entwick-
lungen auseinander. Themenzugang und Hand-
lungsansätze sind in den einzelnen Kommunen 
und Regionen allerdings je nach Dringlichkeit 
der Probleme unterschiedlich. Sie hängen dar-
über hinaus von der Bereitschaft der Politik ab, 
entsprechende Diskussionen zu führen.

Im Sommer 2010 schloss das Difu – in Zusam-
menarbeit mit sieben Fallstudienstädten (Biele-
feld, Dresden, Gera, Köln, München, Münster, 
Wolfsburg) – das Projekt »Herausforderungen des 
demografischen Wandels bewältigen: Kommuna-
le Erfahrungen und Ansätze« ab. Ziel war es, die 
mit Blick auf den demografischen Wandel entwi-
ckelten Handlungsansätze in unterschiedlichen 
Kommunen zu ermitteln, aufzubereiten sowie 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen für den 
künftigen Umgang mit den verschiedenen Facet-
ten des demografischen Wandels zu erarbeiten. 
Dabei wurde eine Fülle von Beispielen zu ausge-
wählten Handlungsfeldern im Zusammenhang 
mit dem demografischen Wandel aufbereitet. Vie-
le davon sind seit langem wichtige kommunale The-
men, nicht nur im Kontext des demografischen 
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Wandels. Zahlreiche Kommunen erweitern je-
doch gegenwärtig den Themenzuschnitt. Themen 
bekommen in der stadtinternen Diskussion durch 
die Verknüpfung mit dem demografischen Wan-
del neue Bedeutung. Das Spektrum reicht von 
Fragen aus den Bereichen Wirtschaft und Arbeits-
markt über Bildung und Integration, Familienpoli-
tik, Gesundheitspolitik bis hin zu Infrastruktur 
und Mobilitätsfragen. Es ist wichtig, die Hand-
lungsfelder je nach der konkreten Situation der 
einzelnen Stadt zu spezifizieren. Da sehr viele 
Bereiche von den Folgen der demografischen Ver-
änderungen betroffen sind, ist es erforderlich, Pri-
oritäten und Schwerpunkte zu setzen.

Veröffentlichung: Frölich v. Bodelschwingh, Franciska, 
Beate Hollbach-Grömig und Bettina Reimann: Demogra- 
fischer Wandel. Kommunale Erfahrungen und Handlungs-
ansätze, Berlin 2010 (Difu-Impulse, Bd. 5/2010).

In den nächsten Jahren wird das Problem der aus-
reichenden Finanzierung und/oder Organisation 
von Infrastrukturen, die von den demografischen 
Veränderungen besonders betroffen sind, an  
Bedeutung gewinnen. Vor diesem Hintergrund 
erarbeitete das Difu im Auftrag des Bundesminis-
teriums des Innern eine Kurzstudie mit dem Titel 
»Finanzierung von Infrastruktur unter den Bedin-
gungen der demografischen Veränderungsprozes-
se«. Sie erfasst den Stand der politischen und wis-
senschaftlichen Diskussion vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels in den neuen Län-
dern und zeigt Gestaltungsoptionen auf. Im Kern 
wurde eine Fülle von Finanzierungs- und Steue-
rungsinstrumenten zusammengetragen, die in  
ihrer Bedeutung für die zukünftige Infrastruktur- 
finanzierung bewertet wurden (siehe ausführli-
cher in Teil B »Finanzen und Investitionen«).

Kleinräumiger Städtevergleich zur  
sozialen Stadtentwicklung 

Kleinräumige Stadtbeobachtung und Monitoring 
werden als Grundlage strategischer Entscheidun-
gen in Politik und Verwaltung immer wichtiger. In 
vielen Städten wurden inzwischen auf hohem  
Niveau Kompetenzen für die Sammlung und Ver-
arbeitung von kleinräumigen Daten entwickelt. 
Deren vergleichende Bewertung und Nutzung 
stellen einen weiteren Schritt zur Verbesserung ei-
ner datengestützten Stadtentwicklungspolitik dar.

Das Difu war im Rahmen eines vom Ministerium 
Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-West-
falen finanzierten Pilotprojektes Kooperations-
partner von »res urbana Gesellschaft für sozial-
wissenschaftliche Analyse und Beratung mbH« 
(Häußermann/Dohnke). Es wurden eine Synopse 
zu bestehenden Monitoringsystemen zur sozialen 
Stadtentwicklung in den Projektstädten erstellt 
und die Verfügbarkeit kleinräumiger Daten ge-
prüft. Zudem wurde ein Konzept für einen klein-
räumigen Städtevergleich entwickelt. Mit diesem 

lässt sich klären, wie sich innerstädtische Teilge-
biete im Verhältnis zueinander entwickeln (Annä-
herung der sozialen Profile bzw. Problemlagen 
oder Polarisierung). Um bestehende Systeme mit 
vergleichbaren Städtedaten zu nutzen, wurde als 
Datenquelle die Innerstädtische Raumbeobach-
tung (IRB) des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) verwendet. 

Für 30 beteiligte Städte wurden sozialräumliche 
Tendenzen analysiert und verglichen. Dazu wur-
den für jede Stadt auf Basis einiger demografi-
scher und SGBII-Daten jeweils drei Indikatoren 
berechnet. Diese geben Auskunft über das Aus-
maß der Polarisierung in den Städten. Zu diesen 
Indikatoren gehören bekannte Maße wie der Se-
gregationsindex und Konzentrationsmaße. Es 
wurden aber auch zwei neue dynamische Indi-
zes, der Trendwert und die Trendabweichung, 
eingeführt. Deutlich wurde, dass alle Indizes, ins-
besondere über den Zeitverlauf, aufschlussreiche 
Ergebnisse für die Städte selbst, mit Einschrän-
kungen auch für den Städtevergleich liefern. Für 
weitere Analysen, die das Difu in 2011 plant, 
wird es eine Herausforderung sein, die Größe der 
Gebiete für Städtevergleiche zu harmonisieren, 
um in solchen Vergleichen noch belastbarere 
Aussagen zu treffen. 

Veröffentlichungen: Dohnke, Jan, Hartmut Häußermann 
und Antje Seidel-Schulze: Synopse der Monitoringsysteme 
zur sozialen Stadtentwicklung der Städte im Pilotprojekt 
»Kleinräumiger Städtevergleich«, http://www.difu.de/ 
projekte/2010/kleinraeumiger-staedtevergleich-zur- 
sozialen.html.

Seidel-Schulze, Antje: Kleinräumiger Städtevergleich zur 
sozialen Stadtentwicklung, in: Difu-Berichte, H. 4/2009,  
S. 16.

Integration von Migranten

(Soziale) Integration ist ein Thema, das sich nicht 
auf Zuwanderer beschränkt. Deren Integration 
stellt jedoch für die Städte eine besondere und 
mit Blick auf die demografische Entwicklung der 
– auch alternden – Migranten künftig wachsende 
Herausforderung dar. Hinsichtlich dieser Bevöl-
kerungsgruppe wird in Forschung und Planung 
häufig nicht genügend oder nicht angemessen 
differenziert – dies betrifft vor allem die nach Ge-
schlecht, Alter, sozialer und ethnischer Herkunft 
unterschiedlichen Kompetenzen, Ressourcen, 
Bedarfe und Benachteiligungen. 

Das Thema Integration wird am Difu unter beson-
derer Berücksichtigung der stadträumlichen Inte-
grationspolitik bearbeitet. Ansatzpunkte bilden 
hierbei die Weiterentwicklung des Bund-Länder-
Programms Soziale Stadt (siehe auch unter »Bun-
destransferstelle Soziale Stadt«) mit stärkerer Ge-
wichtung des Handlungsfeldes Integration von 
Zuwanderern, ebenso die Verknüpfung des The-
mas Integration mit Wohnen, (Aus-)Bildung, Be-
schäftigung, Alterung und Gesundheit.
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Schwerpunkte der Forschungs- und Fortbildungs-
tätigkeiten im Bereich Migration waren 2010 die 
Beteiligung jugendlicher Migranten an der 
Stadt(teil)entwicklung und die Wohneigentums-
bildung von Migranten. Hierbei wird Wert darauf 
gelegt, für die Vielfalt der Migranten(gruppen) zu 
sensibilisieren und deren unterschiedliche Bedar-
fe als Ausgangsbasis für die zielgruppenadäquate, 
sozial ausgewogene und bedarfsorientierte Stadt-
planung und Stadtentwicklung zu etablieren.

Veröffentlichung: Reimann, Bettina, und Angela Uttke: 
Ich will bauen. Gib mir Steine. Über die Beteiligung von 
Jugendlichen und jugendlichen Migrant/innen an Stadtent-
wicklung, in: Demokratische Gemeinde, H. 6/2010, S. 36.

Vortrag: Reimann, Bettina (gemeinsam mit Heike Han-
hörster): »Turkish Homeowners in German Cities. Social 
Heterogeneity and Stabilization in Ethnically Segregated 
Neighbourhoods?«, European Network for Housing  
Research (ENHR), 5. Juli 2010, Istanbul.

Kinder, Jugendliche und Bildung

Die thematische Schwerpunktsetzung im Difu 
wird durch das Ziel bestimmt, zur Sicherung der 
Handlungsfähigkeit der Gemeinden beizutragen. 
Dementsprechend werden Themen des kommu-
nalen Verwaltungshandelns bearbeitet, die aktu-
ell in der Öffentlichkeit aufmerksam verfolgt wer-
den, und solche, die einen eher zukunfts- 
bezogenen Charakter für die Gemeinde- 
entwicklung aufweisen. Vor diesem Hintergrund 
hat das Thema Bildung an Bedeutung gewonnen.

Mit dem Seminar »Inklusion statt Integration – 
Hat das deutsche Förderschulsystem noch eine 
Zukunft?« setzte das Difu im Herbst 2010 die ge-
meinsam mit dem Deutschen Städtetag konzi-
pierte Veranstaltungsreihe zur kommunalen Bil-
dungspolitik fort. Im Mittelpunkt stand die Frage, 
welche Folgen die Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention für die pädagogischen und 
finanziellen Rahmenbedingungen einer an den 
Bedürfnissen und Besonderheiten aller Schülerin-
nen und Schüler ausgerichteten Schule hat.

Das Difu hat zudem ein Eigenprojekt begonnen, 
in dem untersucht wird, wie sich der Übergang 
zum Ganztagsbetrieb an den Schulen auf die 
kommunalen Bildungsausgaben finanzwirtschaft-
lich auswirkt. Durch die Ermittlung belastbarer 
Daten soll die Grundlage für eine Diskussion zu 
einer gerechteren und auch in Zukunft tragfähi-
gen Verteilung von Kosten und Lasten zwischen 
Ländern und Kommunen geschaffen werden.  
Außerdem sollen in einer zweiten Phase die Er-
fahrungen der Städte vertieft erschlossen werden.

Ebenso hat »Kinder- und Jugendhilfe« als Thema 
am Difu ein stärkeres Gewicht erhalten. »Fortbil-
dung und Qualifizierung« von Fachkräften der 
freien und öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe 

werden am Difu dauerhaft von der »Arbeitsgrup-
pe Fachtagungen Jugendhilfe« (AGFJ) getragen. 
Die AGFJ führt mit Förderung des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) bundesweite Fachtagungen zu aktuel-
len Fragen und Anforderungen an die Kinder- und 
Jugendhilfe durch und bearbeitet ein breites The-
menspektrum. Wichtige Tagungsthemen 2010 
waren unter anderem »Jugendamt der Zukunft«, 
»20 Jahre Kinder- und Jugendhilfegesetz« sowie 
»Kooperation von Jugendhilfe und Kinder- und 
Jugendpsychiatrie«. Näheres dazu wird im Be-
richtsteil C »Fortbildung« erläutert.

Im Zeitraum von Juni 2008 bis August 2010 wur-
de darüber hinaus ein Difu-Forschungsprojekt zur 
Bestandsaufnahme Früher Hilfen durchgeführt, 
das eine zweimalige Befragung aller Jugend- und 
Gesundheitsämter vorsah. Zentrale Themen der 
ersten Befragung waren Ziele, Umfang, Struktur 
und Qualität der Kooperationen bzw. der lokalen 
Vernetzung sowie Unterstützungsbedarfe im Be-
reich Früher Hilfen. Die zweite Teiluntersuchung 
im Jahr 2010 zielte auf die Erfassung von Um-
fang, Art und Verstetigung der Angebote für Fami-
lien vor Ort sowie von Zugangswegen zu Famili-
en und der derzeitigen Praxis der Früherkennung 
von familiären Problemlagen. Außerdem wurde 
ermittelt, ob es seit der ersten Erhebung Fortschrit-
te beim Auf- und Ausbau Früher Hilfen gegeben 
hat. Eine Inhaltsanalyse der von den Ämtern zuge-
sandten Dokumente und Arbeitsmaterialien erfolg-
te als ergänzende Projektphase. Die Ergebnisse 
dieser Bestandsaufnahmen wurden auf dem ersten 
Bundeskongress des Nationalen Zentrums Frühe 
Hilfen (NZFH) »Von Anfang an. Gemeinsam.« prä-
sentiert. Auftraggeber war das NZFH. Das Vorha-
ben wurde vom BMFSFJ gefördert.

Veröffentlichungen: Beckmann, Klaus J., Detlef Landua 
und Maja Arlt: Bestandsaufnahme zur Entwicklung der 
kommunalen Praxis im Bereich Früher Hilfen. Erste und 
zweite Teiluntersuchung. Projektabschlussbericht, Berlin 
2010.

Beckmann, Klaus J., und Kerstin Landua (Hrsg.): »Tausend 
Mal ‚warum’? Verbesserung der Bildungsqualität in vor-
schulischen Einrichtungen.« Dokumentation einer Fach- 
tagung des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) in  
Kooperation mit dem Deutschen Städtetag (DST), der 
Deutsche Telekom Stiftung und der Arbeitsgruppe  
Fachtagungen Jugendhilfe am 14./15. Januar 2010 in  
Berlin,  Berlin 2010. 

Landua, Kerstin: Jugendamt – Mädchen für alles (Tagungs-
bericht), in: Sozialmagazin, Jg. 35/2010, Nr. 7–8, S. 90–93.

Landua, Kerstin: Das KJHG hat Türen aufgestoßen!  
20 Jahre Kinder- und Jugendhilfegesetz – kritische Würdi-
gung, Bilanz und Ausblick. Ein Tagungsbericht, in: Blick-
punkt Jugendhilfe, Berlin: VPK – Bundesverband privater 
Träger der freien Kinder-, Jugend- und Sozialhilfe e.V.,  
Jg. 15/2010, Nr. 5, S. 39–41.

Sann, Alexandra, und Detlef Landua: Konturen eines  
vielschichtigen Begriffs: Wie Fachkräfte Frühe Hilfen  
definieren und gestalten, in: IzKK-Nachrichten, H. 1/2010:  
Kinderschutz und Frühe Hilfen, S. 47–52. 
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Sann, Alexandra, und Detlef Landua: Systeme Früher  
Hilfen: Gemeinsam geht’s besser! Ergebnisse der ersten 
bundesweiten Bestandsaufnahme bei Jugend- und  
Gesundheitsämtern, in: Bundesgesundheitsblatt,  
Nr. 10/2010, S. 1018–1028. 

Vortrag: Landua, Detlef: Frühe Hilfen als gemeinsame 
Aufgabe von Jugendhilfe und Gesundheitssystem. Difu- 
Dialog zur Zukunft der Städte, 10. Februar 2010, Berlin.

Prävention und Gesundheitsförderung 

Prävention und Gesundheitsförderung verstehen 
sich heute als integrale Bestandteile kommunaler 
Gesamtpolitik. Zunehmende Bedeutung gewin-
nen dabei sozialraumorientierte und soziallagen-
bezogene Handlungsansätze.  

2010 veröffentlichte das Difu Ergebnisse des im 
Herbst 2010 abgeschlossenen Projekts »Mehr als 
gewohnt: Stadtteile machen sich stark für Ge-
sundheitsförderung«, das vom Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung gefördert worden 
war. Die Publikation enthält Handlungsempfeh-
lungen für Bund, Länder, Kommunen, Kranken-
kassen und Quartiermanagements, wie Gesund-
heitsförderung in benachteiligten Quartieren 
wirksam und nachhaltig umgesetzt werden kann. 
Dabei flossen auch Erkenntnisse aus der beim Di-
fu angesiedelten Bundestransferstelle Soziale 
Stadt zur Weiterentwicklung des Bund-Länder-
Programms Soziale Stadt im Hinblick auf das 
Handlungsfeld Gesundheitsförderung ein.

Veröffentlichungen (Auswahl): Reimann, Bettina, Christa 
Böhme und Gesine Bär: Mehr Gesundheit im Quartier. Prä-
vention und Gesundheitsförderung in der Stadtteilentwick-
lung, Berlin 2010 (Edition Difu – Stadt Forschung Praxis, Bd. 9).

Böhme, Christa, und Bettina Reimann: Mehr als gewohnt. 
Stadtteile machen sich stark für die Gesundheitsförderung 
von jungen Menschen – ein Praxisprojekt, in: KKH-Allianz 
in Zusammenarbeit mit Medizinische Hochschule Hanno-
ver (Hrsg.): Weißbuch Prävention 2010/2011, S. 192–194.

Dies.: Mehr als gewohnt. Stadtteile machen sich stark für 
die Gesundheitsförderung von Kindern und Jugendlichen, 
in: Public Health Forum 18/2010, S. 41–42. 

Gesundheitsförderung im Stadtteil ist auch ein 
Schwerpunktthema der im Jahr 2002 gegründe-
ten und beim Difu angesiedelten »Arbeitsgruppe 
gesundheitsfördernde Gemeinde- und Stadtent-
wicklung« (AGGSE). So führte die Arbeitsgruppe 
im Rahmen des 16. bundesweiten Kongresses 
»Armut und Gesundheit« in Berlin am 3. Dezem-
ber 2010 eine Workshop-Reihe zum Thema »Ge-
sundheitsförderung im Setting Stadtteil/Quartier« 
durch. Im Rahmen der Aktivitäten der AGGSE 
wird seit 2010 zudem die Herausgabe eines 
Handbuchs »Stadtplanung und Gesundheit« vor-
bereitet, das Anfang 2012 erscheinen soll.

Seit Sommer 2010 organisiert und betreut das  
Difu im Auftrag der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) den fünften Bundes-
wettbewerb »Vorbildliche Strategien kommuna-

ler Suchtprävention«. Schwerpunkt ist diesmal 
das Thema »Suchtprävention für Kinder und Ju-
gendliche in besonderen Lebenslagen«. Zur Teil-
nahme eingeladen sind alle deutschen Städte, 
Gemeinden und Kreise. Als Anreiz zur Wettbe-
werbsteilnahme steht ein Preisgeld in Höhe von 
insgesamt 60 000 Euro zur Verfügung. Zusätzlich 
unterstützt der GKV-Spitzenverband den Wettbe-
werb mit einem Sonderpreis von 10 000 Euro für 
innovative und weiterführende Konzepte sowie 
Projekte zum Thema »Verknüpfung von Jugend-
sozialarbeit und Gesundheitsförderung bei der 
Betreuung von Kindern suchtbelasteter Eltern«. 
Nach der Preisverleihung am 6. Juni 2011 wer-
den alle Wettbewerbsbeiträge sowie die Wett- 
bewerbsdokumentation auf der Webseite www. 
kommunale-suchtpraevention.de veröffentlicht.

Urbane Sicherheit

Die Sicherheitslage in urbanen Räumen ist im 
Wandel – und damit auch die Wahrnehmung von 
Sicherheit und Unsicherheit. Neue Anforderun-
gen, Konzepte, Maßnahmen und Techniken sowie 
neue Sicherheitsakteure und deren veränderte Ar-
beitsteilung erfordern es, sich immer wieder neu 
mit den Formen der Sicherheitsproduktion ausein-
anderzusetzen. Hieraus entstehen dynamische Ar-
rangements städtischer Sicherheitskultur. »Sicher-
heitsbilder« als räumlich orientierte Vorstellungen 
von Kriminalitätsgefährdungen auf verschiedenen 
Maßstabsebenen geben Orientierung und leiten 
das Handeln. Sie erfüllen in diesen sich verändern-
den Situationen eine strategische Funktion – für 
professionelle wie für private Akteure. Das Difu 
untersucht diese Zusammenhänge im Rahmen des 
vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) geförderten Verbundprojekts »Dy-
namische Arrangements städtischer Sicherheitskul-
turen – DynASS«. Projektpartner sind das Institut 
für Stadt- und Regionalplanung, das Institut für 
Strömungsmechanik und Technische Akustik und 
das Zentrum Technik und Gesellschaft der Techni-
schen Universität Berlin, der Fachbereich Polizei 
und Sicherheitsmanagement der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht Berlin und inter 3 – Institut 
für Ressourcenmanagement. Die Forschungser-
gebnisse sollen dazu beitragen, den Schutz der 
Bürgerinnen und Bürger vor Bedrohungen zu ver-
bessern. Dazu werden die Entstehung und Ausprä-
gung sicherer und unsicherer Orte in den Städten 
auf Basis der Einschätzungen von kommunalen Si-
cherheitsakteuren analysiert sowie Ansatzpunkte 
identifiziert, mit denen sich positive Dynamiken 
unterstützen und negative vermeiden lassen. Die 
Ergebnisse der empirischen Arbeit fließen in die 
konzeptionelle Weiterentwicklung von Fortbil-
dungsangeboten für kommunale Zielgruppen ein.

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen zum 
Themenbereich Bevölkerung und Soziales finden Sie unter 
»Daten und Fakten«.

➔➔ www.dynass-projekt.de
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Der Themenbereich berührt »zwangsläufig« das 
gesamte Aufgabenspektrum der Kommunen. Hier 
geht es erstens um die Schnittstelle zwischen Po-
litik und Verwaltung, zweitens um Fragen der 
Modernisierung von Strukturen und Prozessen in-
nerhalb der Kommunalverwaltung, drittens um 
den Rechtsrahmen, den kommunales Handeln zu 
beachten hat, und um das rechtliche Instrumenta-
rium, welches die Kommunen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nutzen können. Politik und Verwaltung 
sind gleichermaßen Adressaten wie »Gegen-
stand« der wissenschaftlichen Arbeit des Difu. 

Ein zentrales Leitbild für die Kommunalverwaltung 
ist heute das der »Bürgerkommune«. Dieses Leit-
bild in Verbindung mit den anhaltenden Spar- 
zwängen in vielen Kommunen gab und gibt An-
lass, Möglichkeiten zur Verbesserung von Effizienz 
und Effektivität des Verwaltungshandelns zu ermit-
teln und zu nutzen. Es geht dabei nicht nur darum, 
die Handlungsmöglichkeiten zu erweitern. Viel-
mehr sind auch neue Steuerungsinstrumente zu 
implementieren, gilt es doch den Übergang von 
homogenen hierarchischen zu komplexen dezent-
ralisierten Verwaltungs- und Entscheidungsstruktu-
ren zu bewältigen (vgl. hierzu auch Teil B »Steue-
rung und Aufgabenorganisation«). 

Der durch EU, Bund und Länder gesetzte Rechts-
rahmen engt nicht nur die Gestaltungsspielräume 
für kommunales Handeln ein. Er führt trotz Auf-

gabenübertragungsverbot (Art. 84 Abs. 1 Satz 7 
GG) und Konnexitätsprinzip (»Wer bestellt, be-
zahlt«) derzeit faktisch zu einer – häufig schlei-
chenden – Aufgabenvermehrung und zu zusätzli-
chen finanziellen Belastungen der Kommunen. 
Dies allein schon macht es für das Difu erforder-
lich, sich intensiv mit der Entwicklung der rechtli-
chen Rahmenbedingungen an der Schnittstelle zu 
den jeweiligen Fachpolitiken zu befassen. Recht 
ist daneben ein zentraler Steuerungsmodus, des-
sen sich die Kommunen zur Bewältigung ihrer 
Aufgaben und zur Umsetzung ihrer stadtentwick-
lungspolitischen Ziele bedienen. 

Das Difu prüft im Rahmen seiner Forschungen 
kontinuierlich, wie sich die rechtlichen Gestal-
tungsoptionen entwickeln, ob sie praktikabel und 
den sich wandelnden Aufgaben angemessen sind. 
Das Institut setzt dabei auf Rechtstatsachenunter-
suchungen, Planspiele und Praxistests, wobei der 
Schwerpunkt im Bereich des Städtebaurechts und 
des raumbezogenen Umweltrechts liegt. Daneben 
spielt auch die Wissensvermittlung durch Fortbil-
dungsangebote und Arbeitshilfen in diesem The-
menbereich eine herausragende Rolle.

Politik(beratung)

Neben der Bearbeitung von Forschungsprojekten, 
der Durchführung von Seminaren und Vortrags-
veranstaltungen sowie der Wissensvermittlung in

Politik, Verwaltung und Recht B   Forschung

v.l.n.r.: Wolf-Christian Strauss, 
Franciska Frölich v. Bodel-
schwingh, Klaus J. Beckmann, 
Stefanie Hanke, Christa  
Böhme, Arno Bunzel, Jessika  
Sahr-Pluth (nicht abgebildet: 
Rüdiger Knipp)
Foto: David Ausserhofer.
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Form von Print- und Online-Veröffentlichungen 
wirken die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Difu maßgeblich durch Mitarbeit und Leitung in 
Gremien von Akademien, Forschungsgesellschaf-
ten und Beiräten wie auch in Ausschüssen und 
Kommissionen der kommunalen Spitzenverbän-
de an der Politikberatung mit – in Städten und 
Gemeinden, in Bund und Ländern. Die vielfälti-
gen Mitgliedschaften und Gremientätigkeiten 
(vgl. Berichtsteil E) zeigen das Engagement und 
die direkten wie indirekten Leistungen der Poli-
tikberatung. Außerdem entfalten vielfältige Vor-
träge, Redebeiträge und Moderationen auf Podi-
en und anderen Veranstaltungen eine Brei- 
tenwirkung. Politikberatung des Difu findet ihren 
Ausdruck auch im Zusammenhang mit der Aus-
gestaltung von Programmen und Gesetzen von 
kommunaler Relevanz.

Im Jahr 2010 sind besonders hervorzuheben die 
Mitarbeit von Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beck-
mann im Beirat für Raumordnung des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS), seine Mitgliedschaft und sein Vorsitz im 
Wissenschaftlichen Beirat des BMVBS sowie die 
Mitarbeit in der Arbeitsgruppe »Rahmenbedingun-
gen« der Nationalen Plattform Elektromobilität.

Verwaltungsmodernisierung

Das Difu unterstützt die Kommunen aktiv bei der 
Bewältigung der notwendigen Modernisierungs-
prozesse in der Verwaltung. So war im Berichts-
zeitraum die Beschäftigung mit den neuen  
Herausforderungen des Personalmanagements 
Gegenstand des Difu-Fortbildungsangebots.

Veranstaltung: Neue Herausforderungen, keine Ressour-
cen – (wie) lässt sich das Dilemma des Personalmanage-
ments in Bund, Ländern und Kommunen überwinden,  
4.–5. Oktober 2010, Berlin, Difu in Kooperation mit der 
Bundesakademie für öffentliche Verwaltung (BaköV).

Die bereits 2009 begonnene Untersuchung über 
die Bedarfe sowie Stärken und Schwächen der 
Ausbildung zum Höheren Technischen Verwal-
tungsdienst konnte im Berichtsjahr abgeschlossen 
werden. Auf der Grundlage einer Absolventen- 
befragung und einer Reihe von Fokusgruppen- 
gesprächen mit Vertreterinnen und Vertretern  
potenzieller Einstellungsinstitutionen wurden 
Vorschläge zur inhaltlichen und organisatori-
schen Weiterentwicklung der Referendarausbil-
dung entwickelt. Auftraggeber war das – beim 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung angesiedelte – Oberprüfungsamt für 
den Höheren Technischen Verwaltungsdienst. 

Unter dem Titel »Zukunftsfähige öffentliche 
Dienstleistungen im Metropolenraum« wurden 
im Berichtszeitraum im Rahmen eines Diskurs-
projekts die politikfeldübergreifenden Vorschläge 
der Studie »ServiceStadt Berlin 2016« für die ver-

schiedenen Verwaltungsebenen des Berliner Be-
zirksamtes Marzahn-Hellersdorf angepasst und 
weiterentwickelt. Zugleich sollte hierdurch das 
Bewusstsein für die zukünftigen Anforderungen 
an eine moderne Stadt und ihre Verwaltung ge-
stärkt werden. Dabei wurden unter Berücksichti-
gung des bezirklichen Leitbilds – in einem umfas-
senden Diskussionsprozess auf der Basis einer 
breiten Beteiligung der Beschäftigten – konkrete 
Vorschläge für strategisch wichtige Veränderungs-
maßnahmen entwickelt (siehe auch Teil B »Steue-
rung und Aufgabenorganisation«).  

Arbeitshilfe zum Städtebaurecht

Auch 2010 wurde an dem Ziel festgehalten, die 
Akteure der kommunalen Praxis bei der Bewälti-
gung städtebaulicher Aufgaben und im Umgang 
mit den sich wandelnden rechtlichen Anforde-
rungen durch Arbeitshilfen zu unterstützen. Auf 
diesem Wege sollen praktische Handlungsemp-
fehlungen wie auch strategisches und instrumen-
telles Wissen vermittelt werden. Häufig kann da-
bei auf Ergebnisse von Forschungsprojekten 
zurückgegriffen werden. Genutzt werden zudem 
die vielfältigen Kontakte zu Bauverwaltungen im 
gesamten Bundesgebiet sowie der Erfahrungs-
schatz kommunaler Praktikerinnen und Praktiker, 
die als Autorinnen und Autoren gewonnen wer-
den. Im Jahre 2010 wurde die Arbeitshilfe »Städ-
tebauliche Gebote nach dem Baugesetzbuch« 
erarbeitet und veröffentlicht.

Veröffentlichung: Wallraven-Lindl, Marie-Luis, und Anton 
Strunz: Städtebauliche Gebote nach dem Baugesetzbuch, 
hrsg. v. Arno Bunzel, Berlin 2010 (Difu-Arbeitshilfe).

Weiterentwicklung des Städtebaurechts

Der Koalitionsvertrag der Regierungsparteien von 
2009 sieht vor, das Baugesetzbuch (BauGB)  
insbesondere mit Blick auf die Erfordernisse des 
Klimaschutzes und der Innenentwicklung anzu-
passen und weiterzuentwickeln sowie die Bau-
nutzungsverordnung (BauNVO) umfassend zu 
überprüfen. Die damit thematisch umrissene  
Novellierung des Städtebaurechts hat das Difu 
mit zwei Projekten aufgegriffen. Beide waren be-
reits 2009 begonnen worden und konnten 2010 
abgeschlossen werden.

Im Frühjahr wurden die Ergebnisse der gemeinsa-
men Umfrage von Difu und Deutschem Städtetag 
zum Novellierungsbedarf der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) auf der Internetseite des Difu 
veröffentlicht. Sie haben in der Fachöffentlichkeit 
und in der Diskussion über die Weiterentwick-
lung des Städtebaurechts große Beachtung gefun-
den. Neben einer großen Zustimmung zur grund-
sätzlichen Konzeption der BauNVO gab es eine 
Reihe von Hinweisen, die Anlass für eine vertiefte 
Diskussion geben. Dies betrifft unter anderem die 

➔➔ Umfrage zur Bau- 

nutzungsverordnung
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städtebaurechtliche Steuerung des Einzelhandels, 
die Förderung und Erleichterung der Innenent-
wicklung sowie die Restriktionen in Bezug auf 
die zulässige bauliche Dichte. Das Problem der 
Schichtenbebauungspläne scheint die Praxis we-
niger zu schrecken als von vielen befürchtet. Ins-
gesamt ist angesichts der vielen zu Tage geförder-
ten und sich zum Teil widersprechenden 
Änderungswünsche an den Wert einer stabilen 
Rechtslage für Rechts- und Investitionssicherheit 
zu erinnern. 

Veröffentlichung: Novellierungsbedarf bei der BauNVO. 
Ergebnisse einer Umfrage des Deutschen Instituts für Urba-
nistik und des Deutschen Städtetages, http://edoc.difu.de/
edoc.php?id=G1LZUY7O.

Die im Auftrag und in enger Abstimmung mit dem 
BMVBS durchgeführte Gesprächsreihe zum No-
vellierungsbedarf im Städtebaurecht (Kurztitel 
»Berliner Gespräche zum Städtebaurecht«) wur-
de im November 2010 abgeschlossen. Im Rah-
men von vier Fachgesprächen wurden mit einem 
Kreis ausgewiesener Experten die für die bevor-
stehende Städtebaurechtsnovelle relevanten The-
men inhaltlich strukturiert und auf der Grundlage 
von Thesenpapieren diskutiert. Zu den Themen 
zählten unter anderen der Klimaschutz und die 
Förderung erneuerbarer Energien im Städtebau-
recht, gesetzgeberische Maßnahmen zur Stär-
kung der Innenentwicklung, die Baunutzungsver-
ordnung und einige spezielle Aspekte des 
Besonderen Städtebaurechts. 

Die Beratungen der einzelnen Veranstaltungen 
wurden vom Difu ausgewertet und in Ergebnis-
protokollen dokumentiert, die nun in einem  
Bericht zusammengeführt sind. Sie enthalten An-
regungen im Hinblick auf Fragen zu Regelungs-
bedarf und Regelungsmöglichkeiten und machen 
auf mögliche Risiken bei Änderungen der gesetz-
lichen Grundlagen aufmerksam. Sie dienen damit 
als fachliche Grundlage für die Ausarbeitung ei-
nes Gesetzentwurfs. Der Bericht wurde Bundes-
minister Dr. Peter Ramsauer im fünften Berliner 
Gespräch, das zugleich als Festveranstaltung an-
lässlich des 50-jährigen Jubiläums des Bundes-
baugesetzes/Baugesetzbuchs ausgestaltet wurde, 
übergeben. Die den Beratungen zugrunde liegen-
den ausführlichen Thesenpapiere zu den einzel-
nen Gegenständen der Beratungen wurden in ei-
nem gesonderten Anlageband zum Bericht 
dokumentiert.

Veröffentlichungen: Bunzel, Arno, und Stefanie Hanke: 
Berliner Gespräche zum Städtebaurecht, Band I – Bericht 
und Band II – Dokumentation Festveranstaltung/Materia- 
lien, http://www.difu.de/publikationen/2010/berliner- 
gespraeche-zum-staedtebaurecht.html.

Im Jahr 2011 wird das Difu die Novellierung von 
Baugesetzbuch und Baunutzungsverordnung mit 
einem Planspiel begleiten. Im Auftrag des BMVBS 

werden die geplanten Neuregelungen in sieben 
Städten und Gemeinden anhand realer Planun-
gen und anderer Verwaltungsvorgänge planspiel-
haft getestet. Die Ergebnisse sollen im Oktober 
2011 vorliegen.

Rechtsfragen zum Konnexitätsprinzip

Nach dem in allen Landesverfassungen veranker-
ten Konnexitätsprinzip muss ein Land, wenn es 
eine Aufgabe auf die kommunale Ebene über-
trägt, die mit der Aufgabenübertragung einher- 
gehenden Mehrbelastungen der Kommunen aus-
gleichen – unabhängig von deren Finanzkraft. 
Damit könnte das Konnexitätsprinzip die mehr 
als angespannte kommunale Haushaltslage ent-
lasten, wenn es in jedem Fall von den Ländern 
ernst genommen würde. Dem Konnexitätsprinzip 
kommt auch eine wichtige Warnfunktion in Rich-
tung Landesgesetzgeber zu. Ziel ist es, dass nur 
solche Gesetze erlassen werden, die zugleich 
auch die Frage der Finanzierung lösen. Gemein-
den sollen vor einer finanziellen Überforderung 
geschützt werden. Die praktische Durchsetzung 
des Konnexitätsprinzips wirft aber nach wie vor 
zahlreiche Rechtsfragen auf. Im Berichtsjahr hat 
das Difu daher in Kooperation mit dem Deut-
schen Städtetag eine Seminarveranstaltung 
durchgeführt. Unter der Überschrift »Wer zahlt 
die Zeche? – Das Konnexitätsprinzip auf dem 
Prüfstand« wurden im Dezember 2010 das Anlie-
gen sowie die praktischen und rechtlichen Aspek-
te der Umsetzung diskutiert. Die Tagungsdoku-
mentation erscheint 2011.

Kommunale Selbstverwaltung und 
Raumordnung

Die Frage der landesplanerischen Steuerung von 
Einzelhandelsgroßvorhaben mit überörtlichen 
Auswirkungen ist in Rechtsprechung und Litera-
tur umstritten. Überdies nehmen neuere Rege-
lungsansätze auf Grundlage des Zentrale-Orte-
Systems Funktionszuweisungen für Teilräume von 
Städten und Gemeinden vor. Beide Befunde ha-
ben das Difu veranlasst, mit finanzieller Unter-
stützung der »Freiherr vom Stein-Akademie für 
Europäische Kommunalwissenschaften« (AEK) 
e.V. ein Gutachten zu erarbeiten. Darin werden 
im Lichte der aktuellen und zum Teil auch schon 
umgesetzten Überlegungen der Raumordnungs-
planung und unter Berücksichtigung der Recht-
sprechung der letzten Jahre die Grenzen landes- 
und regionalplanerischer Planungskompetenz im 
Verhältnis zur kommunalen Planungshoheit zeit-
gemäß bestimmt. Angeregt worden war die Stu-
die vom Deutschen Städte- und Gemeindebund, 
der die Erarbeitung gemeinsam mit einigen seiner 
Landesverbände fachlich begleitete. Die Studie 
wird 2011 in einer an die interessierten Fachkrei-
se gerichteten Veranstaltung der Öffentlichkeit 
vorgestellt und unter dem Titel »Grenzen der Re-
gelungskompetenz der Raumordnungsplanung 

➔➔ Berliner Gespräche zum 

Städtebaurecht 
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im Verhältnis zur kommunalen Planungshoheit« 
veröffentlicht.

Kommunalwirtschaft

Kommunen haben in vielfältiger Weise Berüh-
rung mit dem Wirtschaftsleben. Sie haben nicht 
nur »Überwachungsfunktionen« inne, sondern 
sind auch aktive Wirtschaftsteilnehmer, insbeson-
dere in dem zentralen Bereich der Daseinsvorsor-
ge. Das Difu greift dementsprechend rechtliche 
und politische Fragen auf, die sich mit der Orga-
nisation und dem Handeln der Kommunen im 
Wirtschaftsleben befassen. Organisationspoliti-
sche Entscheidungen gehören seit jeher zu den 
bedeutendsten kommunalpolitischen Herausfor-
derungen und sind schwieriger denn je – gerade 
in Anbetracht des EU-Wettbewerbs- und Beihilfe-
rechts, ihrer langfristigen Folgen für die Stadtent-
wicklung sowie größerer öffentlicher Aufmerk-
samkeit.

Waren über lange Zeit allein Privatisierungen in 
aller Munde (und sie werden weiterhin durchge-
führt), kam es in den letzten Jahren verstärkt zu 
Rekommunalisierungen, zumindest in einigen 
Bereichen wie Abfallwirtschaft, Abwasser und 
Energie. Diese Tendenzen werden in Politik, Me-
dien, Bevölkerung und Wissenschaft aufmerksam 
wahrgenommen und breit diskutiert. Im Berichts-
jahr hat das Difu das Thema unter anderem im 
Rahmen einer »Difu-Dialog«-Veranstaltung auf-
gegriffen. Hauptargument für eine Rekommunali-
sierung: Bestimmten öffentlichen Kernaufgaben 
lässt sich besser gerecht werden, wenn sie in öf-
fentlicher Regie durchgeführt werden. Der Begriff 
Rekommunalisierung erfasst dabei ein breites 
Spektrum: von einer auch nur begrenzten Verstär-
kung des öffentlichen Einflusses auf private oder 
teilprivatisierte Ver- oder Entsorgungsunterneh-
men bis hin zur umfänglichen Rückübertragung 
von Aufgaben, die bis dahin durch Privatunter-
nehmen erledigt wurden und nun (wieder) mit 
öffentlichen Sach- und Personalmitteln erfüllt 
werden. Damit beschreibt der Begriff ein wichti-
ges, im Interesse der Kommunen liegendes Hand-
lungsfeld. Das Difu bearbeitet das Thema in viel-
fältiger Weise: Es beleuchtet die fachlichen 
Begründungen für die unterschiedlichen Organi-
sationsformen der Leistungserbringung, widmet 
sich dem Pro und Contra der Rekommunalisie-
rung sowie den Bedingungen, welche im Einzel-
fall (und in unterschiedlichen Sektoren) für (oder 
auch gegen) eine Rekommunalisierung sprechen. 
Wesentlicher Aspekt sind dabei die rechtlichen 
und ökonomischen Hürden sowie deren Bewälti-
gung.

Aufbauend auf zwei Abhandlungen für die Zeit-
schriften »AKP« sowie »Der Gemeindehaushalt« 
erarbeitet das Difu eine Veröffentlichung zum 

Thema Rekommunalisierung, die im ersten Halb-
jahr 2011 erscheint. Zudem führt das Difu im 
Frühjahr 2011 ein Seminar »Entscheidungsfragen 
bei der Organisationswahl kommunaler Leis-
tungserbringung« durch.

Veröffentlichungen: Hanke, Stefanie, und Jens Libbe: 
Rekommunalisierung als probates Mittel zur Verbesserung 
der kommunalen Finanzlage? in: Beckmann, Klaus J. 
(Hrsg.): Kommunale Haushalte in Not. Anregungen aus  
der Stadtforschung für die Stadtpolitik, Berlin 2011 (Difu-
Impulse, Bd. 3/2011), S. 21–26.

Libbe, Jens: Kommunale Dienste in einer Hand?, in: AKP – 
Alternative Kommunalpolitik, 31. Jg., H. 6/2010, S. 38–40.

Hanke, Stefanie: Tagungsbericht: Das neue einheitliche 
Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz, in:  
Kommunaljurist 2010, S. 52–53.

Vergaberecht

Die Beachtung vergaberechtlicher Vorgaben ist 
ein kommunales Dauerthema. Das Vergaberecht 
ist ein Rechtsgebiet, das nicht nur aufgrund euro-
parechtlicher Einflüsse einer besonderen Dyna-
mik unterliegt: Die rechtlichen Grundlagen und 
die Rechtsprechung ändern sich ständig. Davon 
sind insbesondere die Kommunen betroffen, die 
in vielfältiger Weise »am Markt beschaffen«. Im 
Juni 2010 hatte mit dem Inkrafttreten der Verga-
beverordnung (»Verordnung über die Vergabe öf-
fentlicher Aufträge«, VgV) die Vergaberechtsre-
form 2009 ihren Abschluss gefunden. Laut 
Koalitionsvertrag wird aber zeitnah der Entwurf 
eines abermals reformierten Vergaberechts vorge-
legt werden, der unter anderem auf mehr Trans-
parenz und Rechtsschutz im sog. Unterschwel-
lenbereich abzielen soll. Das Difu befasst sich 
fortlaufend mit aktuellen kommunalrelevanten 
Problemfällen des Vergaberechts, den zentralen 
Entscheidungen der Vergabekammern und der 
Gerichte sowie den Novellierungen des Vergabe-
rechts. So hat das Institut im Berichtsjahr eine Se-
minarveranstaltung zum Thema »Die Stärkung 
des kooperativen Städtebaus durch den EuGH« 
durchgeführt. Mit der Ausschreibungspflicht kom-
munaler Grundstücksgeschäfte setzte sich das  
Difu zudem in Beiträgen für das Difu-Berichte-
Heft und für die Zeitschrift für deutsches und  
internationales Bau- und Vergaberecht (ZfBR) 
auseinander.  

Veröffentlichungen: Hanke, Stefanie: Stärkung des koope-
rativen Städtebaus durch den EuGH, in: Difu-Berichte,  
H. 1/2010, S. 8–10. 

Hanke, Stefanie:  Wann ist ein Grundstücksgeschäft der 
 öffentlichen Hand ausschreibungspflichtig? 
– Anmerkung zu EuGH, Urteil vom 25. März 2010 – 
C-451/08 –, ZfBR 2010, S. 562–567. 

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Politik, Verwaltung und Recht finden 
Sie unter »Daten und Fakten«. 

➔➔ Rekommunalisierung
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B   ForschungWirtschaft

v.l.n.r.: Beate Hollbach-
Grömig, Antje Seidel-Schulze, 
Holger Floeting, Nadine 
Dräger, Daniel Zwicker-
Schwarm, Busso Grabow 
(nicht abgebildet: Stefan 
Schneider)
Foto: Doris Reichel.

Die wichtigsten Rahmenbedingungen kommuna-
ler Wirtschaftspolitik – Globalisierung, ökono- 
mischer und technologischer Strukturwandel, 
europäische Normensetzung und demografische 
Entwicklung – sind für alle Städte und Gemein-
den gleichermaßen relevant. Je nach Wirtschafts-
struktur, Regionstyp und demografischen Per-
spektiven stellen sich aber ganz unterschiedliche 
Herausforderungen. Traditionelle Aufgaben von 
Wirtschaftsförderung und Standortpolitik, etwa 
Bestandspflege und Gewerbeflächenentwick-
lung, müssen sich an den je spezifischen Bedin-
gungen ausrichten – auch wenn der »Instrumen-
tenkasten« für alle Kommunen ähnlich ist.

Dennoch gibt es einen gemeinsamen Nenner. 
Um Städte als Wirtschafts- und Arbeitsorte zu-
kunftsfähig zu gestalten, muss kommunale Wirt-
schaftspolitik ihren Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung in der Stadt leisten: Es geht darum, 
ökologische Herausforderungen wie Klimawan-
del und Klimaschutz anzunehmen, soziale Prob-
lemlagen in Stadtquartieren zu bewältigen und 
zugleich den Funktionserhalt in Stadt- und Orts-
teilzentren sicherzustellen. Zentral ist dabei die 
Fokussierung auf die in der Wissensgesellschaft 
unverzichtbaren Ressourcen Wissen und Kompe-
tenz. Mittels Partnerschaften, Netzwerken und 
dem adäquaten Einsatz neuer Technologien  
lassen sich diese Ressourcen stärken und besser 
nutzen.

Im Berichtsjahr hat das Difu diese Themen im 
Rahmen von Forschungsprojekten, Fortbildungs-
angeboten und Veröffentlichungen aufgegriffen. 

Gewerbeflächen und Standortfaktoren

Zwei Projekte, die sich mit Gewerbeflächen  
befassen, wurden 2010 im Difu abgeschlossen:
	 1.  �die beispielhafte Erarbeitung eines »Stadt-

entwicklungskonzepts Gewerbe« für die 
Landeshauptstadt Potsdam, 

	 2.  �ein Projekt zur Aktivierung von Gewerbe- 
flächenpotenzialen.

Stadtentwicklungskonzepte, die Bestand, Bedarfe 
und Maßnahmen für die Entwicklung von Gewer-
beflächen auf gesamtstädtischer Ebene darstellen, 
tragen zum erfolgreichen Umgang mit Gewerbe-
flächen bei. Für Politik und Verwaltung schaffen 
sie die strategische Grundlage für ein umfassen-
des Gewerbeflächenmanagement; gegenüber 
Flächeneigentümern und Immobilienwirtschaft 
sind sie ein wichtiges Kommunikationsinstru-
ment. Für die brandenburgische Landeshaupt-
stadt Potsdam – sie ist stark durch Dienstleistun-
gen und Wissenschaft geprägt – hat das Difu in 
Zusammenarbeit mit dem Berliner Planungsbüro 
Spath+Nagel ein solches »Stadtentwicklungskon-
zept Gewerbe« erarbeitet. Daraus wurden verall-
gemeinerbare Bausteine für die Erstellung gewer-
beflächenbezogener Stadtentwicklungskonzepte 

➔➔ Neue Anforderungen 

an die Gewerbeflächen-

politik
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abgeleitet. Zu ihnen zählen etwa die Typisierung 
unterschiedlicher Flächenbedarfe und Standort-
qualitäten bei Bedarfsprognose und Bestandser-
hebung. Neue methodische Ansätze zur Pro- 
gnose des Gewerbeflächenbedarfs und für die 
Betrachtung der fiskalischen Folgen unterschied-
licher Strategien der Gewerbeflächenentwicklung 
werden vertieft dargestellt.

Veröffentlichung: Zwicker-Schwarm, Daniel, Busso 
Grabow, Stefan Schneider, Andrea Wagner und Christian 
Spath: Stadtentwicklungskonzepte für Gewerbeflächen. 
Das Beispiel der Landeshauptstadt Potsdam – Ein Werk-
stattbericht, Berlin 2010 (Difu-Impulse, Bd. 4/2010).

Im Projekt »FLITZ – Flächen ins Netz« – es wurde 
ebenfalls 2010 beendet – ging es darum, Gewer-
beflächenpotenziale durch E-Government zu ak-
tivieren. Den Ausgangspunkt bildete die Überle-
gung, dass für einen nachhaltigen Umgang mit 
Flächen neben Gewerbeflächen »auf der grünen 
Wiese« zunehmend untergenutzte Gewerbearea-
le, Baulücken, Reservegrundstücke sowie Indust-
rie- und Gewerbebrachen in den Blick genom-
men werden müssen. Ziele dieses im Rahmen des 
BMBF-Förderschwerpunkts REFINA (»Forschung 

für die Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me und ein nachhaltiges Flächenmanagement«, 
siehe auch dort) geförderten Vorhabens waren die 
bessere Nutzung und Wiederverwertung von Ge-
werbeflächen im Bestand; Fallbeispiel ist die 
Stadt Gera. Innerstädtische Gewerbeflächenpo-
tenziale sollen »aktiviert«, wiedergenutzt oder 
intensiver genutzt werden. Als Instrument hierfür 
wurde ein Gewerbeflächenportal entwickelt. Es 
bringt maßgeschneidert für die lokalen und regio-
nalen Akteure Flächenanbieter und -nachfrager 
zusammen und setzt dabei über einen Web-Ser-
vice auf die vorhandene Wirtschaftsförderungs-
datenbank auf. Flankiert wurde die Lösung durch 
organisatorische Anpassungen und Prozessopti-
mierungen. Das Geraer Gewerbeimmobilienpor-
tal wurde Ende März 2010 freigeschaltet. Es zeigt 
anschaulich, wie eine lokal orientierte, auf breiter 
Kooperation basierende »Börse« im Netz ausse-
hen kann.

Rolle und Bedeutung von Standortfaktoren für die 
wirtschaftliche Entwicklung von Städten und Re-
gionen zu untersuchen, hat – auch und gerade im 
Difu – eine lange Tradition. Seit der frühen theo-
retischen Befassung mit Standortfaktoren haben 
sich die Modelle stark aufgefächert. Während in 
den theoretischen Modellen zwangsläufig auf 
wenige zentrale Standortfaktoren fokussiert wird, 
wurden in empirischen Studien die als relevant 
erachteten Standortfaktoren immer weiter ausdif-
ferenziert. Wer sich beruflich mit dem Thema be-
fasst – etwa die Wirtschaftsförderer der Städte –, 
steht in der Folge vor einer kaum noch über-
schaubaren Fülle von Konzepten, Studien oder 
Rankings. Dabei steigt der Wissensbedarf, denn 
durch den wirtschaftlichen Strukturwandel, Inno-
vationszyklen und die Globalisierung gewinnen 
neue Wirtschaftsbereiche und Ressourcen an Be-
deutung und werden frühere Gewissheiten über 
Standortstärken und -schwächen zunehmend in 
Frage gestellt. 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Beschäftigungsstatistik, Quartalszahlen;  

ILS 2002 u.a., eigene Berechnungen (Prognosemodell Difu)

Wandel der Beschäftigtenstruktur in den Potsdamer Gewerbegebieten

2008 2020

Deutliche Zunahme an 
Dienstleistungsarbeits- 
plätzen bis zum Jahr 2020

Projektteam »FLITZ«  
in Gera 
Foto: Daniel Zwicker-
Schwarm.

➔➔ Gewerbeimmobilien-

börse der Stadt Gera  

unter www.gera.de

➔➔ Standortfaktoren im 

Wandel
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Das Difu hat 1995 mit seiner Studie über weiche 
Standortfaktoren zumindest zu einem Teilaspekt 
des Themas gesicherte Erkenntnisse beigesteuert. 
Ähnlich grundlegende, breit angelegte, belastba-
re und vor allem vergleichbare Untersuchungen 
gibt es bis heute kaum. Aus diesem Grund wurde 
in der Reihe Difu-Impulse eine Untersuchung 
veröffentlicht, die den Stand der aktuellen Dis-
kussion abbildet. Es wurde eine Vielzahl von Stu-
dien gesichtet und – soweit möglich auch verglei-
chend – bewertet. Aktuelle Fragen, die sich den 
Akteuren vor Ort in ähnlicher Art und Weise stel-
len, werden aufgegriffen, etwa die Bedeutung 
von Arbeitsmärkten für Hochqualifizierte im Zu-
ge wachsenden Fachkräftemangels, der (mögli-
che) Bedeutungsgewinn innerstädtischer Räume 
als Standorte für die Kreativwirtschaft oder die 
Spezialisierung von Standorten als »Anker« für 
Cluster und Kompetenzbündelungen. 

Veröffentlichung: Josiane Meier: Standortfaktoren im 
Wandel? Erkenntnisse aus der Forschung zu Standort- 
faktoren und Standortwahl, Berlin 2011 (Difu-Impulse,  
Bd. 1/2011).

Wissen als Ressource und nachhaltige 
Wirtschaftspolitik

Wissen wird als Standortfaktor und strategische 
Ressource für die Regionalentwicklung immer 
wichtiger. Damit wächst die Notwendigkeit, sich 
intensiv mit den regionalen Wissensressourcen 
zu befassen, sie systematisch zu erfassen und die 
Chancen ihrer Sicherung und Entwicklung zu 
prüfen. In diesem Zusammenhang haben sich 
viele Kommunen und Regionen in den letzten 
Jahren bereits engagiert: Sie initiieren und unter-
stützen Netzwerke zwischen Unternehmen, Bil-
dungs- und Forschungseinrichtungen in bestimm-
ten Branchen oder Technologiefeldern. Solche 
institutionalisierten Cluster- und Netzwerkinitiati-
ven sollen – bei allen begrifflichen und konzepti-
onellen Unterschieden im Detail – durch die 
Bündelung von Ressourcen, Wissenstransfer und 
Lerneffekte die Innovations- und Wettbewerbsfä-
higkeit der beteiligten Akteure steigern.

Veröffentlichung: Floeting, Holger: Städte auf dem Weg 
in die Informations- und Wissensgesellschaft − Handlungs-
optionen technologieorientierter Wirtschaftsförderung und 
wirtschaftsorientierter Stadtentwicklung in den deutschen 
Kommunen, in: P. Gräf & J. Rauh (Hrsg.): Regionale  
Komponenten der Informationsgesellschaft, Berlin 2010,  
S. 9–22 (Geographie der Kommunikation Bd. 9).

In einem Forschungsverbund des Lehrstuhls für 
Raumentwicklung der Technischen Universität 
München, des Zentrums für Entrepreneurship der 
Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt, der 
Regionalwirtschaft der Nord/LB, Ernst Basler + 
Partner und des Difu wird die Wertschöpfungs-
kompetenz der Region Ingolstadt im Auftrag der 
Audi AG und der Initiative Regionalmanagement 

Region Ingolstadt e.V. untersucht. Ziel der Regio-
nalinitiative ist es unter anderem, die Technolo-
giekompetenzen und Entwicklungspotenziale in 
Bereichen wie Automotive, Luftfahrttechnik, Ma-
schinenbau oder Gesundheitswirtschaft noch 
stärker auszuschöpfen. 

Die Untersuchung wird besonders die Stärken 
und Potenziale der Wirtschaftsregion Ingolstadt 
ermitteln, Marktchancen durch eine zielgerichte-
te Vernetzung der regionalen Wirtschaft erken-
nen, die Wertschöpfungspotenziale aus verbes-
serter Vernetzung bewerten und Handlungsemp- 
fehlungen erarbeiten. Sie erfolgt in drei Modulen: 
	 1.  �Netzwerkanalyse zur Erhebung und Dar-

stellung der regionalen Kooperationsbezie-
hungen von Unternehmen, Forschungsein-
richtungen und Unternehmensgründern, 

	 2.  �Workshop-Serie »Regionaler Wirtschafts-
raum: Von der Kooperation zum Netzwerk«, 
angelehnt an die RICARDA-Methodik der 
Wissensbilanzen für regionale Cluster- und 
Netzwerkinitiativen (eine vom Difu maß-
geblich mitentwickelte neue Methodik) und 

	 3.  �Input-Output-Analyse, mit der sich die Effek-
te von Kooperationen auf die regionale und 
sektorale Wertschöpfung bewerten lassen. 

Die Projektergebnisse werden Mitte des Jahres 
2011 vorliegen.

Die regionalen Wissensressourcen und den Wis-
senstransfer zu bündeln, ist ein zentraler Ansatz-
punkt, um die Innovations- und Konkurrenzfähig-
keit der lokalen und regionalen Wirtschaft zu 
stärken. Damit wird die ökonomische Säule einer 
nachhaltigen Wirtschaft vor Ort gefestigt. Das im 
Dezember 2009 gestartete Projekt »Szenarien für 
eine nachhaltige Stadtentwicklung – am Beispiel  
Die nachhaltige Stadt 2030« – Auftraggeber ist 
das Umweltbundesamt (UBA) – befasst sich nicht 
nur mit der ökonomischen Perspektive, sondern 
auch mit den ökologischen und sozialen Aspek-
ten einer »nachhaltigen Wirtschaft« in der Stadt. 
Bearbeitet wird das Vorhaben von einem Konsor-
tium aus dem Institut für Zukunftsstudien und 
Technologiebewertung (IZT) als Konsortialführer, 
dem Difu und der Forschungsstelle für Umwelt-
politik (FFU) an der FU Berlin. Als Bestandteil ei-
nes längerfristig angelegten Prozesses zur Ent-
wicklung einer integrierten Umwelt- und 
Nachhaltigkeitspolitik des Bundes werden mit 
dem Projekt die Methoden-, Handlungs- und 
Kommunikationskompetenzen des Bundesminis-
teriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) gestärkt. Mit Hilfe normativer 
Szenarien soll es gelingen, für eine integrierte 
Nachhaltigkeitspolitik bislang zu wenig koordi-
nierte Themenfelder und ihre Akteure innerhalb 
des BMU und darüber hinaus besser zu vernet-
zen, Synergie-Potenziale zu erkennen und Ziel-
konflikte möglichst aufzulösen. 

➔➔ Cluster, Netzwerke 

und Wertschöpfungs-

kompetenzen

➔➔ Nachhaltige Wirtschaft 

in der Stadt
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In der ersten Phase (neun Monate) wurde eine 
umfangreiche Politik- und Akteursanalyse durch-
geführt. Sie erbrachte vier Teilaspekte der nach-
haltigen Stadt: »Klimagerechte Stadt«, »Ressour-
ceneffiziente Stadt«, »Nachhaltige Mobilität in 
der Stadt« und eben »Nachhaltige Wirtschaft in 
der Stadt«, die anschließend vertieft betrachtet 
wurden. In der zweiten Phase (21 Monate) wird 
unter anderem zum Thema »Nachhaltige Wirt-
schaft in der Stadt« ein partizipativer Szenario-
Prozess durchgeführt. In ihm werden mittels an-
schaulicher, integrierter Zukunftsbilder Hand- 
lungsoptionen, Strategieelemente und konkrete 
Vernetzungsansätze entwickelt.

Seminare zu aktuellen Themen der Wirt-
schaftsförderung

Strategien, Konzepte und Instrumente für eine er-
folgreiche kommunale Gewerbeflächenpolitik 
standen auch im Mittelpunkt des Difu-Seminars 
»Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflä-
chen« im Mai 2010. Fachleute aus Wirtschaftsför-
derung und Stadtentwicklung diskutierten die 
Notwendigkeit stadtweiter Gewerbeflächenkon-
zepte und die zielgruppenspezifische Ausgestal-
tung von Flächenangeboten etwa für das örtliche 
Handwerk. Referenten aus der Immobilienwirt-
schaft formulierten Anforderungen an die kom-
munale Wirtschaftsförderung aus der Perspektive 
von Flächeneigentümern und Investoren. Auch 
methodische Fragen, etwa zur Ermittlung des Ge-
werbeflächenbedarfs und zu den Möglichkeiten 
der internetgestützten Standort- und Immobilien-
vermarktung, wurden in dieser Fortbildungsver-
anstaltung aufgegriffen.

Im Zeitalter der Globalisierung wird es für viele 
Wirtschaftsstandorte immer wichtiger, ihr Stand-
ortmarketing zu »internationalisieren«. Im Difu-
Seminar »Internationalisierung der kommunalen 
Wirtschaftsförderung« vom Oktober 2010 stan-
den daher zwei Fragen im Mittelpunkt: Wie kön-
nen deutsche Städte und Regionen Unterneh-
men, Investitionen und Fachkräfte im Ausland für 
den Standort gewinnen? Durch welche Maßnah-
men der Kooperationsförderung können sie örtli-
che Unternehmen bei der Erschließung von Inno-
vations- und Marktpotenzialen unterstützen? Zu 
den Ansätzen, die vorgestellt wurden, gehörten 
die Nutzung von Städtepartnerschaften, grenz-
überschreitende Clusterinitiativen sowie die Ver-
netzung von Gründerzentren und Technologie-
parks.

Im Brennpunkt-Seminar »Einzelhandel in den  
Innenstädten – zwischen Warenhauskrise und 
Boom der Einkaufscenter«, vom Difu im Juni 
2010 angeboten, wurden aktuelle Trends im Han-
del und Lösungswege für dort anstehende Proble-
me erörtert (vgl. ausführlicher Teil B »Städtebau 
und Stadtentwicklung«). Im Seminar »Stadtmar-
keting: Ein leistungsfähiges Instrument auch in 
Krisenzeiten?« ging es um die Frage, ob Stadtmar-
keting in Zeiten der Veränderung wichtiger Rah-
menbedingungen – Stichworte: Globalisierung, 
Finanz- und Wirtschaftskrise, neue technologi-
sche Trends, soziale Veränderungen, Klimawan-
del – noch seine Rolle in der Stadtentwicklung 
ausfüllt. Veranschaulicht durch kommunale Fall-
beispiele wurden Fragen aufgegriffen wie das Ver-
hältnis von Stadtmarketing und nachhaltiger 
Stadtentwicklung (Interessenkoalition oder -kolli-
sion?), der Anspruch des Stadtmarketing zwi-
schen kooperativer Stadtentwicklung und Ein-
kaufsstraßenmanagement oder die Finanzie- 
rungsbedingungen in Zeiten knapper kommu- 
naler Kassen.

Veröffentlichungen: Umfangreiche Seminardokumenta-
tionen einschließlich weiterführender Links werden im  
Extranet des Difu angeboten.

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Wirtschaft finden Sie unter »Daten 
und Fakten«. 

Nachhaltige Entwicklung 
durch ökologische  
Gewerbeparks
Foto: Busso Grabow.

➔➔ Internationalisierung  
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Finanzen und Investitionen B   Forschung

v.l.n.r.: Stefan Schneider, 
Antje Seidel-Schulze,  
Busso Grabow
Foto: Doris Reichel.

Die Kommunalhaushalte schließen infolge der 
weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise, aber 
auch aufgrund der rapide wachsenden Sozialaus-
gaben 2010 mit einem Rekorddefizit von knapp 
10 Mrd. Euro ab. Dass dennoch mehr als in den 
Vorjahren investiert wurde, liegt ausschließlich 
an den zusätzlichen, im Rahmen des Konjunktur-
pakets II finanzierten Investitionen. Auch wenn 
durch diese Finanzspritzen die Kommunen befä-
higt wurden, in den Jahren 2009 und 2010 ver-
stärkt Investitionen vor allem im Bildungsbereich 
und bei der energetischen Sanierung vorzuneh-
men, bleibt der Investitionsrückstand in vielen 
Infrastrukturbereichen erheblich und verschärft 
sich mittelfristig weiter. Da die Städte und Ge-
meinden zumindest in den nächsten Jahren aber 
wieder stärker mit Finanzierungsengpässen rech-
nen müssen, stellt sich als zentrale Frage, wie der 
infrastrukturelle Rahmen der Daseinsvorsorge ge-
sichert werden kann. 

Im Jahr 2010 setzte das Difu im Themenbereich 
Finanzen und Investitionen mehrere Schwer-
punkte: Kommunalfinanzen, Investitionsrück-
stände und -bedarfe; Finanzierung von Infrastruk-
turen unter den Bedingungen des demografischen 
Wandels und knapper Kassen; alternative Finan-
zierungs- und Beschaffungsmodelle. Finanzie-
rung und Management von Investitionen werden 
in enger Verzahnung mit den umfassenderen  

Fragen zur Zukunft der kommunalen Infrastruktur 
(vgl. auch Teil B »Infrastruktur«) behandelt.

Das Difu hat im Jahr 2010 auch die im Finanzie-
rungszusammenhang relevante Ausgestaltung des 
Konnexitätsprinzips thematisch aufgegriffen. Neben 
der Formulierung eines »Standpunkts« in Ausgabe 
3/2010 der »Difu-Berichte« wurde in Kooperation 
mit dem Deutschen Städtetag die Fachveranstaltung 
»Wer zahlt die Zeche? – Das Konnexitätsprinzip  
auf dem Prüfstand« durchgeführt (vgl. ausführlicher 
Teil B »Politik, Verwaltung und Recht«). Die  
Tagungsdokumentation erscheint 2011.

Investitionen, Investitionsbedarfe und  
ihre Finanzierung

Die KfW Bankengruppe (KfW) beauftragte das  
Difu – zum zweiten Mal – mit der Durchführung 
einer Befragung der Kommunen (Kommunalpa-
nel). Ziel des »KfW Kommunalpanels 2010« ist 
es, einen aktuellen Überblick über die finanzielle 
Situation, den Investitionsbedarf, die Investitions-
tätigkeit und die Finanzierungsmöglichkeiten der 
Kommunen zu erhalten. Befragt wurden insge-
samt 1 751 Städte und Gemeinden mit jeweils 
mehr als 2 000 Einwohnern. Mit einem Rücklauf 
von 552 Städten und Gemeinden (Rücklaufquote 
32 Prozent) sind Aussagen und Ergebnisse der 
Studie als belastbar und repräsentativ zu werten.

➔➔ Konnexitätsprinzip

➔➔ KfW Kommunalpanel 

2010
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Die Finanzsituation vieler Kommunen hat sich 
demzufolge im Jahr 2010 deutlich zum Negati-
ven hin entwickelt: Jede zweite Kommune  
(53 Prozent) – und damit mehr als doppelt so vie-
le wie im Vorjahr – schätzt inzwischen ihre eige-
ne Finanzlage als mangelhaft ein. Überdies geht 
fast jede dritte Kommune davon aus, dass sich ih-
re Finanzlage weiter deutlich verschlechtern 
wird. Es gibt durchaus auch Gemeinden, denen 
es noch gut geht. Elf Prozent aller befragten Städ-
te und Gemeinden – und zwar insbesondere klei-
nere und mittelgroße – beurteilen ihre Finanzlage 
als gut oder sehr gut. Von diesen rechnen 40 Pro-
zent mit einer weiterhin vorteilhaften oder zu-
mindest neutralen Entwicklung im nächsten 
Haushaltsjahr. Die Schere zwischen Kommunen 
mit guter oder ausgeglichener Haushaltssituation 
und solchen in schwieriger Finanzlage wird sich 
demzufolge weiter öffnen.

Im Jahr 2010 investieren die Städte und Gemein-
den (einschließlich eines unbestimmten Anteils 
kommunaler Unternehmen) voraussichtlich 
36 Mrd. Euro in ihre Infrastruktur. Im Jahr 2011 – 
nach Auslaufen des Konjunkturpakets II – planen 
sie nur Investitionen in Höhe von 31 Mrd. Euro. 

Die Schwerpunkte der Investitionstätigkeit liegen 
dabei in den Bereichen Straßen und Verkehrsinfra-
struktur sowie Kinderbetreuung und Schulen. Ins- 
gesamt entfallen auf diese beiden Bereiche über  
40 Prozent des gesamten geplanten Investitionsvo- 
lumens. Der massive Investitionsrückstand in Höhe 
von insgesamt etwa 75 Mrd. Euro, der in den Berei-
chen Straßen/Verkehrsinfrastruktur und Kinderbe-
treuung/Schulen besonders hoch ist, wird daher 
auch in den nächsten fünf Jahren kaum abgebaut 
werden können. Vor allem bei Straßen/Verkehrs- 
infrastruktur wird er vermutlich deutlich zunehmen.

Die Kommunen finanzierten ihre Investitionen im 
Jahr 2010 zu etwa gleichen Teilen mit Kommu-
nalkrediten, Eigenmitteln und Zuwendungen von 
Bund, Ländern und EU. Etwa die Hälfte der be-
fragten Städte und Gemeinden erwartet für 2011 
eine steigende Bedeutung von Kommunalkredi-
ten in der Investitionsfinanzierung. Contracting 
oder Public-Private-Partnership-Projekte spielen 
nur bei großen Kommunen eine nennenswerte 
Rolle. Gerade Städte und Gemeinden, die mit 
diesen Instrumenten bereits Erfahrung gesammelt 
haben, wollen deren Einsatz in den nächsten Jah-
ren besonders häufig eher einschränken.

Quelle: KfW-Kommunalpanel 2010

Voraussichtliche Veränderung des Investitionsrückstands in den nächsten 5 Jahren
Gemeinden mit mangelhafter Gesamtfinanzierungssituation
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Straßen und Verkehr
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weiter
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Der Auftrag der KfW zur Durchführung des Kom-
munalpanels erstreckt sich auch noch auf die Jah-
re 2011 und 2012. Dadurch werden ein Vergleich 
im Zeitablauf ermöglicht und die empirisch fun-
dierte Erarbeitung von Lösungsansätzen für die 
kommunalen Probleme weiter unterstützt. 

Veröffentlichung: KfW Bankengruppe (Hrsg.) (Bearb.: 
Difu): KfW Kommunalpanel 2010, Frankfurt am Main,  
November 2010.

In einem vom Bundesministerium des Innern 
(BMI) beauftragten Projekt hat das Difu unter-
sucht, wie sich der demografische Wandel in den 
neuen Bundesländern auf die Finanzierungsmög-
lichkeiten der dortigen Infrastrukturen auswirkt. 
Im Hinblick auf deren Anpassung und Umbau 
wurden drei Handlungsschwerpunkte betrachtet: 
Einsatz alternativer Finanzierungsinstrumente, 
Anwendung fortschrittlicher Steuerungsinstru-
mente und veränderte Organisationsformen der 
Leistungserbringung. Eine zentrale Schlussfolge-
rung aus der Studie lautet: Selbst bei weitgehen-
der Nutzung der Instrumente und unter Aus-
schöpfung ihrer Möglichkeiten können die 
Kommunen den Finanzierungsaufwand, der mit 
dem grundlegenden Umbau der Infrastruktur in 
vielen Bereichen verbunden ist, innerhalb der 
derzeitigen »Finanzierungskulisse« nicht alleine 
leisten.

Nur durch eine Kombination von neuen oder er-
weiterten Infrastrukturprogrammen von Bund 
und Ländern (»Infrastrukturpakt«), Fondsmodel-
len, Zinszuschüssen und einer vorübergehend 
höheren Neuverschuldung lassen sich die Aufga-
ben bewältigen. Der grundsätzliche Konflikt zwi-
schen steigenden Finanzierungsbedarfen einer-
seits und der beschlossenen Schuldenbremse bei 
Bund und Ländern andererseits lässt sich nur auf-
lösen, wenn in Bereichen, die für eine nachhalti-
ge Entwicklung weniger relevant sind, umso mehr 
eingespart wird. Notwendige Anpassungen soll-
ten deshalb – (vorübergehend) über die bisheri-
gen Möglichkeiten hinaus – über eine weitere in-
vestitionsbezogene Schuldenaufnahme der 
Kommunen finanziert werden können. Bedin-
gung hierfür ist allerdings, dass dadurch mittel- 
und langfristig deutliche Einsparungen nachge-
wiesen und realisiert werden. Dies ist nur 
möglich, wenn Bund (z.B. durch Förderprogram-
me, KfW, Standards) und Länder flankierende 
Maßnahmen ergreifen und den angemessenen 
ordnungspolitischen Rahmen schaffen (bei den 
Ländern z.B. durch angepasste Vorgaben der 
Kommunalaufsicht).

Mittel- bis langfristig lässt sich aus den Effizienz-
gewinnen und den volkswirtschaftlichen Nutzen-
effekten, die sich durch einen entsprechenden 
Umbau der Infrastruktur ergeben, ein gesamt-
staatlicher return on investment erreichen. Dar-
über hinaus wird durch den Umbau der Infra-

strukturversorgung die Grundlage für eine 
zukünftig wieder wirklich subsidiäre Aufgaben-
wahrnehmung durch die Kommunen gelegt.

Veröffentlichung: Schneider, Stefan, Busso Grabow, 
Beate Hollbach-Grömig und Jens Libbe: Finanzierung neu 
denken – Kommunale Daseinsvorsorge unter dem Einfluss 
von Haushaltsengpässen und demografischem Wandel. 
Das Beispiel der Neuen Bundesländer, Berlin 2011  
(Difu-Impulse, Bd. 4/2011).

Public-Private-Partnership-Projekte

Im »KfW Kommunalpanel 2010« (vgl. oben) hat 
das Difu in der Befragung besonderes Augenmerk 
auf die alternative Beschaffungsform PPP gelegt. 
Es bestätigte sich: Diese Art von Projekten wird in 
erster Linie in den Bereichen Kinderbetreuungs-
einrichtungen/Schulen, Verwaltungsgebäude so-
wie Schwimmbäder/Turnhallen umgesetzt. Kom-
munalstraßen und Krankenhäuser werden künftig 
in der Realisierung als PPP-Projekt vergleichswei-
se häufiger zu finden sein. Umgekehrt scheint der 
»PPP-Boom« bei Verwaltungsgebäuden seinen 
Höhepunkt überschritten zu haben. 

Das Gesamtvolumen der PPP-Infrastrukturprojek-
te beträgt – zusammengefasst für die Jahre 2009 
und 2010 – hochgerechnet etwa 4,3 Mrd. Euro; 
davon 2,6 Mrd. Euro für den investiven Teil. Wer-
den diese PPP-Investitionen zu den gesamten 
kommunalen Investitionen der Jahre 2009 und 
2010 ins Verhältnis gesetzt, ergibt sich eine Quo-
te von knapp fünf Prozent. Es bestätigen sich da-
mit die Zahlen aus der letzten PPP-Umfrage des 
Difu, in der für die Städte und Gemeinden bis 
2014 eine PPP-Quote von 4,8 Prozent ermittelt 
worden war. Von dem Gesamtvolumen der PPP-
Projekte entfallen 69 Prozent, nämlich etwa 
3,0 Mrd. Euro, auf die größeren Städte (mit mehr 
als 50 000 Einwohnern). 

Insgesamt hat sich die Vermutung, dass dort, wo 
der Investitionsrückstand in einer Kommune  
als besonders gravierend beurteilt wird, auch 
deutlich eher die Beschaffungsalternative PPP  

➔➔ Demografischer  

Wandel und Finanzierung

Erheblicher Anpassungs- 
bedarf bei der schulischen 
Infrastruktur
Foto: Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie.

➔➔ Notwendigkeit eines  

Investitionspakts

➔➔ Kommunale PPP-Quote 

bei knapp fünf Prozent



40  Finanzen und Investitionen  |  Difu-Jahresbericht 2010

ergriffen wird, jedoch nicht bestätigt. Eine Aus-
nahme bildet der Bereich Kinderbetreuung/Schu-
len (und ansatzweise auch der ÖPNV). Dort wer-
den bei hohem Sanierungsdruck tatsächlich 
häufiger PPP-Projekte erwogen.

Auch wenn die PPP-Investitionsquote noch weit 
von den 15 Prozent entfernt bleibt, die die Bun-
desregierung nach dem Beispiel vergleichbarer 
Industrieländer als Maßstab gesetzt hat: Es darf 
nicht übersehen werden, dass das Projektvolu-
men 15 Mrd. Euro pro Jahr eine nennenswerte 
Größenordnung erreicht hat. Ein Königsweg aus 
dem Investitionsstau sind PPP-Projekte aber kei-
nesfalls. Sie unterliegen denselben Finanzie-
rungsvorbehalten wie die »klassische« Investiti-
onstätigkeit. Wenn die möglichen berechneten 
Effizienzvorteile tatsächlich realisiert werden 
(und sich in der langfristigen Betrachtung auch 
bestätigen), können PPP-Projekte finanzielle 
Spielräume für mehr Investitionen schaffen. Ein 
besseres mittelfristiges Management von Zah-
lungsströmen ist möglich – und besonders wich-
tig: Es werden der laufende Unterhalt gesichert 
und ein exponentiell steigender Werteverzehr 
durch unterlassene Erhaltungs- und Ersatzinvesti-
tionen gestoppt. Dabei ist grundsätzlich in jedem 

Einzelfall zu prüfen, ob die Wirtschaftlichkeits-
vorteile ausreichen und mögliche Nachteile, wie 
Intransparenz oder Steuerungsprobleme, ausge-
räumt werden können.

Veröffentlichungen: Interview mit Stefan Schneider in: 
Demokratische Gemeinde (DEMO), H. 4/2010.

Grabow, Busso: PPP-Projekte in Deutschland. Leisten PPPs 
einen Beitrag zur Bewältigung der öffentlichen Finanz- 
krise?, in: Public Marketing, H. 6/2010, S. 18–20.

Strategisches Investitionsmanagement 
als neuer Ansatz

Wachsende Anforderungen und knappe Ressour-
cen führen dazu, dass Kommunen notwendige 
Investitionen nicht immer – zumindest nicht im-
mer sofort – durchführen. Die Folge ist ein zum 
Teil erheblicher Investitionsrückstand. Investitio-
nen zu unterlassen, kann sich massiv auswirken, 
z.B. auf die wirtschaftliche Entwicklung, die Si-
cherheit der Bevölkerung und den Schutz der 
Umwelt. Aufgrund der häufig langfristigen Folgen 
von Investitionsentscheidungen müssen Prioritä-
ten gesetzt und die jeweiligen Investitionen stra-
tegisch aufeinander abgestimmt werden. Den 
Rahmen dafür bietet das strategische Investitions-

Einschätzung der Städte und 
Gemeinden zu PPP

Quellen:  KfW-Kommunalpanel 2010

Handlungsfelder für eine Kooperation zwischen Wohnungsgenossenschaften  
und Kommunen (Mehrfachantworten waren möglich)
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management. Es vereint den Lebenszyklusansatz, 
kostenminimierende Unterhaltungsstrategien, 
Modernisierungsstrategien sowie Ansätze für eine 
flexiblere Nutzung zu einem wirksamen Instru-
mentarium.

Konzeption und Ausgestaltung dieses neuen Inst-
ruments sind ein wichtiges aktuelles Forschungs-
thema des Difu. Dazu wurde eine Vorstudie bei 
einem Kooperationspartner des Difu, INFA-ISFM 
e.V., in Auftrag gegeben. Auf ihr basierte ein Se-
minar im März 2010. Ansatz und Möglichkeiten 
eines strategischen Investitionsmanagements sol-
len in den nächsten Jahren im Difu in den einzel-
nen Facetten vertieft behandelt werden.

Veröffentlichungen: Eine umfangreiche Seminardoku-
mentation einschließlich weiterführender Links findet  
sich im Extranet des Difu. 

Zum Thema: Schneider, Stefan: Strategisches Investitions-
management – langfristig erfolgreich trotz knapper Kassen, 
in: InfrastrukturRecht, Nr. 11/2010, Berlin 2010.

Städtebauförderung und Doppik 

Die Städtebauförderung ist ein zentrales Instru-
ment nachhaltiger Stadtentwicklung in Deutsch-
land. Bund und Länder stellen im Rahmen ver-
schiedener Programme Finanzhilfen für 
Maßnahmen zur Erneuerung und Entwicklung 
der Städte und Gemeinden bereit. Kommunen, 
die ihr Rechnungswesen bis 2012 vom kameralen 
System auf ein an der kaufmännischen doppelten 
Buchführung orientiertes System umstellen sol-
len, stehen vor großen Herausforderungen. Insbe-
sondere die erfolgreiche Nutzung der sich aus der 
Doppik ergebenden Potenziale für die Verwal-

tungssteuerung setzt Erfahrung und methodisches 
Know-how voraus. 

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) beauftragte das Difu im Oktober 
2010 mit der Erstellung einer Studie. Geklärt wer-
den soll, welche Konsequenzen das neue kom-
munale Rechnungswesen für die Inanspruchnah-
me der Städtebauförderungsmittel hat und wie 
Effizienz und Effektivität des Mitteleinsatzes ver-
bessert werden können. Der erste Schritt des bis 
Mitte 2011 laufenden Projekts diente der Aufbe-
reitung des Regelungsstandes zur Einführung und 
Anwendung der Doppik in den Kommunen. Es 
zeigte sich bereits: Probleme bereiten die unein-
heitliche Ausgestaltung der Rechnungssysteme in 
den Kommunen, das Fehlen von Vorgaben bzw. 
die unzureichende Harmonisierung von Kenn-
zahlen und die unterschiedlichen Spielräume in 
den rechtlichen Regelungen im Zusammenhang 
mit der Städtebauförderung.

Die Analyse des Regelungsstandes ist noch nicht 
abgeschlossen. Zu erwarten sind hier weitere Er-
gänzungen, die dann die Grundlage für die 
nächsten Projektschritte bilden. Am Ende sollen 
praxisorientierte Handlungsempfehlungen ste-
hen. Ihre Basis bilden die durch die Doppik er-
reichte Transparenz, neu verfügbare Kennzahlen, 
deren Folgen für die Steuerung geförderter Maß-
nahmen und die damit verfügbaren Möglichkei-
ten, Effizienz und Effektivität in der Städtebauför-
derung zu erhöhen.

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Finanzen und Investitionen finden Sie 
unter »Daten und Fakten«. 
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Die zentralen Rahmenbedingungen für die Ent-
wicklung und Planung städtischer Infrastrukturen 
verändern sich in Deutschland seit einigen Jahren 
stark. Die Ursachen hierfür sind vielfältig und rei-
chen von den Auswirkungen des demografischen 
Wandels über den globalen Klimawandel bis hin 
zu Folgen kultureller, technischer und wirtschaftli-
cher Globalisierung. Damit stellen sich neue An-
forderungen an Infrastrukturnetze und -standorte. 

Die damit verbundenen Investitionsbedarfe sto-
ßen auf zunehmend begrenzte Finanzierungs-
möglichkeiten. Auch wenn gegenwärtig im Zuge 
des Konjunkturpakets II die Kommunen in die  
Lage versetzt werden, verstärkt Investitionen vor 
allem in die Bildung und die energetische Sanie-
rung zu tätigen, bleibt doch der Investitionsrück-
stand in vielen Infrastrukturbereichen erheblich – 
und verschärft sich weiter, wie entsprechende 
Difu-Analysen belegen. Finanzielle Spielräume 
zu schaffen, wird zur Aufgabe eines »strategi-
schen Investitionsmanagements«, bei dem der 
Lebenszyklusansatz, kostenminimierende Unter-
haltungsstrategien, Modernisierungsstrategien so-
wie innovative Ansätze der Infrastrukturbereitstel-
lung zu einem Instrumentarium vereint werden 
(vgl. ausführlicher Teil B »Finanzen und Investiti-
onen«). 

Veröffentlichungen: Libbe, Jens: Investitionen in Bildung 
und Kultur – Fass ohne Boden oder Zukunftsertrag?, 

in: Beckmann, Klaus J.: Kommunale Haushalte in Not.  
Anregungen aus der Stadtforschung für die Stadtpolitik, 
Berlin 2011 (Difu-Impulse, Band 3/2011), S. 60–66.

Schneider, Stefan, Busso Grabow, Beate Hollbach-Grömig 
und Jens Libbe: Finanzierung neu denken – Kommunale 
Daseinsvorsorge unter dem Einfluss von Haushaltsengpäs-
sen und demografischem Wandel. Das Beispiel der Neuen 
Bundesländer, Berlin 2011 (Difu-Impulse, Band 4/2011). 

�Infrastruktur und Stadtentwicklung

Bisher fehlte es an einer infrastrukturübergreifen-
den Analyse der Herausforderungen und Hand-
lungsoptionen, denen sich gleichermaßen die In-
frastruktur- und Stadtplanung stellen müssen. 
Auswirkungen auf und Wechselwirkungen mit 
städtebaulichen Bauformen waren bis dato kaum 
untersucht worden. Diese Forschungslücke konn-
te durch eine von der Wüstenrot Stiftung in Auf-
trag gegebene Studie geschlossen werden.

Anhand der Sektoren Energie (Strom und Wär-
me), Wasser, Abwasser, ÖPNV, Bildung (allge-
meinbildende Schulen) sowie Gesundheit (Haus-
ärzte und Krankenhäuser) wurden Heraus- 
forderungen ermittelt. Dies schloss die Erfassung 
und Bewertung alternativer Systemlösungen im 
Hinblick auf deren erwartete technisch-wirt-
schaftliche Einsatzfähigkeit ein. Fragen der räum-
lichen Verteilung (insbesondere im Bereich sozia-
ler Infrastrukturen) wurden systematisch und für 

➔➔ Herausforderungen und 

Handlungsoptionen

InfrastrukturB   Forschung

v.l.n.r.: Stefan Schneider, 
Jens Libbe, Tilman Bracher, 
Stefanie Hanke, Busso 
Grabow, Klaus J. Beckmann 
(nicht abgebildet: Hadia 
Köhler)
Foto: Doris Reichel.
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unterschiedliche Gebietstypen erfasst und an-
hand von »Guten Beispielen« illustriert. Der 
Schwerpunkt der Untersuchung lag dabei auf 
deutschen Groß- und Mittelstädten und deren 
Umland.

In den kommenden Jahren und Jahrzehnten sind 
weitergehende Infrastrukturanpassungen zu er-
warten. Diese reichen von betrieblich-techni-
schen Maßnahmen bis hin zu grundlegenden 
Umbaumaßnahmen (Transformation). So geht es 
im Bereich der technischen Infrastrukturen bei-
spielsweise auf dem Energiesektor um einen drin-
gend gebotenen Umschwung zu einer nachhalti-
geren Energieversorgung, idealerweise in 
dezentralen Systemen, die in lokale/regionale 
Netzwerke eingebunden werden können. Im Ab-
wasserbereich ermöglichen neuartige Sanitärsys-
teme – in Ergänzung zu konventionellen Syste-
men – eine ressourceneffiziente Bewirtschaftung 
von Abwasser. Bei den sozialen Infrastrukturen 
stehen im Gesundheitswesen erhebliche Struktur-
veränderungen an. Kleinräumige Versorgungslü-
cken in der hausärztlichen Versorgung werfen die 
Frage der Notwendigkeit einer Reformulierung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge in diesem Be-
reich auf. Zugleich ergeben sich für die kommu-
nalen Krankenhäuser und Krankenhausstandorte 
neue, grundlegende Finanzierungs- und Organi-
sationsfragen. Im Bildungs- und Erziehungswesen 
wiederum dreht es sich einerseits um veränderte 
Angebote und Inhalte, mit denen auf sinkende Al-
terskohorten sowie aktuelle Entwicklungen und 
Probleme reagiert werden kann. Andererseits 
geht es um das Schließen oder Zusammenlegen 
von Institutionen und/oder Standorten sowie um 
Reformen, die auf mehr Effizienz, Ganztagsbe-
treuung und schlankere Organisationsformen 
ausgerichtet sind.

Für alle untersuchten Infrastrukturbereiche lassen 
sich neben infrastrukturspezifischen auch über-
greifende Herausforderungen und Handlungsop-
tionen feststellen. Diese betreffen zum einen die 
quantitative, qualitative und räumliche Ausdiffe-
renzierung der unterschiedlichen Bedarfe sowie 
neue Angebotsformen, zum anderen das Finden 
einer neuen Balance zwischen Governance und 
kommunaler Steuerung. Dies legt eine stärker in-
frastrukturübergreifende Planung sowie ähnliche 
Planungsprinzipien und -mechanismen nahe.

Die meisten Entwicklungen sind zudem – gerade 
in ihren kleinräumigen Auswirkungen auf die Inf-
rastrukturen – mit erheblichen Unsicherheiten 
behaftet, und die Zahl grundsätzlich möglicher 
Handlungsoptionen steigt. In Anbetracht dessen 
sind in der Infrastrukturplanung verstärkt Strategi-
en zur Entscheidungsfindung unter Unsicherheit 
erforderlich. Dabei erlangen Prinzipien wie Flexi-
bilität und Anpassungsfähigkeit, Innovations-
freundlichkeit und Fehlertoleranz an Bedeutung.

Alle diese Entwicklungen auf unterschiedlichen 
Ebenen zeigen zudem vielfältige Wirkungen auf 
die Struktur der vorhandenen Gebäudesubstanz 
und auf die Rahmenbedingungen des Städtebaus. 
Sie beeinflussen erheblich die zukünftige Pla-
nung technischer und sozialer Infrastruktur und 
stellen die Städte vor neue Herausforderungen, 
zu denen es bisher kaum städtebauliche Orientie-
rungen gibt.

Orientierungen für Infrastruktur- und 
Stadtplanung

In der Vergangenheit waren Richt- und Orientie-
rungswerte wichtige Instrumente in der stadtpla-
nerischen Praxis. In Form von status-quo-orien-
tierten Kennzahlen, die unter Voraussetzungen 
eines stetigen Wachstums und der Pfadabhängig-
keit vorhandener Infrastruktur entstanden sind, 
werden sie den heutigen Herausforderungen je-
doch nicht mehr gerecht. Erforderlich sind statt-
dessen Orientierungen, welche Planerinnen und 
Planer befähigen, neben quantitativen Kennzah-
len auch Wirkungszusammenhänge zwischen 
Stadt- und Infrastrukturplanung zu erkennen. 
Kommentierte Orientierungswerte können diese 
Lücke schließen. Sie enthalten nicht nur die tradi-
tionellen Infrastrukturkennziffern, sondern stellen 
Kontextinformationen aus planungsrelevanten 
Themenfeldern bereit. Die Kommentierung sorgt 
für eine Einordnung der Kennziffern in ihren Ent-
stehungs- und Anwendungskontext und macht 
die möglichen Bandbreiten der Kennziffern in-
haltlich nachvollziehbar. Sie übersetzt gleichsam 
die fachplanerischen Kennziffern in stadtplane-
risch relevante Aspekte und ermöglicht so erst ei-
ne strategische Abstimmung zwischen Infrastruk-
tur- und Stadtplanung. Die Planenden können zu 
einer fundierteren Einschätzung darüber gelan-
gen, inwieweit die vorgestellten Lösungsansätze 
und Orientierungen auf ihre spezifische Pla-
nungssituation übertragbar oder zu modifizieren 
sind.

Gemeinsames Ziel von Difu und Wüstenrot Stif-
tung ist es, fundierte Grundlagen für eine solche 
neue Form und Qualität von städtebaulichen Ori-
entierungswerten zu erarbeiten. Diese sollen den 
Städten dabei helfen, sowohl in der Infrastruktur-
planung als auch in den Weichenstellungen für 
einen zukunftsgerichteten Städtebau die zu er-
wartenden Entwicklungen adäquat zu berück-
sichtigen und die Rahmenbedingungen für eine 
erfolgreiche Stadtentwicklung zu schaffen. Die 
Ergebnisse der Studie fließen daher in ein aktuell 
laufendes Projekt des Difu und der Wüstenrot 
Stiftung zur Ermittlung von Richt- und Orientie-
rungswerten für die kommunale Planung ein. Ziel 
ist es, ein Nachschlagewerk für die Stadtplanung 
zu entwickeln, welches infrastruktur-übergreifend 
auf zukunftsweisende Handlungsoptionen der  
Infrastrukturbereitstellung verweist.
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Veröffentlichung: Libbe, Jens, Hadia Köhler und Klaus J. 
Beckmann: Infrastruktur und Stadtentwicklung. Technische 
und soziale Infrastrukturen – Herausforderungen und 
Handlungsoptionen für Infrastruktur- und Stadtplanung. 
Herausgegeben vom Deutschen Institut für Urbanistik und 
der Wüstenrot Stiftung, Berlin 2010 (Edition Difu – Stadt 
Forschung Praxis, Bd. 10).

Neue Lösungen für die kommunale  
Siedlungswasserwirtschaft

Der Ausbau der Netze und Anlagen der kommu-
nalen Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung ist nach Jahrzehnten der kontinuierlichen 
Erweiterung weitgehend abgeschlossen. Die er-
reichten Umwelt- und Hygienestandards sind 
hoch, und Kommunen und Wasserwirtschaft kön-
nen zu Recht mit Stolz auf das Erreichte verwei-
sen. Zugleich ist unübersehbar, dass die vorhan-
denen Systeme an ihre Grenzen stoßen: Die 
Auswirkungen des Klimawandels und notwendi-
ge Klimaanpassungsmaßnahmen werfen ebenso 
die Frage nach notwendigen Anpassungen der 
stadttechnischen Infrastruktur auf wie die Folgen 
rückläufiger Wasserbedarfe aufgrund abnehmen-
der Bevölkerungszahlen. Mancherorts werden 
betrieblich-technische Funktionsschwellen be-
reits heute erreicht. Hinzu kommt, dass die auf 
zentralen Strukturen basierende Wasserwirtschaft 
sehr energieintensiv ist. So gehören Kläranlagen 
mit einem Anteil von etwa 20 Prozent am kom-
munalen Strombedarf zu den größten kommuna-
len Energieverbrauchern. Das Energieeinsparpo-
tenzial ist entsprechend hoch. Bisher wenig 
genutzt wird zudem die im Abwasser enthaltene 
Wärme. Diese thermische Energie nicht zu nut-
zen würde bedeuten, ein massives Wärmeloch in 
unseren zunehmend energieeffizienten Gebäu-
den bestehen zu lassen. Ähnliches gilt für die im 
Abwasser enthaltenen biogenen Inhaltsstoffe, die 
ebenfalls einer energetischen Verwertung zuge-
führt werden können (Stichwort Biogas). Neue 
Ver- und Entsorgungskonzepte hat das Difu daher 
in den vergangenen Jahren gemeinsam mit seinen 
wissenschaftlichen Partnern in der Forschungs-
kooperation netWORKS untersucht. 

Öko-Effizienz kommunaler  
Wasserinfrastrukturen

Die Bilanzierung und Bewertung bestehender 
und alternativer Systeme erfordern einen integ-
rierten methodischen Ansatz, in dem die techni-
schen, betriebs- und volkswirtschaftlichen sowie 
die ökologischen Sachverhalte und Wirkungs- 
zusammenhänge gleichermaßen zu berücksichti-
gen sind. Um diesen komplexen Anforderungen  
gerecht zu werden, wurde im Rahmen des For-
schungsvorhabens »Transformationsmanagement 
für eine nachhaltige Wasserwirtschaft« des For-
schungsverbundes netWORKS das Verfahren der 
Öko-Effizienz-Analyse zur Bewertung der strate-
gischen Alternativen von kommunalen Wasserin-

frastrukturen weiterentwickelt und an die spezifi-
sche Fragestellung angepasst. Aufgrund des 
hohen Anteils der Kapitalkosten und der langen 
Ausreifungszeit der kommunalen Wasserinfra-
struktur, aber auch wegen der Dauerhaftigkeit 
städtischer Strukturen und der Langfristigkeit 
räumlicher Entwicklungen wurde dazu ein Zeit-
horizont von 70 Jahren gewählt.

Im Rahmen der Untersuchung konnte erstmals 
der Nachweis der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 
eines grundlegenden Umbaus der siedlungswas-
serwirtschaftlichen Infrastruktur erbracht werden. 
Dargelegt wurde ferner, in welchen städtischen 
Teilräumen ein solcher Umbau vorrangig vonstat-
tengehen kann. 

Veröffentlichung: Felmeden, Jörg, Thomas Kluge, Matthias 
Koziol, Jens Libbe, Bernhard Michel und Ulrich Scheele: 
Öko-Effizienz kommunaler Wasser-Infrastrukturen.  
Bilanzierung und Bewertung bestehender und alternativer  
Systeme, Berlin 2010 (netWORKS-Paper Nr. 26).

Ressource Wasser: Klimaanpassung  
und Energieeffizienz

Für die Verallgemeinerung neuartiger Infrastruk-
turlösungen ist es entscheidend, sogenannte Gute 
Beispiele als »Piloten« auszuweisen. Diese geben 
den Städten und ihren Infrastrukturbetreibern 
Hinweise, was sich wann, wo und wie realisieren 
lässt, um darauf aufbauend eine eigene Um-
baustrategie zu entwickeln. Gemeinsam mit der 
IBA Hamburg GmbH wurde daher ein mehrtägi-
ges Labor zur Umsetzung eines Regenwasser- 
und Abwassernutzungskonzepts für das Plange-
biet »Haulander Weg« (»Klimaschutz-Siedlung« 
im Rahmen der Internationalen Bauausstellung 
IBA Hamburg) durchgeführt. In dem 500 Wohn-
einheiten großen Bauprojekt soll die Verwendung 
von Trinkwasser auf die unbedingt notwendige 
Nutzung beschränkt werden, so der Vorschlag 
des vom Difu geleiteten Forschungsverbundes 
netWORKS. Bei der Abwasserentsorgung sollen 
unter anderem die Potenziale neuartiger Sanitär-
konzepte Berücksichtigung finden. Dies beinhal-
tet auch die Nutzung von aufbereitetem Betriebs- 
und Regenwasser, des thermischen Energie- 
potenzials von häuslichem Abwasser sowie einen 
weitgehenden Verzicht auf klassische Schwemm-
kanalisation.

Der Siegerentwurf eines Hamburger Architekten-
teams wurde inzwischen der Öffentlichkeit vorge-
stellt. Ziel des wasserbaulichen Konzepts ist die 
weitgehende Kreislaufführung des Wassers im Ge-
biet – es dürfte in seiner Kombination einzigartig sein.

Veröffentlichung: Internationale Bauausstellung Hamburg 
GmbH und Forschungsverbund netWORKS (Hrsg.):  
Ressource Wasser: Klimaanpassung und Energieeffizienz. 
Dokumentation der Fachtagung 5. und 6. November 2009, 
Hamburg und Berlin 2010.

➔➔ Energieeffizienz  

und Ausschöpfen von 

Energiepotenzialen

➔➔ Grundlegender Umbau 

wirtschaftlich tragfähig

➔➔ Modellprojekt der  

Internationalen Bau- 

ausstellung Hamburg- 

Wilhelmsburg



Difu-Jahresbericht 2010  |  Infrastruktur  45

Planungspraxis und rechtliche Rahmen-
bedingungen für dezentrale und  
semizentrale Abwasserentsorgung

Aufgrund verschiedener offener Forschungsfragen 
im Hinblick auf die rechtlichen und städtebauli-
chen Möglichkeiten und Anforderungen zur Rea-
lisierung neuartiger stadttechnischer Lösungen 
führte das Difu ein Eigenprojekt durch, mit dem 
die Arbeiten der Forschungskooperation net-
WORKS gestützt wurden. Im Ergebnis kann fest-
gehalten werden: Das Städtebaurecht gibt den 
Kommunen eine Vielzahl von Möglichkeiten an 
die Hand, um den Prozess des Umbaus der Was-
serinfrastruktur anzustoßen und längerfristig stra-
tegisch umzusetzen. Dies gilt besonders im Rah-
men von Maßnahmen des Klimaschutzes und 
solchen zur Energieeinsparung. Darüber hinaus 
können Festsetzungen auch im Rahmen von städ-
tebaulichen Verträgen verwirklicht werden. Als 
informelle Instrumente der Stadtentwicklungspla-
nung können zum Beispiel Stadtentwicklungs-
konzepte, Leitbilder, Quartiersentwicklungskon-
zepte sowie sektorale Konzepte zum Einsatz 
kommen. Diese Instrumente bieten die Chance, 
unter Berücksichtigung von aktuellen Entwick-
lungen und Rahmenbedingungen übergeordnete 
Zielvorstellungen für die künftige Entwicklung einer 
Stadt umfassend und perspektivisch aufzuzeigen.

Gerade in Bezug auf die neuartigen infrastruktu-
rellen Systemlösungen ist es wichtig, dass einge-
übte Planungsschritte hinterfragt werden. Jahr-
zehntelang war die Planung der technischen 
Infrastruktur im Wesentlichen eine »nachrangige« 
Fachplanung. Heute kommt es bei der Realisie-
rung alternativer Systeme darauf an, dass sich die 
beteiligten Akteure zuvor auf eine Gesamtstrate-
gie mit Blick auf die Stadtentwicklung und das 
technische System geeinigt haben, um nachfol-
gend einzelne Baumaßnahmen und die Schritte 
der Transformation festzulegen. Insbesondere die 
Stadtentwicklungsplanung sollte gemeinsam mit 
den örtlichen Infrastrukturbetreibern eine ent-
sprechende Infrastrukturplanung in der Vorpla-
nungsphase angehen.

Es ist auch derzeit bereits möglich, den An-
schluss- und Benutzungszwang auf vom Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) als grundsätzlich zulässig 
erachtete de- oder semizentrale Abwasseranlagen 
anzuwenden. Stehen diese allerdings im Eigen-
tum Privater, so müssen die Eigentümer einem 
Anschluss- und Benutzungszwang zustimmen, 
um diesem zur Geltung zu verhelfen. Hier ist also 
eine Kooperation mit den »betroffenen« Privaten 
nötig. Sie sollte deshalb in jedem Fall gesucht und 
in Form eines öffentlich-rechtlichen Vertrags  
umgesetzt werden. Ein klares und explizites  

Quelle: Forschungsverbund netWORKS.
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Bekenntnis aller an einer Innovation Beteiligten 
trägt entscheidend zu deren Gelingen bei.

Eine Kommune kann derzeit durch Satzung Vor-
gaben zu hausinternen Installationen machen – 
allerdings nur, wenn diese für den Betrieb von 
de- oder semizentralen Abwasseranlagen erfor-
derlich sind. Sollen diese Vorgaben allein aus 
Gründen des Ressourcenschutzes erfolgen, wä-
ren sie derzeit nicht rechtmäßig. Ähnliches gilt im 
Hinblick auf die Verpflichtung zur Nutzung des 
Grauwassers, etwa zur Toilettenspülung. Auch ein 
Anschluss- und Benutzungszwang hinsichtlich 
des aus dem Biogas des Konzentratstroms gewon-
nenen Stroms oder der Wärme ist noch nicht 
rechtskonform durch �die Gemeinden regelbar.

Um es den Gemeinden in den drei letztgenann-
ten Punkten einfacher zu machen und auch einer 
Missachtung des Vorbehalts des Gesetzes vorzu-
beugen, sollte der Gesetzgeber Regeln schaffen, 
die eine Implementierung de- oder semizentraler 
Anlagen in das öffentlich-rechtliche Abwassersys-
tem vereinfachen.

Handreichung zur Realisierung neu- 
artiger Infrastrukturlösungen und  
Simulationstool zur Infrastrukturplanung

Die Ergebnisse der Arbeiten im Projekt »Transfor-
mationsmanagement für eine nachhaltige Was-
serwirtschaft« wurden in einer Handreichung 
niedergelegt, die sich explizit an Entscheidungs-

träger aus Stadtentwicklung, Stadtplanung und 
Siedlungswasserwirtschaft wendet. Den Verant-
wortlichen wird ein Konzept zur mehrdimen- 
sionalen Bewertung von Umbaustrategien an die 
Hand gegeben. Das Buch macht deutlich, dass 
die Transformation der siedlungswasserwirt-
schaftlichen Infrastruktur nur in enger Abstim-
mung zwischen diesen Akteuren im Sinne eines 
Transformationsmanagements erfolgen kann. 
Zahlreiche Hinweise zur Umsetzung und rechtli-
chen Flankierung ergänzen die Publikation. Au-
ßerdem werden die mit dem Umbau verbundenen 
Chancen für die Kommunalwirtschaft erläu- 
tert und innovative Wege des Umgangs mit Wasser 
und Abwasser durch Fallbeispiele illustriert.

Parallel zur Veröffentlichung wurde im Internet 
unter www.networks-group.de ein Online-Tool 
zur Bilanzierung kommunaler Wasserinfrastruk-
turen (BkW) freigeschaltet. Mit Hilfe dieses Mo-
dells können Planerinnen und Planer für eine 
Stadt oder auch für einzelne Stadtteile verschie-
dene Optionen der technischen Auslegung der 
öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung bilanzieren und bewerten.

Veröffentlichung: Kluge, Thomas, und Jens Libbe (Hrsg.): 
Transformationsmanagement für eine nachhaltige Wasser-
wirtschaft. Handreichung zur Realisierung neuartiger Infra-
strukturlösungen im Bereich Wasser und Abwasser, Berlin 
2010.

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Infrastruktur finden Sie unter »Daten 
und Fakten«.

Quelle: Forschungsverbund netWORKS.
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Mobilität

v.l.n.r. (hinten): Garnet Glaser, 
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Mettenberg
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J. Beckmann, Thomas Weber,  
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(nicht abgebildet: Ulrike  
Schillemeit, Johanna  
Theunissen)
Foto: David Ausserhofer.

B   Forschung

Während die Belastung der innerstädtischen 
Hauptstraßen durch den fließenden Kfz-Verkehr 
seit Anfang des Jahrhunderts leicht zurückgeht, 
bleiben die Probleme durch den ruhenden Ver-
kehr ungelöst. Für junge städtische Erwachsene 
nimmt die Bedeutung des eigenen Pkw inzwi-
schen zwar ab. Aber die meisten Älteren verfügen 
über Pkw und Führerschein – und sie behalten 
ihren Pkw und nutzen ihn im Rahmen ihrer ge-
wohnten Mobilitätsformen. Erst Hochbetagte (äl-
ter als 80/85 Jahre) nutzen den Pkw seltener und 
häufig nur auf kurzen Strecken. Gleichzeitig ist 
jedoch die »Pkw-Affinität« der am Stadtrand und 
im Umland wohnenden Bevölkerung ungebro-
chen. Die in einem Eigenprojekt aufbereiteten 
und mit früheren Erhebungen verglichenen aktu-
ellen Daten zum Mobilitätsverhalten in Deutsch-
land zeigen, wie stark das Mobilitätsverhalten von 
den stadträumlichen Gegebenheiten abhängt.

So fällt das spezifische Verkehrsaufkommen vom 
Stadtzentrum hin zu den Randbezirken kontinu-
ierlich ab. Der Anteil des motorisierten Individu-
alverkehrs (MIV) an der Verkehrsmittelwahl 
nimmt vom Zentrum zum Stadtrand hin zu, der 
Anteil des nichtmotorisierten Verkehrs ist in der 
City/am Cityrand am höchsten und nimmt zum 
Stadtrand hin ab. Der Anteil des öffentlichen Ver-
kehrs (ÖV) hängt ab von der Lage zu Haltestellen 
eines leistungsfähigen schienen- oder straßenge-
bundenen ÖPNV (S-, U-Bahn, Straßenbahn, 

Stadtbahn, Schnellbusse). Insbesondere bei Orts-
teilen am Stadtrand ist er deutlich niedriger. 

Wichtige Themen der Debatte über die Mobilität 
in Kommunen waren im Jahre 2010 die »Renais-
sance« des Radverkehrs, die sich verschärfenden 
Finanzierungsprobleme des ÖPNV und der Kom-
munalstraßen, die Bedeutung der Verkehrsstraßen 
als Teil des städtischen öffentlichen Raums sowie 
die Chancen und Risiken des Elektroverkehrs.

Zu den Herausforderungen zählen für die Städte 
der Umgang mit den parkenden Fahrzeugen von 
Wohnbevölkerung und Einpendlern sowie die 
Umverteilung des Straßenraums – vom fließen-
den Kfz-Verkehr zur multifunktionalen Nutzung 
für Aufenthalt, Fußgänger und Radfahrer, öffentli-
chen Verkehr und MIV. Fußgängerzonen, begrün-
te Plätze und Gemeinschaftsstraßen entlasten den 
städtischen öffentlichen Raum hinsichtlich par-
kender Fahrzeuge, Staus, Umweltbelastungen 
und Unfällen, verbessern die Erreichbarkeit städ-
tischer Zentren und schaffen Attraktivität als 
Standort für Unternehmen und Haushalte. Diese 
Potenziale scheinen durch eine undifferenzierte 
Förderung des Elektroverkehrs gefährdet.

Der mit der demografischen Entwicklung stei- 
gende Anteil älterer Menschen erfordert neben mehr 
seniorengerechtem Wohnraum auch altersgerechte 
Verkehrssysteme, barrierefreie Verkehrsanlagen  

➔➔ Wichtige Mobilitäts- 

themen 2010  
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sowie fußläufig erreichbare Nutzungsgelegen- 
heiten und Aufenthaltsorte im öffentlichen Raum. 

Die ungelöste Frage der künftigen Verkehrsfinan-
zierung – das Auslaufen des Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetzes (GVFG) wurde im Zuge der 
Föderalismusreform (»Entflechtungsgesetz«) be-
schlossen – bildet heute die zentrale Herausfor-
derung der Kommunen. Die mit den Mitteln des 
GVFG finanzierten Brücken, Tunnel und Stadt-
bahnen der 70er- und 80er-Jahre müssen grund-
erneuert werden, ohne dass für die GVFG-Investi-
tionen Abschreibungen gebildet werden konnten 
oder neue Förderquellen erschlossen sind. Im Zu-
ge der Föderalismusreform und der Regionalisie-
rung des ÖPNV sind die Kommunen als Aufga-
benträger auch für die Finanzierung des ÖPNV 
zuständig geworden, während gleichzeitig die 
kommunalen Haushalte wegen steigender Sozial-
ausgaben und Steuereinbrüche in die Krise gera-
ten sind. Allein der kommunale Erneuerungsbe-
darf für ÖPNV-Anlagen beträgt im Zeitraum 2006 
bis 2020 rund zwei Mrd. Euro/Jahr.

Veröffentlichung: Arndt, Wulf-Holger, und Frank Zimmer-
mann: Daten zum Mobilitätsverhalten in Deutschland. 
Aufbereitung und Auswertung von Mobilitätskennwerten 
in Deutschland (in Vorbereitung).

Straßenverkehr und öffentlicher Raum

Neben ihrer Funktion für den fließenden und ru-
henden Kfz-Verkehr haben die kommunalen Stra-
ßen gestalterische, infrastrukturelle, ökologische, 
soziale und kulturelle Funktionen. Die Lebens-
qualität und Identität einer Stadt und die Leis-
tungsfähigkeit des Straßennetzes entscheiden 
sich auch in den Hauptstraßen; dort überschnei-

den sich konkurrierende Flächenansprüche an 
den öffentlichen Raum stark. Lange Zeit stand die 
Sicherung von Leichtigkeit und Sicherheit des 
Straßenverkehrs im Vordergrund. Straßen haben 
zugleich Aufenthalts- und Öffentlichkeitsfunk- 
tionen und bieten Raum für Bäume und andere 
Vegetation, die zur Regulierung des Stadt- und 
Mikroklimas erforderlich sind. Die aktuelle Richt-
linie für Stadtstraßen (»RASt 06«) fordert eine aus-
gewogene Berücksichtigung aller Nutzungsan-
sprüche an den Straßenraum. Neben Lage, 
Funktion und Verkehrsbelastungen gehören dazu 
Flächennutzung und Siedlungsstruktur, städte-
baulich-historische Qualitäten sowie die Lage in 
ökologisch bedeutsamen Grün- und Freiraumsys-
temen. Heute ist es aus städtebaulichen Gründen 
vielfach geboten, den fließenden und ruhenden 
Kfz-Verkehr zu begrenzen, um die Immissionen 
auf ein für die Umfeldnutzungen akzeptables 
Maß zu reduzieren, Beeinträchtigungen des öf-
fentlichen Raumes zu verringern und das Stadt-
bild aufzuwerten. Dies gilt umso mehr, wenn in 
Form von Stadtautobahnen oder Parkhäusern ent-
sprechende Kapazitäten an stadtverträglicherer 
Stelle vorhanden sind.

Hauptverkehrsstraßen

Die Problematik der Hauptverkehrsstraßen stößt 
aktuell in den Kommunen auf großes Interesse. 
Das Difu hat sich dem Thema daher in einer Rei-
he von Veranstaltungen im Rahmen des Difu-Se-
minarprogramms, der Fahrradakademie sowie 
der Reihe Difu-Dialog gewidmet. Anhand von 
Praxisbeispielen konnte gezeigt werden, wie eini-
ge Städte die aktuellen Herausforderungen an 
den begrenzten Straßenraum bei gleichzeitig 
knappen Ressourcen im Straßenentwurf und 

Neue Straßenraumgestaltung 
in Ulm
Foto: Jörg Thiemann-Linden.
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durch Verkehrsbeschränkungen erfolgreich meis-
tern, und wie ÖPNV und Radverkehr als Motor 
für hochwertige Stadtgestaltung und eine Verän-
derung der Mobilitätskultur nutzbar sind. Neben 
der Finanzierung bereiten insbesondere die be-
hördeninterne Abstimmung und die politische 
Durchsetzung von Umbaumaßnahmen aktuelle 
Probleme für die erfolgreiche Gestaltung von 
Hauptverkehrsstraßen. 

Parkraummanagement

Parkraummanagement ist zu einem wichtigen In-
strument des Verkehrs- und Mobilitätsmanage-
ments geworden, hilft Parksuchverkehr vermei-
den, kann Pendler zum Umstieg auf öffentliche 
Verkehrsmittel bewegen und Freiflächen für Fuß-
gänger sichern. In der Folge des 2009 abgeschlos-
senen Projekts »Parken Berlin« entstanden 2010 
die Publikation »Einfaches und wirtschaftliches 
Parkraummanagement« und das Seminar »Park-
raummanagement in Städten«. Flächenhafte Park-
raumbewirtschaftung verspricht höhere Aufent-
haltsqualität, verbesserte Erreichbarkeiten (freie 
Stellplätze) und reduzierte Verkehrsbelastungen. 
Die kommunalen Einnahmen aus Parkraumbe-
wirtschaftung sind keine »Abzocke«, sondern ein 
Gegenwert für knappen Parkraum und ein Anreiz 
zur Nutzung leerer Parkhäuser. Ein deutliches 
Hemmnis für erfolgreiches Parkaummanagement 
bildet der gegenwärtige Rechtsrahmen. Die Opti-
on der flexiblen Zonenbeschilderung, wie sie in 
der leider »nichtigen« 46. StVO-Novelle einge-
führt worden war, ermöglichte einen sparsamen 
Einsatz von Verkehrszeichen. Um den Straßen-
raum nach kommunalen Prioritäten zu nutzen, 
beispielsweise für Außengastronomie, Bänke, 
Fahrradstellplätze, E-Ladestellen oder Carsharing-
Plätze, ist zu prüfen, ob das Parken straßenrecht-
lich nicht mehr dem erlaubnisfreien Gemeinge-
brauch zugeordnet, sondern stattdessen als 
straßenrechtliche Sondernutzung behandelt wer-
den soll. Um den enormen Kontrollaufwand für 
die Verkehrsüberwachung zu reduzieren, sollten 
zudem die Verwarnungsgelder für Falschparker in 
ein vernünftiges Verhältnis zu den Parkgebühren 
gesetzt werden. Vorbild ist das erheblich über 
dem Fahrscheinpreis liegende erhöhte Beförde-
rungsentgelt im ÖPNV bei Fehlen eines Fahr-
scheins. Auch könnten die gesetzlichen Regelun-
gen für die Verkehrsüberwachung handhabbarer 
gemacht werden, insbesondere durch die Redu-
zierung von Beweisproblemen. So belaufen sich 
die Verwarnungsgelder bei Missachtung von Ein-
richtungen zur Parkzeitüberwachung wegen der 
wenig geglückten Stufung nach Dauer des Versto-
ßes zumeist nur auf fünf Euro (vgl. Nr. 63 des 
Bußgeldkatalogs).

Veröffentlichung: Lehmbrock, Michael, und andere: 
Einfaches und wirtschaftliches Parkraummanagement.  
Eine Fallstudie in Berlin, Berlin 2010 (Difu-Impulse,  
Bd. 2/2010).

Aktive Mobilität zu Fuß und per Fahrrad – 
ACTIVE ACCESS

Das EU-Projekt »ACTIVE ACCESS« für mehr 
Nahmobilität in Städten befasst sich mit der  
Unterstützung der »aktiven Mobilität« zu Fuß 
oder mit dem Fahrrad in den Städten durch Kom-
munikationsmaßnahmen –  besonders mit Blick 
auf die kurzen Distanzen im Alltag. Mehr 
Nahmobilität trägt zur Gesundheitsförderung bei 
und unterstützt die lokale Wirtschaft. Statt der 
Orientierung auf lange Distanzen mit dem Auto 
sollen die Verkehrsteilnehmer und ausgewählte 
Schlüsselpersonen die Nähe wiederentdecken, 
indem auf der »Landkarte im Kopf« (»mental 
map«) wieder verstärkt örtliche Angebote und 
Ziele vorkommen: Was gibt es Attraktives nicht 
weit von der Wohnungstür entfernt? – anstatt im-
mer nur zum Shoppen »auf die grüne Wiese« zu 
fahren. Kinder sollen zu Fuß oder mit dem Fahr-
rad zur Schule kommen und nicht mehr von den 
Eltern mit dem Auto gebracht werden. Innerstäd-
tische Läden und Einzelhandelsgeschäfte sollen 
die zu Fuß kommenden Kunden wieder schätzen 
lernen. Berufstätige sollen zur Arbeit radeln,  
anstatt mit dem eigenen Auto zu kommen, und 
schließlich soll das Auto auch in der Freizeit  
stehen bleiben.

Die EU fördert das Projekt im Hinblick auf die 
energieeinsparende Wirkung. Dafür arbeiten 14 
meist mittelgroße Städte in elf Ländern zusam-
men, begleitet von fünf Instituten. Das Difu küm-
mert sich dabei vor allem um die Beteiligung 
kommunaler Handlungsträger (»stakeholder in-
volvement«) und unterstützt die kommunalen 
Praxispartner im Bereich der Fortbildung, der Be-
reitstellung guter Beispiele, bei ihren Maßnah-

Straßenraumgestaltung nach 
»Shared-Space«-Prinzipien 
in Brühl (Rheinland)
Foto: Jörg Thiemann-Linden.
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menplänen und der Einbeziehung wichtiger Ak-
teure, schließlich bei der Verbreitung von 
Erkenntnissen und Ergebnissen. Das Projekt läuft 
bis Juli 2012, Näheres siehe unter www.active-
access.eu.

Veröffentlichung: Thiemann-Linden, Jörg, Johanna Theu-
nissen und Tilman Bracher: ACTIVE ACCESS Stakeholder 
Involvement Plan, Berlin 2010, www.active-access.eu.

Gigaliner

Über den Einsatz überlanger Lastkraftwagen (»Gi-
galiner«) wird in Kommunen wie Fachöffentlich-
keit heftig diskutiert. Während einerseits erwartet 
wird, dass sich die Transportkosten verringern 
und Kraftstoffverbrauch wie Schadstoffausstoß 
pro transportierte Tonne sinken, bestehen Beden-
ken hinsichtlich Verkehrssicherheit, Verkehrsver-
lagerung und Stadtverträglichkeit. In einem 
Rechtsgutachten hat das Difu festgestellt, dass ein 
Modellversuch auf der Basis einer Ausnahmever-
ordnung nicht zulässig ist. Diese widerspricht 
nämlich dem mit der Vorschrift verfolgten Zweck, 
Gefahren zu vermeiden, die gerade durch die 
übergroße Länge von Fahrzeugen entstehen kön-
nen. Eine gesetzliche Vorschrift im Straßenver-
kehrsgesetz müsste von Bundestag und Bundesrat 
verabschiedet werden. 

Veröffentlichung: Schillemeit, Ulrike: Difu-Gutachten: 
Die Zulässigkeit eines bundesweiten Modellversuchs mit 
»Gigalinern« bzw. »Lang-Lkw« auf der Grundlage einer 
Bundesrechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rats, Berlin 2010.

Städtischer Wirtschaftsverkehr

Der Wirtschaftsverkehr gerät aufgrund von Struk-
tureffekten seit Jahren stärker in das Blickfeld 
städtischer Aufgabenträger. Insbesondere die 
Ortsveränderungen von Gütern werden immer 
häufiger auf der Straße abgewickelt – mit zuneh-
menden Folgen für Umwelt, städtische Funktio-
nen und Bewohner. Auch die Dienstleistungs- 
und Personenwirtschaftsverkehre sind bisher, 
trotz signifikant ansteigender Verkehrsleistungs-
anteile am Stadtverkehr, wenig in die kommunale 
Verkehrsplanung integriert. In den Planungsabtei-
lungen fehlt es vielerorts an Kenntnissen über die 
speziellen Belange dieser Verkehrsart. Auch sind 
die Datengrundlagen nach der deutschlandwei-
ten Erhebung »Kraftfahrzeugverkehr in Deutsch-
land« (KID) 2002 insbesondere auf disaggregier-
tem lokalem Niveau meist lückenhaft. 

Bislang gibt es verschiedene Anstrengungen, den 
Wirtschaftsverkehr für die kommunale Planung 
besser zu erschließen. Jedoch sind diese Versuche 
teilweise zu isoliert, auch ist das Wissen über 
mögliche Gestaltungsmaßnahmen noch viel zu 
gering. Im Berichtsjahr bereitete das Difu For-
schungsaktivitäten zur Beseitigung von Wissens-

lücken, zur Schaffung von besseren Datenbanken 
und Modellen sowie für einheitliche Standards in 
Bezug auf Definition, Datengewinnung und Pla-
nungsverfahren vor.

Kommunaler Radverkehr

Im Rahmen des Nationalen Radverkehrsplans der 
Bundesregierung bietet das Difu Fortbildungs- 
veranstaltungen der Fahrradakademie, das Fahr-
radportal mit seinem umfassenden Informations-
angebot für kommunale Akteure – Nachrichten, 
Praxisbeispiele, Literaturdatenbank und Veran-
staltungsinformationen – sowie für den interna- 
tionalen Erfahrungsaustausch Kompaktinfos für 
die Praxis in der Reihe »Cycling Expertise«/»For-
schung Radverkehr«. Zusätzlich zu den vom 
BMVBS geförderten Veranstaltungen fanden in 
Kooperation mit dem Deutschen Verkehrssicher-
heitsrat (DVR) im September/Oktober 2010 vier 
Workshops »Sicherer Radverkehr in Klein- und 
Mittelstädten – StVO und VwV-StVO in der kom-
munalen Praxis« statt.

Dem Ziel eines effektiven Erfahrungsaustausches 
unter den Kommunen dienen die jährliche Fahr-
radkommunalkonferenz (2010 in Karlsruhe) und 
die Koordinierungsgruppe Radverkehr der kom-
munalen Spitzenverbände (»Koko-Rad«).

Das Difu erhielt am 3. September 2010 für die 
Fahrradakademie den alle zwei Jahre vergebenen 
Kritikerpreis des Branchenverbands VSF, das 
»Goldene Ritzel«. Die passgenauen Fortbildun-
gen der kommunalen Akteure zur Straßenpla-
nung, Verkehrsentwicklungsplanung, im Tiefbau, 
für Straßenverkehrsrechtler, Verkehrssicherheits-
experten etc. sind, so heißt es anlässlich der 
Preisverleihung, ein unverzichtbarer Beitrag zur 
Radverkehrsförderung. 

Einen inhaltlichen Schwerpunkt der Fahrradaka-
demie bildeten Veranstaltungen, die anlässlich 
der StVO-Novelle auf den aktuellen Stand der 
Technik in Rechtsrahmen und Regelwerken ein-
gingen. Insgesamt wurden in zwanzig Veranstal-
tungen in 15 Bundesländern mehr als 1 300 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter aus Kommunen 
und Landesbehörden entsprechend geschult.

Die 46. StVO-Novelle wurde im April 2010 we-
gen eines Formfehlers für »nichtig« erklärt. Die 
im Rahmen der Fortbildungen kommunizierten 
Änderungen der StVO sollen allerdings weitge-
hend unverändert zeitnah in Form einer »Repara-
turnovelle« wieder Rechtskraft erlangen. Damit 
die Erfahrungen aus den Veranstaltungen in die 
Erarbeitung einfließen können, wurde vom Difu 
unter Mitwirkung des BMVBS am 30. Juni 2010 
ein Auswertungsworkshop durchgeführt. 

Die für den Radverkehr wichtigsten Änderungen 
der StVO-Novelle stehen ohnehin in der Verwal-

➔➔ Auszeichnung für die 

Fahrradakademie
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Öffentliche Leihfahrräder  
in London
Foto: Tilman Bracher.

fahrungen zu sammeln, multimodales Verhalten 
weiter zu fördern und Synergien mit dem ÖPNV 
zu erzielen, unterstützt das BMVBS Praxisbeispie-
le öffentlicher Fahrradverleihsysteme in deut-
schen Städten und Regionen. Eine Fachjury hatte 
2009 die im Rahmen eines Wettbewerbs einge-
reichten 15 innovativsten Modellprojekte ausge-
wählt, für acht Modellregionen stehen Fördermit-
tel zur Verfügung. 

Deren Aufbau wird im Rahmen des Experimen- 
tellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt-Pro-
gramm, BBSR) begleitet, der Erfolg der Systeme 
evaluiert. Bei der wissenschaftlichen Begleit- 
forschung und dem Ergebnistransfer arbeitet das 
Difu mit dem Wuppertal Institut für Klima, Um-
welt, Energie GmbH (WI) zusammen. 

Veröffentlichungen: Bracher, Tilman (Ko-Autor), Reichel, 
Doris (Ko-Autorin), Bundesministerium für Verkehr,Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) (Hrsg.): Wettbewerbsdoku-
mentation »Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme«. 
Neue Mobilität in Städten. Berlin, o.J. (2010).

www.nrvp.de/leihradsysteme

Reform der ÖPNV-Finanzierung

Öffentlicher Personennahverkehr steht für Teilha-
bechancen, Lebensqualität, Funktionsfähigkeit 
und Wirtschaftskraft der Städte und Regionen, 
sein Stellenwert in der Wählergunst ist hoch. Der 
ÖPNV leistet einen wichtigen Beitrag, die Belas-
tungen durch den MIV und dessen Flächenbedarf 
zu verringern.

Der weitgehende Rückzug des Bundes aus der 
unmittelbaren Förderung kommunaler Projekte 
(»Entflechtungsgesetz«) erfordert eine Neuorien-
tierung der Förderkulisse für die Kommunen, die 

tungsvorschrift zur StVO. Die geänderte Verwal-
tungsvorschrift zur 46. StVO-Novelle ist weiter-
hin in Kraft. Sie erweitert den Handlungsspielraum 
von Kommunen für örtlich angepasste Lösungen. 
Um die Kommunen in die Lage zu versetzen, die 
neuen Handlungsspielräume optimal zu nutzen, 
wurde im Jahr 2010 eine neue Fassung der »Emp-
fehlungen für Radverkehrsanlagen« (ERA) der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen (FGSV) veröffentlicht. Die ERA ergänzen 
die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06). Das Difu war an dem langen Diskussi-
ons- und Beratungsprozess zur neuen ERA maß-
geblich beteiligt. 

Veröffentlichungen: Bracher, Tilman (Ko-Autor), 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Arbeitsgruppe Straßenentwurf (Hrsg.): Empfehlungen  
für Radverkehrsanlagen – ERA, Ausgabe 2010, Köln.

www.fahrradakademie.de
www.fahrradkonferenz.de 
www.nationaler-Radverkehrsplan.de
www.nrvp.de/fahrradkommunalkonferenz/

Öffentliche Fahrradverleihsysteme

Fahrradverleihsysteme mit dem öffentlichen Per-
sonennahverkehr zu verknüpfen, folgt der Idee 
eines vernetzten Umweltverbunds, in dem eine 
kombinierte Nutzung der Verkehrsmittel eine 
funktionierende Mobilitätskette gewährleistet. In 
zahlreichen europäischen Städten wurden öffent-
liche Fahrradverleihsysteme eingeführt: Paris, 
Barcelona, London und Wien sind nur einige Bei-
spiele. Selbst in den USA und in China boomen 
Fahrradverleihsysteme.  

Es liegen – auch international – erst wenige Erfah-
rungen vor, wie sich Fahrradverleihsysteme und 
ÖPNV sinnvoll integrieren lassen. Um solche Er-
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im Bereich der Verkehrsinfrastruktur weitgehend 
von Zuwendungen abhängen. Im ÖPNV werden 
in Deutschland – in der Zuständigkeit der Kom-
munen für Busse und Straßenbahnen und der 
Bundesländer für S-Bahnen und den Regionalver-
kehr – rund 25 Mrd. Euro jährlich umgesetzt.  
Davon stammen rund neun Mrd. Euro aus Fahr-
geldern und 16 Mrd. Euro aus meist zweckgebun-
denen öffentlichen Mitteln: für die Schülerbeför-
derung, zur Gleichstellung der Behinderten, zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Ge-
meinden, zur Anpassung der Lebensverhältnisse 
(Regionalisierungsgesetz), zur Daseinsvorsorge 
und beispielsweise für den Umweltschutz. Etwa 
die Hälfte davon betrifft die Haushalte der Kom-
munen und ihrer Stadtwerke. Den Ländern steht 
gemäß Artikel 106a des Grundgesetzes (GG) für 
den ÖPNV aus dem Steueraufkommen des Bun-
des ein Betrag zu.

Länder und Bund sind aufgerufen, die Förderku-
lisse für Erneuerungsmaßnahmen und Verkehrs-
management zu erweitern. Das Difu war 2010 in 
Sachen ÖPNV vielfältig engagiert: Es führte eine 
Seminarveranstaltung durch und wirkte an ein-
schlägigen Veranstaltungen sowie in Gremien 
zum Thema ÖPNV- und Verkehrsfinanzierung der 
Stiftung Heureka, des Deutschen Städtetages und 
der Friedrich-Ebert-Stiftung mit.

Wenn in kommunalen Parlamenten über den öf-
fentlichen Verkehr diskutiert wird, so meist im 
Zusammenhang mit den Kosten, die dieser verur-
sacht. Der Nutzen, den eine Stadt aus dem ÖPNV 
zieht, bleibt dagegen meist außer Betracht. Der 
ÖPNV gerät im Wettbewerb um finanzielle Mittel 
daher leicht in eine Defensivposition. In einem 
Difu-Eigenprojekt wird untersucht, wie sich der 
Nutzen der Verkehrsleistungen des öffentlichen 
Verkehrs besser bestimmen lässt. Neue Anforde-
rungen an den Ausbau der Infrastruktur – bei-
spielsweise kleinere Netzergänzungen für ein 
bereits ausgebautes öffentliches Verkehrsnetz – 
zeigen die Grenzen bestehender Ansätze. Die 
Ergebnisse dieses Vorhabens sollen 2011 im Rah-
men eines Leitfadens veröffentlicht werden.

Veröffentlichungen: Bracher, Tilman (Ko-Autor): Neu-
ordnung der Finanzierung des Öffentlichen Personen- 
nahverkehrs. Bündelung, Subsidiarität und Anreize für ein  
zukunftsfähiges Angebot. Publikation im Auftrag der Abtei-
lung Wirtschafts- und Sozialpolitik der Friedrich-Ebert- 
Stiftung.

Bracher, Tilman, und Klaus J. Beckmann: Handlungspfade 
zur Finanzierung des ÖPNV, in: Klaus J. Beckmann (Hrsg.): 
Kommunale Haushalte in Not. Anregungen aus der Stadt-
forschung für die Stadtpolitik, Berlin 2011 (Difu-Impulse, 
Bd. 3/2011).

ÖPNV-Folgekosten von Bebauungsplänen

Die Finanzkrise der Kommunen führt auch bei 
der Siedlungsplanung zunehmend zu mehr »wirt-
schaftlichem« Denken. Die Kosten einer zusätzli-

chen ÖPNV-Erschließung, insbesondere für peri-
pher gelegene Standorte, belasten das strukturelle 
Defizit des ÖPNV und des Verkehrssystems ins-
gesamt. Im Forschungsprojekt »Abschätzung und 
Bewertung der Verkehrs- und Kostenfolgen von 
Bebauungs- und Flächennutzungsplänen insbe-
sondere für die kommunale Siedlungsplanung 
unter besonderer Berücksichtigung des ÖPNV« 
im Auftrag des BBSR haben das Difu und die  
Planersocietät Dortmund deshalb ein Verfahren 
und Excel-Tools entwickelt, mit denen sich die 
Verkehrs- und Kostenfolgen von Siedlungsprojek-
ten mit Wohnnutzung frühzeitig abschätzen  
lassen. Die Schätzung umfasst die folgenden Teil-
aspekte:
•	 Ermittlung der Verkehrsmengen, getrennt nach 

einzelnen Verkehrsträgern,
•	 Ermittlung der Effekte der Straßenerschließung 

(innere und äußere Erschließung: Investitions-, 
Betriebs- und Instandhaltungskosten),

•	 Ermittlung für die ÖPNV-Infrastruktur:  
Betriebskosten nach Art der ÖPNV-Erschlie-
ßung (z.B. in Bezug auf Angebot, Takt-Familie, 
Fahrzeuge, Linienführung; bei schienenge- 
bundener Anbindung auch Investition, Erhalt,  
Betrieb).

Wesentliche Teilergebnisse der Schätzung wer-
den durch das Instrument gesondert ausgewie-
sen. So kann z.B. das abgeschätzte Verkehrsauf-
kommen differenziert nach Verkehrsarten auch 
für weiterführende Überlegungen verwendet 
werden. Für unterschiedliche Flächen- und Pla-
nungsvarianten wurde ein separates Vergleichs-
tool entwickelt, welches dem Nutzer erlaubt,  
eine vergleichende Auswertung der Kosten für 
unterschiedliche Gebiete oder Varianten vorzu-
nehmen, wobei die Bezugsebenen Gesamtkos-
ten, Kosten je Hektar und Kosten je Wohneinheit 
herangezogen werden können. 

Hauptzielgruppe sind eher kleinere und mittlere 
Kommunen, die über kein eigenes Verkehrsmo-
dell verfügen. Die erforderlichen Input-Daten 
sind für die Planerinnen und Planer relativ ein-
fach im Vorfeld zu ermitteln. Die Arbeit mit dem 
Tool veranschaulicht dem Anwender auch die 
Komplexität der Zusammenhänge von Verkehrs- 
und Siedlungsplanung.

Das Instrument wird auf der Homepage des BBSR 
zum Download angeboten.

Veröffentlichungen: Arndt, Wulf-Holger, Stefan Schneider, 
Michael Lehmbrock, Michael Frehn, Achim Tack (Bearb.), 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) und Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum- 
forschung (BBSR) (Hrsg.): Abschätzung und Bewertung der 
Verkehrs- und Kostenfolgen von Bebauungs- und Flächen-
nutzungsplänen insbesondere für die kommunale Sied-
lungsplanung unter besonderer Berücksichtigung des  
ÖPNV, BMVBS-Online-Publikation, 03/11 (2011).

Arndt, Wulf-Holger, Stefan Schneider, Michael Lehmbrock, 
Michael Frehn, Achim Tack (Bearb.), Bundesministerium 

➔➔ Verfahren und Tools  

zur Abschätzung von Ver-

kehrs- und Kostenfolgen
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für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und  
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
(Hrsg.): Verkehrs- und Kostenfolgen der Siedlungsplanung. 
Nutzerhandbuch für den Verkehrsfolgekostenschätzer  
Version 1.0, BMVBS-Online-Publikation 02/11 (2011).

Elektromobilität

Batterie- und hybridelektrische Kraftfahrzeuge 
gelten als Hoffnungsträger für den Verkehr in Bal-
lungsräumen und für den globalen Klimaschutz. 
Sie müssen dafür jedoch wirtschaftlicher und leis-
tungsfähiger werden. Die Nutzung erneuerbarer 
Energien müsste gesichert werden, neue Infra-
strukturen aus Stromnetzen und Ladestationen 
wären zu installieren. Das Difu beleuchtet mit 
Blick auf »eMobilität« in Kommunen vor allem 
stadtentwicklungspolitische, verkehrliche und 
rechtliche Fragen. 

So beteiligte sich das Difu 2010 als Mitveranstal-
ter an der Konferenz »Elektromobilität in Kommu-
nen«. Vor rund 150 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern aus Kommunen, Land und Bund referierten 
Difu-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch zu 
den Themen Stadtentwicklung und Recht. 

Viele Fragen wirft insbesondere der Aufbau der 
Ladeinfrastruktur mit Ladesäulen und Sonderstell-
plätzen für Elektrofahrzeuge auf, aber auch die 
Gewährung weiterer Privilegien. Muss dazu der 
öffentliche Raum nutzbar gemacht werden, oder 
reichen private Flächen aus? Neben stadtpoliti-
schen Gesichtspunkten stehen hier auch vielerlei 
bauplanungs-, bauordnungs-, straßen-, straßen-
verkehrs- und auch abgabenrechtliche Fragen im 
Raum. So handelt es sich etwa bei den Lade- 

stationen und Stellplätzen straßenrechtlich um 
erlaubnispflichtige Sondernutzungen, allerdings 
nicht um solche der Elektrofahrzeugführer, son-
dern der Anbieter von Ladestationen. 

Fahrräder mit elektrischer Trittverstärkung bis  
25 km/h (»Pedelecs«) setzen sich auf dem Markt 
bereits durch. Sie erleichtern die Fahrradnutzung 
bei Entfernungen von mehr als fünf km, sind auch 
für bisherige Nichtradfahrer attraktiv und lösen 
den »Topografiefaktor« (Stichwort: bergiges  
Gelände) des Radverkehrs. 

Die Thematik »Pedelec und E-Bike« wurde vom 
Difu auch in Veranstaltungen der Fahrradakade-
mie und Vorträgen aufgegriffen. Ein Szenario, das 
im Auftrag der Stadt Münster unter Difu-Beteili-
gung im Rahmen der Expertise »Mobilität Müns-
ter/Münsterland 2050« erstellt wurde, ermittelte 
ein erhebliches Substitutionspotenzial im Stadt-
Umland-Verkehr durch Pedelecs.

Während die »eMobilität« im Automobilsektor 
bei höheren Kosten eine reduzierte Reichweite 
und erschwertes Laden mit sich bringt, führt sie 
im Fahrradsektor bei höheren Kosten auch zu hö-
herer Reichweite und mehr Fahrspaß bei zweifel-
los positivem Klimaeffekt – sofern Kfz-Verkehr 
ersetzt wird und/oder der Strom aus zusätzlich 
erschlossenen erneuerbaren Energien stammt.

Veröffentlichung: Bracher, Tilman (Ko-Autor): Expertise 
»Mobilität Münster/Münsterland 2050«. Im Auftrag der 
Stadt Münster (Online-Publikation). 

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Mobilität finden Sie unter »Daten und 
Fakten«.

Fahrradexkursion 
in Basel
Foto: Arne Koerdt.
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Kommunaler UmweltschutzB   Forschung

v.l.n.r.: Sigrid Künzel,  
Franziska Kausch,  
Andrea Wagner, Vera Lorke, 
Cornelia Rösler (nicht  
abgebildet: Anna Hogrewe-
Fuchs, Nicole Langel)
Foto: Maic Verbücheln.

Für Umweltschutzmaßnahmen stehen nur be-
grenzt kommunale Mittel zur Verfügung. Vor die-
sem Hintergrund dürfen Finanzierungsmöglich-
keiten, Wirtschaftlichkeitsaspekte und lokal 
verfügbare Potenziale nicht außer Acht gelassen 
werden. Das Fehlen eigener Investitionsmittel 
kann eine Aufrechterhaltung und Ausweitung lo-
kaler Bemühungen im Bereich des Umweltschut-
zes erschweren. Dies macht sich beispielsweise 
bei den Klimaschutzmaßnahmen bemerkbar. Sie 
zählen nicht zu den kommunalen Pflichtaufga-
ben, was vor allem für die »Nothaushalts-« und 
»Haushaltssicherungskommunen« ein großes 
Problem darstellt. 

Der Klimaschutz (siehe auch unten »Servicestel-
le: Kommunaler Klimaschutz«) stand auch 2010 
im Vordergrund der Aktivitäten im kommunalen 
Umweltschutz. Da über seine Notwendigkeit 
weitgehend Einigkeit besteht, finden Maßnahmen 
zur Umsetzung der Klimaschutzziele bei immer 
mehr Kommunen Eingang auch in die Planungs-
praxis. Mit Blick auf den Themenkomplex Klima-
anpassung verhält sich dies jedoch noch anders. 
Unsicherheiten bezüglich der lokal tatsächlich 
eintretenden Klimaänderungen, der Folgen und 
somit der notwendigen Anpassungsmaßnahmen 
gilt es künftig zu überwinden und lokal wirksame 
Strategien zu entwickeln.

Klimagerechte Stadtentwicklung

In einem Difu-Bericht für das Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) als Auf-
traggeber wurden neben den für die Stadtent-
wicklung relevanten Rahmenbedingungen die 
wirksamen Förderprogramme, Forschungsansät-
ze und weitere Aktivitäten des Bundes im Sinne 
einer klimagerechten Stadtentwicklung systema-
tisch dargestellt. 

Städte verursachen einen Großteil der Treibhaus-
gasemissionen. Sie tragen damit maßgeblich zum 
anthropogen verursachten Klimawandel bei. 
Gleichzeitig sind sie von den Folgen des Klima-
wandels besonders betroffen (z.B. durch Hitze-
stress, Starkregenereignisse). Die in Gebäuden 
genutzte Heizenergie und der Strom verursachen 
40 Prozent der CO2-Emissionen in Deutschland 
– das Minderungspotenzial im Gebäudebestand 
beispielsweise durch den Einsatz erneuerbarer 
Energien ist enorm. Gegenstand einer klimage-
rechten Stadtplanung und -entwicklung ist jedoch 
nicht nur Klimaschutz im Gebäudebestand selbst, 
sondern vor allem die Schaffung von stadtstruktu-
rellen Voraussetzungen, die Klimaschutz ermögli-
chen. Die Leitbilder, die der Stadtentwicklung 
zugrunde liegen, und stadtentwicklungspoliti-
sche Entscheidungen, die auf diesen Vorstellun-
gen basieren, sollten im Sinne einer klimagerech-
ten Stadtentwicklung wirken. So kann eine »Stadt 
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der kurzen Wege« Voraussetzungen für ein klima-
schonendes Mobilitätsverhalten der Bewohnerin-
nen und Bewohner schaffen. 

Stadtentwicklung ist Sache der kommunalen Ebe-
ne, sie wird aber durch nationale Rahmenbedin-
gungen maßgeblich beeinflusst. Daher wurde die 
Umsetzung der auf Bundesebene festgelegten 
CO2-Minderungsziele in den vergangenen Jahren 
durch eine Reihe von gesetzlichen Vorgaben, För-
derprogrammen und weiteren Aktivitäten (z.B. 
Öffentlichkeitsarbeit) forciert. Welche Maßnah-
men zur Anpassung an den Klimawandel umge-
setzt werden müssen, kann aufgrund der örtlich 
sehr unterschiedlichen Auswirkungen nur auf lo-
kaler oder regionaler Ebene entschieden werden. 
Hier stehen viele Kommunen noch am Beginn 
der Überlegungen. In einer Reihe von For-
schungsaktivitäten zur Klimaanpassung werden 
Handlungsmöglichkeiten der Kommunen z.B. in 
Modellprojekten erprobt. 

Transnationale Perspektiven für Klima-
schutz und Klimaanpassung

Auch wenn sich der Klimawandel in Europa regi-
onal sehr unterschiedlich auswirkt, lassen sich 
Klimaschutz und Klimaanpassung vor Ort durch 
eine europäische Zusammenarbeit verbessern. 
Der Erfahrungsaustausch von Städten und Regio-
nen über Ländergrenzen hinweg, die gemeinsa-
me Entwicklung von Instrumenten zur Förderung 
des Klimaschutzes – etwa für den Einsatz erneu-
erbarer Energien, energieeffiziente Gebäude und 
umweltverträgliche Mobilität – oder die Formu-
lierung gemeinsamer Anpassungsstrategien sind 
dafür Beispiele.

Im Rahmen der vom BBSR beauftragten Studie 
»Der Beitrag transnationaler Projekte zur Umset-
zung der Territorialen Agenda der EU in Deutsch-
land« wurde eine Reihe von Fallstudien zu trans-
nationalen INTERREG-Projekten im Themenfeld 
Klimaschutz und Klimaanpassung erarbeitet und 
in einem praxisorientierten Leitfaden aufbereitet. 
Die Fallstudien zeigen auf, wie Städte und Regio-
nen europäische Kooperationen als Bausteine  
ihrer Klimapolitik gezielt einsetzen können. 

Die Auswertung der Beispielprojekte macht  
Mehrerlei deutlich: 
•	 Der Mehrwert einer projektorientierten trans-

nationalen Zusammenarbeit liegt für Städte 
und Regionen vor allem im Kennenlernen  
bewährter Politikansätze ausländischer Pro-
jektpartner.

•	 Transnationale Zusammenarbeit bietet quasi 
ein »Labor« zur gemeinsamen Umsetzung  
innovativer Ideen für Klimaschutz und -anpas-
sung. 

•	 Transnationale Zusammenarbeit ermöglicht 
die Entwicklung gemeinsamer Standards und 
die Erprobung von Richtlinien.

•	 Die Umsetzung wichtiger Schlüsselmaßnah-
men wird durch Pilotinvestitionen im Rahmen 
transnationaler Projekte befördert.

•	 INTERREG-Projekte schaffen vielfach die not-
wendigen Voraussetzungen für öffentliche 
oder private Folgeinvestitionen.

•	 INTERREG-Projekte verhelfen dem Anliegen 
von Klimaschutz und -anpassung in den betei-
ligten Städten und Regionen oftmals zu einem 
höheren Stellenwert auf der politischen Agenda. 

Besonders wirkungsvoll ist die Projektarbeit in 
europäischen Netzwerken immer dann, wenn sie 
vor Ort mit lokalen Strategien und Ansätzen ver-
knüpft wird.

Veröffentlichung: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) (Hrsg.), Daniel Zwicker-Schwarm, 
Andrea Wagner und Anja Neubauer (Difu; Bearb.):  
Transnationale Perspektiven für Klimaschutz und Klima- 
anpassung. Wie Kommunen und Regionen INTERREG IV B 
nutzen können, Bonn 2010 (Sonderveröffentlichung).

Leitfaden »Klimaschutz in Kommunen«

Vor dem Hintergrund des drohenden Klimawan-
dels gewinnen kommunale Aktivitäten in diesem 
Bereich ständig an Bedeutung. Starke Anreize für 
die Kommunen setzte auch das Integrierte Ener-
gie- und Klimaprogramm, das die Bundesregie-
rung Ende 2007 beschlossen hat. Die damit ein-
hergehenden Änderungen und Erweiterungen der 
gesetzlichen Rahmenbedingungen für Maßnah-
men des Klimaschutzes kommen vielen Kommu-
nen zugute. Allerdings erfordert die Umsetzung 
von Strategien, Programmen und Gesetzesvorha-
ben auf kommunaler Ebene einige Anstrengun-
gen. Eine aktuelle Orientierungshilfe in Form ei-
nes Leitfadens bietet dabei den Kommunen 
wertvolle Unterstützung.

Bereits Mitte der 1990er-Jahre entwickelte das 
Difu den umfassenden Leitfaden »Klimaschutz in 
Kommunen«. Die deutschlandweit gefragte Ar-
beitshilfe enthält über 100 Praxisbeispiele, gibt 
wichtige Empfehlungen und stellt effektive Instru-
mente für eine erfolgreiche Umsetzung von Kli-
maschutzmaßnahmen vor. Nach fast 15 Jahren 
war allerdings eine Reihe von Kapiteln überarbei-
tungs- und ergänzungsbedürftig. Viele Städte,  
Gemeinden und Landkreise hatten bereits ihr In-
teresse an einer aktualisierten Fassung bekundet.

Ende 2009 beauftragte das BMU das Difu, den 
Leitfaden inhaltlich grundlegend zu überarbeiten 
und um aktuelle Schwerpunkte sowie weitere 
Handlungsfelder wie beispielsweise »Klima-
schutz und Stadtplanung« zu ergänzen. Durchge-
führt wurde und wird das Projekt in Kooperation 
mit dem Institut für Energie- und Umweltfor-
schung (ifeu) und dem Klima-Bündnis; finanziert 
wird es aus Mitteln der Nationalen Klimaschutz-
initiative des BMU. Die Gesamtleitung liegt beim 

➔➔ Anpassungsmaßnahmen: 

Lokale oder regionale  

Entscheidung erforderlich
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tisch erweitert
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Difu. Im Frühjahr 2011 wird der Leitfaden in ge-
druckter Fassung vorliegen und in elektronischer 
Form im Internet abrufbar sein.

Endenergieeinsparung in Kommunen

Im Mai 2006 trat die »Richtlinie zu Endenergieef-
fizienz und zu Energiedienstleistungen« (Richtli-
nie 2006/32/EG) in Kraft. Mit ihr werden die  
EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, ihren Endener-
gieverbrauch bis zum Jahr 2016 um neun Prozent 
zu senken. Mit nationalen Energieeffizienz-Akti-
onsplänen sollen die Mitgliedstaaten Maßnah-
men aufzeigen und umsetzen, mit denen sich 
dieses Ziel erreichen lässt. Dem öffentlichen Be-
reich kommt bei der Erfüllung des Neun-Prozent-
Ziels eine Vorbildfunktion zu. Um die Emissions-
reduktion der öffentlichen Hand zu beziffern, hat 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie (BMWi) die Prognos AG und das Difu  
damit beauftragt, den Endenergieverbrauch in 
Ländern und Kommunen zu erfassen und abzu-
schätzen. Unterstützt vom Deutschen Städtetag 
(DST) und dem Deutschen Städte- und Gemein-
debund (DStGB) führte das Difu eine repräsenta-
tive Umfrage bei Städten und Gemeinden durch. 
Das Erkenntnisinteresse richtete sich dabei auf 
die Entwicklung des Endenergieverbrauchs in 
kommunalen Liegenschaften sowie auf die Um-
setzung und die Effekte spezifischer Energiespar-
maßnahmen. Wie die Umfrage zeigte, sind die 
Rahmenbedingungen, welche Erfassung und 
Überwachung des Strom- und Wärmeverbrauchs 
in den Kommunen beeinflussen, sehr unter-
schiedlich. Auch ist die Datenlage insgesamt eher 
schwierig. Gleichwohl werden in Städten und 
Gemeinden zum Teil erhebliche Anstrengungen 
unternommen, um Endenergie einzusparen. 

Kommunales Energiemanagement

Am 12. und 13. April 2010 veranstaltete das Difu 
in Regensburg den »15. Deutschen Fachkongress 
der kommunalen Energiebeauftragten«. Der jähr-
liche Kongress richtet sich an Energiebeauftragte 

aus Städten, Gemeinden und Kreisen sowie aus 
kommunalen Unternehmen und an Ratsmitglie-
der. Im Mittelpunkt standen unterschiedliche An-
sätze für das kommunale Energiemanagement im 
Gebäudebestand. Für die Energieversorgung der 
kommunalen Liegenschaften werden laut Statistik 
jährlich über zwei Mrd. Euro ausgegeben. Durch 
Modernisierung von Fenstern, Wärmedämmung 
oder Installation einer neuen Heizungsanlage 
kann – so Schätzungen – eine Steigerung der 
Energieeffizienz im Gebäudebestand um bis zu 
80 Prozent erzielt werden. Gerade im Hinblick 
auf die finanzielle Situation vieler Kommunen 
sollten diese Potenziale durch gezieltes Handeln 
genutzt werden. Die Möglichkeiten einer fachge-
rechten Sanierung und des Einsatzes moderner 
Technik sind breit gefächert. 

Weitere Schwerpunkte des Kongresses lagen in 
den Bereichen Energieeffizienz, Erneuerbare 
Energien sowie Beratung und Öffentlichkeitsar-
beit. Vorgestellt und diskutiert wurden Verfahren 
und Beispiele aus der Praxis des kommunalen 
Energiemanagements. So zeigte sich eindrucks-
voll, wie in Kommunen mit Intelligenz und Krea-
tivität ökonomische wie ökologische Ziele in 
konkrete Maßnahmen und Projekte umgesetzt 
werden können. Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer konnten zwischen 20 verschiedenen 
Workshops auswählen. Neben der Vermittlung 
von praxisgerechtem Fachwissen war dem Erfah-
rungsaustausch breiter Raum gegeben. 

Veröffentlichung: Cornelia Rösler (Hrsg.): Kommunales 
Energiemanagement im Gebäudebestand. Dokumentation 
des 15. Deutschen Fachkongresses der kommunalen Ener-
giebeauftragten am 12./13. April 2010 in Regensburg,  
Berlin  2011 (Difu-Impulse, Bd. 2/2011). 

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Umwelt finden Sie unter »Daten und 
Fakten«. 
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Kommunaler Umweltschutz
Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz 

B   Forschung

v.l.n.r.: Anna Hogrewe-Fuchs, 
Vera Lorke, Maic Verbücheln, 
Cornelia Rösler, Sigrid Künzel, 
Ulrike Vorwerk (nicht  
abgebildet: Franziska Kausch, 
Dina Lieder)
Foto: Pia Hettinger.

Seit Sommer 2008 steht die beim Deutschen Ins-
titut für Urbanistik angesiedelte »Servicestelle: 
Kommunaler Klimaschutz« Kommunen und Regi-
onen als kompetente Beratungsstelle rund um das 
Thema Klimaschutz zur Verfügung. Eingerichtet 
wurde sie mit Unterstützung des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) im Zuge der vom Ministerium im 
gleichen Jahr gestarteten Klimaschutzinitiative. 
Diese hat sich zum Ziel gesetzt, durch die Steige-
rung von Energieeffizienz und die Nutzung rege-
nerativer Energien Potenziale für den Klimaschutz 
kostengünstig zu realisieren. 

Die Servicestelle ist erste Anlaufstelle bei Fragen 
zum BMU-Programm zur Förderung von Klima-
schutzprojekten in sozialen, kulturellen und öf-
fentlichen Einrichtungen, das speziell für Kom-
munen aufgelegt wurde. Ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter stehen bei telefonischen Beratun-
gen wie auch auf Veranstaltungen für Anfragen 
zur Verfügung. 

Des Weiteren lädt die Servicestelle Kommunal-
vertreter sowie weitere Akteure aus dem kommu-
nalen Klimaschutz zu eigenen Veranstaltungen 
ein. Mehrmals jährlich organisiert sie Regional-
veranstaltungen, die als Fachveranstaltungen das 
Thema Klimaschutz jeweils unter einem speziel-
len Themenfokus ins Visier nehmen. Teilneh-
merinnen und Teilnehmern aus Kommunen wird 

hier ein praxisnaher Erfahrungsaustausch ermög-
licht. Im Jahr 2010 wurden Veranstaltungen z.B. 
zu den Themen »CO2-Bilanzen: Potenzielle An-
sätze«, »Mobilität in Stadt und Region« und »Kli-
maschutz in der kommunalen Abwasserentsor-
gung« durchgeführt. Darüber hinaus lädt die 
Servicestelle in Kooperation mit dem BMU und 
den kommunalen Spitzenverbänden einmal jähr-
lich zu einer Kommunalkonferenz ein. Unter dem 
Motto »Kommunalen Klimaschutz erfolgreich ge-
stalten!« standen am 18. und 19. November 2010 
in Bonn neben neuen Wegen und herausragen-
den Beispielen für einen erfolgreichen Klima-
schutz auch Finanzierungsmöglichkeiten im Mit-
telpunkt. 

In Kooperation mit dem BMU und den kommu-
nalen Spitzenverbänden hat die »Servicestelle: 
Kommunaler Klimaschutz« 2010 zum zweiten 
Mal den Wettbewerb »Kommunaler Klima-
schutz« ausgerichtet. Zur Teilnahme aufgerufen 
waren Kommunen und Regionen aus ganz 
Deutschland, die mit erfolgreich realisierten 
Maßnahmen, Strategien oder Aktionen in beson-
derem Maße zur Reduzierung von Treibhausga-
sen beigetragen haben. In jeder Kategorie wurden 
drei gleichwertige Gewinner ausgewählt, die ins-
gesamt ein Preisgeld von 240 000 Euro erhielten. 
Das Preisgeld muss wieder in kommunale Klima-
schutzaktivitäten investiert werden. Die Gewin-
ner wurden im Rahmen der Kommunalkonferenz 
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öffentlich bekannt gemacht. Damit zeigen neun 
weitere vorbildliche Beispiele, wie vielfältig und 
erfolgreich die Aktivitäten von Kommunen in  
Sachen Klimaschutz sind. 

Veröffentlichung: Deutsches Institut für Urbanistik, »Ser-
vicestelle: Kommunaler Klimaschutz« (Hrsg.): Kommuna-
ler Klimaschutz 2009. Wettbewerb. Die Preisträger und  
ihre Projekte (Bearb.: Anna Hogrewe-Fuchs, Ulrike Vor-
werk), Köln 2010.

Kommunen können sich durch das breit gefä-
cherte Informations- und Serviceangebot auf der 
Homepage www.kommunaler-klimaschutz.de 

über die Aktivitäten und Informationen der Ser-
vicestelle auf dem Laufenden halten. Hier sind 
Veranstaltungshinweise, aktuelle Informationen 
zum BMU-Förderprogramm und dem Wettbe-
werb »Kommunaler Klimaschutz« sowie zu wei-
teren relevanten Förderprogrammen und Infor-
mationen zu anderen Wettbewerben zu finden.

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen der 
»Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz« finden Sie  
unter »Daten und Fakten«.

Die Aufgaben der »Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz« umfassen: 

Beratung und Öffentlichkeits- 
arbeit zum BMU-Förderprogramm 
für Kommunen

 Vorbereitung und Durchführung 
des jährlichen Wettbewerbs 
»Kommunaler Klimaschutz«

Beratungs- und Serviceleistungen 
zum kommunalen Klimaschutz

➔➔ Internetportal  

mit umfangreichen  

Informationen
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Das gegenwärtige Tempo des Ressourcenver-
brauchs und die damit einhergehenden Umwelt-
belastungen sind auf Dauer nicht tragfähig. Viele 
natürliche Ressourcen sind endlich. Die Kreis-
laufschließung im Sinne nachhaltiger Ressour-
cennutzung und -schonung wird aus ökologi-
scher wie ökonomischer Sicht immer wichtiger. 
Für eine effizientere und nachhaltige Nutzung 
natürlicher Ressourcen sind umfassende Konzep-
te zur Kreislaufwirtschaft erforderlich. 

Unter anderem in Abfällen oder Altgeräten ent-
haltene Stoffe können in den Wirtschaftskreislauf 
zurückgeführt werden. Auf der anderen Seite ent-
halten jedoch noch immer etliche Gebrauchsgü-
ter Stoffe, deren Freisetzung sich negativ auf das 
Klima und auf die Gesundheit des Menschen aus-
wirkt. Zu nennen sind etwa das in Gasentla-
dungslampen eingesetzte Quecksilber oder die in 
Kühlgeräten vorhandenen Fluorchlorkohlenwas-
serstoffe (FCKW). Die ordnungsgemäße Samm-
lung und fachgerechte Entsorgung solcher Pro-
dukte sind deshalb Aufgaben im allgemeinen 
Interesse. 

Die weiterhin hohe Flächeninanspruchnahme 
führt zu Bodenversiegelung, erzeugt zusätzliche 
Verkehre und erhöht den Energieverbrauch mit 
klimaschädlichen CO2-Emissionen. Der Zuwachs 
an Siedlungs- und Verkehrsflächen sowie Erstel-
lung und Betrieb der dafür erforderlichen techni-

schen und sozialen Infrastrukturen belasten lang-
fristig kommunale und private Haushalte. 
Insbesondere Quartieren, Städten und Stadtregio-
nen, die von Schrumpfung und Abwanderung be-
troffen sind, drohen Funktionsverluste und per-
spektivisch steigende Pro-Kopf-Kosten für die 
Aufrechterhaltung technischer und sozialer Infra-
strukturen.

Die Kommunen stehen daher vor der Aufgabe, 
durch geeignete Maßnahmen in den Bereichen 
Stoffstrommanagement, Abfallwirtschaft, Flä-
chenmanagement und Flächenkreislaufwirtschaft 
Ressourcenverbrauch und Umweltbelastungen 
zu verringern. 

Optimierung der Sammlung  
FCKW-haltiger Kühlgeräte

Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) zerstören 
die Schutzwirkung der Ozonschicht und tragen 
zu globaler Erwärmung und Treibhauseffekt bei. 
Die Wirkung von FCKW auf das Klima ist um ein 
Vielfaches höher als jene von CO2. Obwohl die 
Herstellung von FCKW-haltigen Kühlgeräten seit 
1995 verboten ist, enthalten immer noch rund 80 
Prozent der 2010 zu entsorgenden Kühlgeräte 
diese klimaschädlichen Bestandteile. Allein die 
im Kühlkreislauf eines Kühlgeräts vorhandene 
Menge an FCKW weist eine Klimaschädlichkeit 
von rund 1,4 Tonnen CO2-Äquivalenten auf. 

Nachhaltige Ressourcenwirtschaft B   Forschung

v.l.n.r.: Maic Verbücheln,  
Andrea Wagner,  
Thomas Preuß (nicht  
abgebildet: Sigrid Künzel)
Foto: Anna Hogrewe-Fuchs. 

➔➔ »Klimakiller« FCKW immer 

noch in Kühlgeräten
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Die Gewährleistung einer klima- und ressourcen-
schonenden Entsorgung von alten Kühlgeräten 
setzt das Vorliegen einer geschlossenen Entsor-
gungskette voraus. Hierfür ist es wesentlich, die 
Kühlgeräte in unzerstörtem Zustand zu sammeln. 
Nicht selten werden diese in teilweise zerstörtem 
Zustand an den Recyclinghöfen abgegeben, bei 
einer Abholung über die Straßensammlung zum 
Teil »ausgeschlachtet« oder gar nicht vorgefun-
den. Die Zerstörung der Kühlgeräte – etwa durch 
Entwendung des Kompressors zur Erzielung etwa-
iger Metallerlöse – ist in der Regel mit der Freiset-
zung von FCKW verbunden. 

Vor diesem Hintergrund wurde das Difu vom Mi-
nisterium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (MUNLV) in Nord-
rhein-Westfalen beauftragt, eine Studie 
»Optimierung der Sammlung von FCKW-haltigen 
Kühlgeräten in Nordrhein-Westfalen« zu erarbei-
ten. Im Rahmen der Studie wurden Maßnahmen 
und Handlungsmöglichkeiten dargestellt und be-
wertet sowie positive Beispiele aus der kommu-
nalen Praxis aufgezeigt, die eine Optimierung 
vorhandener Sammelsysteme für Kühlgeräte er-
möglichen. Die gesetzliche Grundlage in diesem 
Zusammenhang bildet das »Gesetz über das In-
verkehrbringen, die Rücknahme und die umwelt-
verträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektro-
nikgeräten« (Elektro- und Elektronikgerätegesetz 
– ElektroG). Für die Studie wurde unter anderem 
der Status quo der Sammlung von Kühlgeräten in 
zehn Kommunen in NRW untersucht. 

Als Ergebnis konnten in verschiedenen Bereichen 
Handlungsfelder für die Optimierung identifiziert 
werden; dies betrifft etwa Informationsbereitstel-

lung, Infrastruktur, Kontrollen und Motivation.  
Bei der Informationsbereitstellung sollten alle Ak-
teure ausreichend über die Problematik, wie z.B. 
die Klimarelevanz, informiert sein. Durch Opti-
mierungen im Bring- wie auch im Holsystem 
kann die Infrastruktur der Sammlung verbessert 
werden. Auch die Überwachung der Sammlung 
und die Strafverfolgung von »Entwendern« sind 
in den meisten Kommunen optimierbar. Möglich-
keiten bestehen dabei in Kooperationen bzw.  
einem verbesserten Austausch mit Ordnungs- 
ämtern, der Polizei und der Staatsanwaltschaft. 

Die Studie wird 2011 veröffentlicht.

Flächenmanagement und Flächen- 
kreislaufwirtschaft

Flächenmanagement als kommunale Aufgabe ba-
siert auf der den Kommunen nach Art. 28 Grund-
gesetz garantierten Gestaltungshoheit der örtli-
chen Aufgaben, d.h. auch der Planungshoheit für 
die Ausweisung von Bauland. Zumeist wird Flä-
chenmanagement daher als eine kommunale 
Aufgabe gesehen. Aufgrund vielfältiger, über die 
einzelne Kommune hinausreichender räumlich-
funktionaler Verflechtungen wird aber immer 
häufiger ein Bedarf zur Etablierung eines regiona-
len Flächenmanagements reklamiert. Insbeson-
dere die mit dem Flächenmanagement verknüpf-
ten Prinzipien sowie Politik- und Management- 
ansätze der Flächenhaushaltspolitik und Flä- 
chenkreislaufwirtschaft beschreiben Anforde- 
rungen, bestehende Instrumente zu modifizieren 
und neue Instrumente einzuführen, mit denen 
sich die Flächeninanspruchnahme nachhaltig 
steuern lässt.

»Beraubte« Kühlgeräte usw. 
in Köln
Foto: Maic Verbücheln.

➔➔ Optimierung der 

Sammlung möglich
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Flächenkreislaufwirtschaft als zentraler Strategie-
ansatz zielt vorrangig und systematisch darauf, 
die Potenziale der Bestandsentwicklung und der 
Wiedernutzung von Brachflächen auszuschöp-
fen. Sie setzt konsequent an der Innenentwick-
lung (unter anderem Brachenrecycling, Dichteer-
höhung, Baulücken- und Mehrfachnutzungen) 
an. Der gesamte Nutzungszyklus – von Planung, 
Nutzung, Nutzungsaufgabe, Brachliegen und 
Wiedereinbringen von Gebäuden –  wird für Flä-
chen in den Mittelpunkt gestellt.

Den Politik- und Strategieansatz der Flächen-
kreislaufwirtschaft hat das Difu im ExWoSt-Vor-
haben »Fläche im Kreis« in den Jahren 2003 bis 
2007 untersucht und erprobt. Er wird nun im  
INTERREG IV B-Vorhaben »Circular Flow Land 
Use Management (CircUse)« auf die Praxis ver-
schiedener europäischer Staaten transformiert. 
CircUse weist eine Laufzeit von 2010 bis 2013 
auf und wird von zwölf Partnern und drei assozi-
ierten Institutionen aus sechs Ländern gemeinsam 
durchgeführt. Beteiligt sind Partner aus Polen, der 
Tschechischen Republik, der Slowakei, aus Itali-
en, Österreich und Deutschland.

Anhand von sechs Pilotprojekten soll aufgezeigt 
werden, wie die Flächennutzung optimiert und 
die Flächeninanspruchnahme quantitativ redu-
ziert wie qualitativ verbessert werden können. 
Das Konzept umfasst unter anderem eine integra-
tive Strategie, mit welcher der institutionelle Rah-
men beeinflusst werden soll, um eine Änderung 
der bisherigen »Landnutzungsphilosophie« her-
beizuführen. Die Pilotprojekte weisen unter-
schiedliche fachliche Zugänge und Zielsetzungen 
auf, z.B. die Entwicklung spezifischer Rekultivie-
rungskonzepte und Zwischennutzungen, die Ein-
führung neuer Flächennutzungen wie der Bio-

masseproduktion auf ehemaligen Bergbau- 
flächen, die Revitalisierung von urbanen Indus- 
trie- und Altlastenflächen oder die Neuent- 
wicklung von peri-urbanen Zonen. 

Das Difu bearbeitet federführend das Arbeitspa-
ket »Kommunikation, Wissenstransfer und Disse-
mination«. Es erstellt in diesem Zusammenhang 
unter anderem ein Glossar mit Begriffen aus Pla-
nung und Flächenrecycling sowie ein Kompendi-
um und Materialien für Trainingskurse zur Flä-
chenkreislaufwirtschaft. Darüber hinaus verant- 
wortet das Difu die Pressearbeit, den Webauftritt 
und das Corporate Design von CircUse. Es ist 
auch eng in die Entwicklung von Management-
strukturen und von Aktionsplänen für die Imple-
mentierung der Flächenkreislaufwirtschaft in  
Österreich und Polen eingebunden. Darüber hin-
aus entstanden im Themenfeld Flächenmanage-
ment und Flächenkreislaufwirtschaft verschiede-
ne Veröffentlichungen, z.B. im Förderschwerpunkt 
REFINA (vgl. hierzu »Projektübergreifende Be-
gleitung des BMBF-Förderschwerpunkts REFINA« 
in Teil B »Städtebau und Stadtentwicklung«). 

Veröffentlichungen: Frerichs, Stefan, Manfred Lieber und 
Thomas Preuß (Hrsg.):  Flächen- und Standortbewertung 
für ein nachhaltiges Flächenmanagement. Methoden und 
Konzepte, Berlin 2010  (Beiträge aus der REFINA-For-
schung, Reihe REFINA Bd. V).

Lieber, Manfred, und Thomas Preuß:  Flächenrecycling – 
neue Ergebnisse aus der REFINA-Forschung, in: Informa- 
tionen zur Raumentwicklung, H. 1/2010, S. 59–70.

Preuß, Thomas: Flächenmanagement, in: Henckel,  
Dietrich, Kester von Kuczkowski, Petra Lau, Elke Pahl- 
Weber und Florian Stellmacher (Hrsg.): Planen – Bauen – 
Umwelt. Ein Handbuch, Wiesbaden 2010, S. 177–181.

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Umwelt finden Sie unter »Daten und 
Fakten«. 

Workshop beim Österreichi-
schen Umweltbundesamt  
in Wien  
Foto: Umweltbundesamt 
Wien.

➔➔ EU-Vorhaben CircUse: 

Internationale Erprobung 

des Politik- und Manage-

mentansatzes

➔➔ Flächenkreislaufwirtschaft 

als Herausforderung und 

Chance
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Aufgaben- wie Organisationsstrukturen der Kom-
munen unterliegen seit Beginn der 1990-Jahre 
umfassenden Reformbemühungen. Im Hinblick 
auf die »Binnenmodernisierung« wurde unter an-
derem durch Einführung von Elementen des 
»Neuen Steuerungsmodells« (NSM) ein wichtiger 
Lernprozess in Politik und Verwaltung ausgelöst. 
In der Folge ergeben sich einerseits – viel deutli-
cher als erwartet – Verbesserungen des Service- 
niveaus und der Kundenorientierung, anderer-
seits werden die Schwächen dezentraler 
Selbststeuerung und ökonomischer Anreizsyste-
me stärker wahrgenommen.

Im Hinblick auf die »Außenmodernisierung« 
zeigt sich die Situation unübersichtlicher. Ohne 
die bereits anhaltende Auslagerung von Aufga-
ben, die Einbindung privater Dritter wie auch die 
Stärkung wettbewerblicher Elemente ist die 
Bandbreite der kommunalen Daseinsvorsorge – 
so scheint es – nicht mehr aufrechtzuerhalten. 
Dies wirft zugleich aber erhebliche Steuerungs- 
und Legitimationsprobleme auf. 

Das Difu nimmt in seinen Forschungs- und Fort-
bildungsaktivitäten beide Entwicklungen auf, die 
Ausdruck veränderter politischer, gesellschaftli-
cher, demografischer, wirtschaftlicher und tech-
nologischer Rahmenbedingungen sind. 

Binnenmodernisierung

Die Forschungsaktivitäten des Difu zur »Binnen-
modernisierung« konzentrierten sich 2010 auf 
die zukunftsfähige Ausgestaltung der Leistungs- 
und Serviceangebote der Kommunen unter sich 
verändernden Rahmenbedingungen.

Ausgangspunkt der Difu-Arbeiten zu diesem The-
ma war das Projekt »ServiceStadt Berlin 2016«, 
dessen Ergebnisse im Jahr 2009 vom Difu veröf-
fentlicht wurden. In diesem Projekt wurden auf 
der Basis des innovativen methodischen Ansatzes 
der »Servicetypen« für Berlin 14 programmati-
sche Handlungsfelder ermittelt (wie z.B. partizi-
pative Stadt, One Stop City, Lebenswelten als 
Handlungsmaßstab usw.). Deren Umsetzung be-
darf nicht nur eines veränderten Verständnisses 
politischer Entscheidungsfindung und demokrati-
scher Legitimation, sondern schließt auch die 
Veränderung traditionell verankerter Verwal-
tungsverfahren und die Begründung einer neuen 
Verwaltungskultur ein. Darüber hinaus erarbeite-
te das Difu konkrete Handlungsempfehlungen, 
wie sich die gewonnenen Erkenntnisse operativ 
umsetzen lassen. Die meisten Schlussfolgerungen 
aus der Studie sind nicht nur auf die speziellen 
Berliner Ausgangsbedingungen anwendbar, son-
dern lassen sich auch auf andere Kommunen 

Steuerung und  
Aufgabenorganisation

B   Forschung

v.l.n.r.: Stefan Schneider, 
Busso Grabow, Jens Libbe, 
Klaus J. Beckmann, Rüdiger 
Knipp
Foto: Doris Reichel.

➔➔ ServiceStadt Berlin 2016
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Startseite des Online-Dialogs

➔➔ Kultureller Wandel  

in der Verwaltung

übertragen. Beispielsweise setzen sich die Hanse-
stadt Bremen und Magdeburg intensiv mit den 
Ergebnissen auseinander.

Im September 2009 beauftragte das Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf (mit Unterstützung des Lan-
des Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung 
für Inneres und Sport) das Difu, ein Diskurspro-
jekt durchzuführen – als erste Phase eines Vorha-
bens, mit dem die Vorschläge der Studie »Service-
Stadt Berlin 2016« im Bezirk exemplarisch 
umgesetzt werden sollen (Projekt »ProDiskurs«). 
Der Berliner Bezirk Marzahn-Hellersdorf (mit 
knapp 250 000 Einwohnern) ist für die Umset-
zung der Studienergebnisse besonders interes-
sant: Er durchläuft aufgrund seiner spezifischen 
Gründungsgeschichte viele Entwicklungen, die in 
der gesamten Stadt auftreten, besonders schnell 
und intensiv. 

Zukunftsfähige öffentliche Dienstleistungen – hier: 
im Bezirk Marzahn-Hellersdorf – herzustellen, 
setzt neben klaren Zielvorstellungen und konkre-
ten Handlungskonzepten insbesondere die Ak-
zeptanz und Unterstützung durch die beteiligten 
Akteure innerhalb und außerhalb der Bezirksver-
waltung voraus. Deswegen wurde ein Projekt ge-
startet, in dem zunächst ein Diskurs aller Beteilig-
ter über Ziele und zukünftige Umsetzungsschritte 
geführt und zum Ergebnis gebracht werden sollte. 
Neben einer Reihe weiterer diskursorientierter 
Elemente bildete ein Online-Dialog mit und zwi-
schen den Beschäftigten des Bezirks das zentrale 
methodische Instrument. 

Im Ergebnis wurden elf konkrete Maßnahmen  
definiert, die in der aktuell laufenden zweiten 
Phase des Projekts konkretisiert und umgesetzt 
werden. 

Neben zwei Maßnahmen mit Querschnittscha-
rakter lassen sich die übrigen Maßnahmen den 
Bereichen »KundInnen/Bürgerbeteiligung/Ehren-
amt«, »MitarbeiterInnen/Vorgesetzte« sowie 
»Strukturen und Prozesse/Organisation« zuord-
nen. Die Difu-Vorschläge erlauben eine  
nahezu unterbrechungsfreie Weiterführung des 
Veränderungsprozesses in Marzahn-Hellersdorf. 
Sie basieren im Wesentlichen auf Anregungen der 
Beschäftigten, zu denen sich Führungskräfte und 
Politik im Bezirk im Rahmen eines stufenweisen 
Diskurses bekannt haben. Damit ist eine gute 
Grundlage für die breite Akzeptanz der Maßnah-
men gelegt.

Durch die in der ersten Projektphase definierten 
Umsetzungsmaßnahmen wird der kulturelle 
Wandel in der Bezirksverwaltung weiter unter-
stützt und für die Beschäftigten, aber auch für die 
Bürgerinnen und Bürger sowie alle anderen Ver-
waltungskunden sichtbar. Das Projektergebnis 
zeigt, dass eine Übertragung und Konkretisierung 
der politikfeldübergreifenden Handlungsempfeh-
lungen der Studie »ServiceStadt Berlin 2016« 
möglich sind. Eine wichtige Voraussetzung dafür 
ist, dass bestehende strategische Überlegungen 
als wertvolle Grundlage für die Veränderungen 
verstanden und aufgegriffen werden. Ebenfalls ei-
ne wichtige Erkenntnis aus dem Projekt: Die um-
fassende Beteiligung der Beschäftigten einer 
Kommunalverwaltung ist nicht nur möglich, son-
dern zwingend erforderlich. Die breite Beteili-
gung am Online-Dialog hat gezeigt, dass die  
Beschäftigten an der Gestaltung ihrer Arbeitsbe-
dingungen interessiert sind und dazu auch wich-
tige Anregungen geben. Eine Difu-Veröffentli-
chung zu Ergebnissen des Projekts, vor allem 
zum Diskursprozess und Online-Dialog, ist  
geplant. 

➔➔ Exemplarische  

Umsetzung von  

Ergebnissen

➔➔ Beteiligung der 

Beschäftigten
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Eines der 14 programmatischen Handlungsfelder 
in der Studie »ServiceStadt Berlin 2016« wurde 
mit »Aufsuchende Stadt« überschrieben. Der 
Hintergrund: Das frühere Bild der Verwaltung, an 
die man sich als »Bittsteller« wendet und die na-
hezu autonom agiert, hat sich inzwischen doch 
sehr gewandelt. Veränderte Rahmenbedingungen 
– gesellschaftlicher und demografischer Wandel, 
technologisch-ökonomischer Strukturwandel, 
Nachfrageveränderungen und stärkere Einbin-
dung der Zivilgesellschaft – führen dazu, dass die 
Verwaltung und (andere) Akteure der Daseinsvor-
sorge viel mehr als bisher auf Bürgerschaft und 
Unternehmen zugehen müssen. Wie dies gesche-
hen kann, auf welchen Wegen und mit welchem 
Ziel, wurde im Rahmen eines Buchbeitrags ver-
tiefend untersucht.

Ein wichtiger Bestandteil der aufsuchenden Stadt 
ist der »proaktive« Kontakt zu den Adressaten von 
Politik und Verwaltung. Eine Vielzahl von Zielen 
der städtischen Entwicklung, die sich unter dem 
Oberbegriff »Nachhaltige Stadtentwicklung« zu-
sammenfassen lassen – z.B. Klimaschutz, um-
weltgerechte Mobilität, nachhaltiger Konsum, 
nachhaltige Bildungsförderung, Gesundheitsför-
derung – wird besser erreicht, wenn Bürgerschaft 
und Unternehmen diese Ziele auch stärker als 
bisher als ihre eigenen wahrnehmen. Aktives Zu-
gehen auf die Bewohnerinnen und Bewohner ei-
ner Stadt mit dem Angebot der Beratung und Un-
terstützung in diesen Handlungsfeldern stellt eine 
große Herausforderung für die Zukunft dar.

Für bestimmte kommunale Leistungsangebote ist 
verstärkt das engere Lebensumfeld der Bürgerin-
nen und Bürger, ihre »Lebenswelt«, als räumli-
cher Handlungsmaßstab heranzuziehen (Sozial-
raumorientierung). Zu den Prinzipien der sozial- 
raumorientierten Leistungskonzeption und 
-erbringung gehört, dass die Services vor Ort 
fachübergreifend und in enger Vernetzung der  
relevanten Akteure erbracht werden. Die positi-
ven Erfahrungen aus dem Quartiermanagement 
und der Jugendhilfe sollten aufgegriffen werden. 
Die »aufsuchende Stadt« wird damit immer weni-
ger durch die Verwaltung repräsentiert, vielmehr  
zunehmend durch »Aufsuchende«, die beauftragt 
werden (Bewohner, wie z.B. »Bürgerlotsen« in den 
Schulen, »Kiezlotsen«, »Stadtteilmütter« oder so-
ziokulturelle Träger, etwa Streetworker). Dahinter 
steht ein wirklicher »Paradigmenwechsel«: Bür-
gerinnen und Bürger oder unternehmerische Ak-
teure spüren, dass es auf sie ankommt und sie 
mitverantwortlich sind für die Entwicklung von 
Gesellschaft und Wirtschaft – ein ganz zentraler 
Ansatzpunkt für stärkeres zivilgesellschaftliches 
Engagement. 

Zu den veränderten Anforderungen gehört aber 
auch, dass die Stadt und die Verwaltung vor Ort 
sichtbarer werden. Die technischen Möglichkei-
ten sollten stärker genutzt werden. Dies gilt  

➔➔ Aufsuchende Verwal-

tung, aufsuchende Stadt
beispielsweise für E-Government-Angebote, die 
um »Push-Dienste« (z.B. RSS-Feeds, Erinnerungs-
services) und um geeignete Services für mobile 
Geräte erweitert werden sollten. Es gilt auch im 
Hinblick auf die Bereitstellung elektronisch un-
terstützter mobiler Bürgerdienste. Dabei sollten 
gezielt Orte und Einrichtungen bedient werden, 
an denen sich in der eigenen Mobilität Einge-
schränkte, Menschen mit knappen Zeitressourcen 
oder solche mit bisher hohen Schwellenängsten 
im Verwaltungskontakt (z.B. Migranten) konzent-
rieren. »Front Offices« und weitere Serviceein-
richtungen sollten noch stärker als bisher z.B. in 
großen Einzelhandelslagen oder anderen Orten 
mit guter Erreichbarkeit angesiedelt werden, 
durchaus auch in neuen Organisationsformen et-
wa mit privaten Dienstleistern (um zusätzliche 
Wege für die Bürgerinnen und Bürger zu vermei-
den). Bestimmte Dienste sollten auch in Instituti-
onen angeboten werden, die erste Anlaufstellen 
der Bürgerinnen und Bürger sind (z.B. die Kfz-
Zulassung im Autohaus).

Das Leitbild »Aufsuchende Stadt« sollte auch für 
die Wirtschaft gelten. Stärker als bisher sollten 
Unternehmensbesuche durchgeführt werden, mit 
dem Ziel, Anliegen der ansässigen Wirtschaft auf-
zunehmen und deren Potenziale zur Entwicklung 
von Stadtgesellschaft und Stadtwirtschaft zu erhe-
ben. Wenn sich die Stadt stärker auf die Bürger-
schaft und die Unternehmen zu bewegt, wird der 
Anspruch eines starken, aktivierenden und ge-
währleistenden Staates mit intensiver Einbindung 
der Zivilgesellschaft auch und gerade in den 
Kommunen schneller Wirklichkeit werden. 

Veröffentlichung: Grabow, Busso: Aufsuchende Stadt, 
aufsuchende Verwaltung, in: Brüggemeier, Martin, und  
Klaus Lenk (Hrsg.): Bürokratieabbau im Verwaltungsvoll-
zug – Better Regulation zwischen Go-Government und 
No-Government, Berlin 2011 (Im Erscheinen).

Das Zusammenspiel von technologischem Fort-
schritt in den Informations- und Kommunikati-
onstechnologien und organisatorischen Verände-
rungen im Verwaltungshandeln führt dazu, dass 
sich ein komplexes Geflecht von materiellem und 
virtuellem Raum bildet. Räumliche Dimensionen 
verlieren dabei an Eindeutigkeit. Denn wer das 
Internet nutzt, kann zugleich lokal und weltweit 
agieren. Auch die Städte zeigen sich mit ihrer Prä-
senz im Internet einer weltweiten Öffentlichkeit, 
auch wenn sie sich nur ihren eigenen Bürgerin-
nen und Bürgern präsentieren wollen. In noch 
stärkerem Maße als bisher vermischen sich da-
durch lokale, nationale und globale Öffentlich-
keit – je nach internationaler Einbindung der ein-
zelnen Kommune. Technische Vernetzung 
bedeutet aber nicht automatisch soziale Vernet-
zung. Online-Angebote bringen nicht per se 
mehr Partizipation. Bürgerengagement kommt 
nicht allein durch mehr elektronische Bürger-
dienste zustande. »Open Government« ist nicht 

➔➔ Bürgerdienste vor Ort

➔➔ Technologischer Fort-

schritt und Verwaltungs-

handeln
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nur eine Frage des nutzbaren Mehrwerts von Ver-
waltungsdaten, sondern der Veränderung von 
Verwaltungskultur. Im Rahmen eines Buchbei-
trags wurden die Veränderungen kommunalen 
Handelns dargestellt und besonders die Fragen 
erörtert, welche Rolle Informations- und Kommu-
nikationstechnologien im städtischen Kontext 
spielen, ob und wie neue Technologien neue 
Steuerungsformen ermöglichen und welche Po-
tenziale und Herausforderungen für neue Steue-
rungsformen mit dem Einsatz neuer Technologien 
verbunden sind.

Veröffentlichung: Floeting, Holger: Das Internet, die Stadt, 
das Örtliche und das Globale. Wie verändert sich kommu-
nales Handeln?, in: Hatzelhofer, Lena, Michael Lobeck, 
Wolfgang Müller, Claus-Christian Wiegandt (Hrsg.):  
E-Government und Stadtentwicklung, Berlin 2010 (Schrif-
tenreihe des Arbeitskreises Stadtzukünfte der  
Deutschen Gesellschaft für Geographie, Bd. 8), S. 11–23.

Die Fähigkeit zur Binnenmodernisierung hängt 
grundsätzlich mit den Personalressourcen zusam-
men. Unter der Überschrift »Neue Herausforde-
rungen, keine Ressourcen – (wie) lässt sich das 
Dilemma des Personalmanagements in Bund, 
Ländern und Kommunen überwinden?« wurde 
im Oktober 2010 in Kooperation mit der Bundes-
akademie für öffentliche Verwaltung (BaköV) ein 
Seminar durchgeführt. Gegenstand der Erörterun-
gen waren über die finanziellen und demografi-
schen Rahmenbedingungen hinaus wirtschaftli-
che, technologische, gesellschaftliche und 
rechtliche Veränderungen und deren Auswirkun-
gen auf das Verwaltungshandeln.

Die Veranstaltung zeigte: Aufgrund der Verschie-
denheit der Verwaltungsstrukturen bieten sich 
kaum »Königswege«. Jede Verwaltung muss die 
für sie »richtigen« Konzepte entwickeln. Vor die-
sem Hintergrund wurde zunehmend Handlungs-
bedarf in Sachen Gewinnung qualifizierten 
Nachwuchspersonals gesehen, um die Nachteile 
gegenüber der Wirtschaft in diesem derzeit un-
gleichen Wettbewerb zu reduzieren. Besondere 
Bedeutung erlangen dabei vor allem Fragen der 
Personalführung, des Gesundheitsmanagements, 
des Wissensmanagements und eine die Personal-
entwicklung ergänzende Arbeitgeberentwick-
lung, die weit mehr sein muss als die Initiierung 
neuer Marketingkampagnen für den öffentlichen 
Dienst. Auffällig war: Der Nutzen selbst aus jenen 
Instrumenten, die in der Verwaltungspraxis schon 
längere Zeit als etabliert gelten, konnte bislang 
nur selten realisiert werden, da es nach deren Ein-
führung offensichtlich an einer engagierten Um-
setzung fehlt. Die Praxisberichte verdeutlichten 
zudem eindrucksvoll, dass zahlreiche Maßnah-
men des Personalmanagements auch ohne größe-
ren monetären Aufwand umsetzbar sind. Bei-
spielhaft seien hier die zahlreichen Instrumente 
der Personalführung und Personalentwicklung so-
wie die des Gesundheitsmanagements genannt, 

für deren Finanzierung sich auch Kooperations-
modelle anbieten.

Organisation der Aufgaben- 
wahrnehmung 

Bezogen auf Aspekte der »Außenmodernisie-
rung« lag der Schwerpunkt der Difu-Aktivitäten 
auch im Jahr 2010 in der Politikberatung und in 
Vortragstätigkeiten. Fragen der Steuerung und des 
Rückbezugs ausgelagerter Einheiten und selbst-
ständiger kommunaler Unternehmen standen da-
bei ebenso im Fokus wie Standards für Beteili-
gungsunternehmen. Immer wichtiger wird die 
Frage nach Entscheidungskriterien für die Rück-
übertragung bzw. Rekommunalisierung von Leis-
tungen. Der Begriff Rekommunalisierung erfasst 
dabei das Spektrum von einer auch nur begrenz-
ten Verstärkung des öffentlichen Einflusses auf 
private oder teilprivatisierte Ver- oder Entsor-
gungsunternehmen bis hin zur umfänglichen 
Rückübertragung von bis dahin durch Privatun-
ternehmen erledigten Aufgaben zur Wahrneh-
mung mit öffentlichen Sach- und Personalmitteln.

In einigen Bereichen der kommunalen Daseins-
vorsorge gibt es einen mehr oder weniger stark 
ausgeprägten Trend hin zur eigenen kommunalen 
Leistungserbringung. Dies gilt insbesondere für 
den Energiebereich, teilweise aber auch für die 
Abfallwirtschaft und Abwasserentsorgung. Diese 
Entwicklung wird auf Seiten von Politik, Medien 
und Bevölkerung intensiv beobachtet und disku-
tiert. Ein zentrales Argument pro Rekommunali-
sierung ist die damit verbundene Annahme, dass 
sich bestimmte Aufgaben besser in öffentlicher 
Regie durchführen lassen als durch Beauftragung 
privater Dritter oder private Wettbewerber. 

Im Rahmen des Difu-Ansprechpartnertreffens 
ebenso wie im Rahmen eines Difu-Dialogs (siehe 
hierzu auch unter Teil C »Fortbildung«) zu »Neue 
alte Wege in der kommunalen Daseinsvorsorge« 
wurde das Interesse der Kommunen am Thema 
deutlich. Rekommunalisierung ist eng mit der 
Frage der strategischen Verantwortung von Kom-
munalpolitik verknüpft. Das Difu hat dies zum 
Anlass genommen, das Thema einer vertiefenden 
Untersuchung zu unterziehen. Bis zum Frühjahr 
2011 werden die fachlichen Begründungen für 
unterschiedliche Organisationsformen der Leis-
tungserbringung erörtert und anschließend das 
Pro und Contra der Rekommunalisierung  
betrachtet. Zudem sollen die Bedingungen erläu-
tert werden, welche im Einzelfall (und in unter-
schiedlichen Sektoren) für (oder auch gegen) eine 
Rekommunalisierung sprechen. Einen wesent- 
lichen Aspekt werden hierbei die rechtlichen und 
ökonomischen Hürden sowie deren Bewälti- 
gung bilden. Im Weiteren wird es unter anderem 
um die Frage der empirischen Lücken, um die  
Bedeutung der Rekommunalisierung für die 

➔➔ Personalressourcen, 

Personalmanagement
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Governance und  
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Stadtentwicklung sowie um entsprechende Bera-
tungsbedarfe der Kommunen gehen.

Veröffentlichungen: Libbe, Jens: Kommunale Dienste in 
einer Hand?, in: AKP – Alternative Kommunalpolitik,  
31. Jg., H. 6 /2010, S. 38–40.

Libbe, Jens, und Stefanie Hanke: Rekommunalisierung als 
probates Mittel zur Verbesserung der kommunalen Finanz-
lage? in: Klaus J. Beckmann: Kommunale Haushalte in 
Not. Anregungen aus der Stadtforschung für die Stadt- 
politik, Berlin 2011, S. 21–26 (Difu-Impulse, Bd. 3/2011).

Rekommunalisierung spiegelt ebenso wie anhal-
tende Privatisierungen die Vielfalt wider, wie 
Kommunen ihre Aufgaben erbringen. Die Mög-
lichkeiten der Einflussnahme in unterschiedli-
chen Formen kommunaler Leistungserbringung 
bilden auch künftig einen wichtigen Bezugsrah-
men der Institutsarbeit (vgl. auch Teil B »Politik, 

Verwaltung und Recht« sowie »Infrastruktur«). 
Dabei stehen Arbeitsabläufe, Prozessorganisatio-
nen und Beteiligungen bzw. Kooperationen zwi-
schen öffentlichen Akteuren wie zwischen öffent-
lichen und privaten Partnern gleichermaßen im 
Mittelpunkt der Betrachtung. Dies zeigt sich bei-
spielhaft im Projekt »Bestandsaufnahme Frühe 
Hilfen«, in dem Kooperations- und Vernetzungs-
formen zwischen Jugend- und Gesundheitsäm-
tern sowie zu privaten Trägern untersucht werden 
(vgl. Teil B »Bevölkerung und Soziales«), ebenso 
im Projekt »Integrierte Stadtentwicklung« (siehe 
Teil B »Städtebau und Stadtentwicklung«).

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen des Difu 
zum Themenbereich Steuerung und Aufgabenorganisation 
finden Sie unter »Daten und Fakten«.
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Difu-Veranstaltungen C   Fortbildung

Fortbildung für die kommunale Praxis war wie in 
den zurückliegenden Jahren auch 2010 eine zen-
trale Aufgabe des Instituts. Über die Fortbildungs-
angebote stellt das Difu umfangreiche und frucht-
bringende Kontakte zu den Kommunen her, ist 
zudem durch den Transfer aktueller Forschungs-
ergebnisse eine wichtige Schnittstelle zwischen 
Theorie und Praxis und damit ein kompetenter 
und verlässlicher Partner gerade der kommunalen 
Handlungsträger (Rat und Verwaltung) in 
Deutschland. 

Zur Produktpalette des Berichtsjahres gehört 
auch wieder das Difu-Veranstaltungsprogramm, 
in dessen Rahmen »Berlin-Seminare«, Fachtagun-
gen, Brennpunktseminare sowie Regionalsemina-
re durchgeführt wurden. Hinzu kamen die einer 
breiten, meist Berliner Fachöffentlichkeit zugäng-

lichen Difu-Dialoge sowie das 2010 in Berlin 
durchgeführte »Ansprechpartnertreffen«. Die auf 
spezielle Zielgruppen ausgerichteten Veranstal-
tungen der Fahrradakademie und der Arbeits-
gruppe Fachtagungen Jugendhilfe (AGFJ) gehör-
ten gleichfalls zum Fortbildungsangebot des 
Instituts (Näheres hierzu auf den nächsten  
Seiten).

Neue, ungewohnte Herausforderungen für die 
Durchführung der Seminare waren mit dem Um-
zug des Instituts und der Inbetriebnahme neuer 
Tagungsräumlichkeiten am neuen Standort Zim-
merstraße 13–15 in Berlin-Kreuzberg verbunden. 
Insbesondere wurden verschiedene Möblierungs-
varianten für den großen Seminarraum (Freiherr-
vom-Stein-Raum) ausprobiert, bis sich schließlich 
eine endgültige Lösung fand.
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Difu-Veranstaltungen
Difu-Veranstaltungsprogramm

C   Fortbildung

v.l.n.r.: Sylvia Bertz, Gerd 
Kühn, Ina Kaube, Bettina 
Leute, Rüdiger Knipp
Foto: Doris Reichel.

Im Rahmen des Difu-Veranstaltungsprogramms 
wurden 2010 insgesamt 34 Veranstaltungen 
durchgeführt, an denen 1688 Fachleute teilnah-
men. Diese kamen vorwiegend aus den jeweils 
zuständigen Fachverwaltungen deutscher Kom-
munen, aber auch aus städtischen Gesellschaften 
und Unternehmen sowie kommunalnahen Ein-
richtungen, Länder- und Bundesministerien, 
staatlichen Mittelbehörden, aus Kammern, Pla-
nungsbüros und weiteren Einrichtungen. Die Ver-
anstaltungen teilten sich wie folgt auf: 28 Semina-
re, die zum ganz überwiegenden Teil in Berlin 
stattfanden, vier Fachtagungen, ein Kongress und 
der 40. Interkommunale Erfahrungsaustausch zur 
Stadterneuerung und Sozialplanung – im Be-
richtsjahr in Nürnberg. Hinzu kommen fünf Ver-
anstaltungen der »Servicestelle: Kommunaler Kli-
maschutz« mit insgesamt 360 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern (vgl. hierzu »Servicestelle: Kom-
munaler Klimaschutz« in Teil B »Kommunaler 
Umweltschutz«).

Das Spektrum der zumeist zweitägigen Seminare 
und Fachtagungen im Rahmen des Difu-Veran-
staltungsprogramms für das Jahr 2010 umfasste in 
gewohnter Weise eine Vielzahl kommunalpoli- 
tischer Themen- und Aufgabenfelder: Stadtent-
wicklung/Stadtplanung, kommunale Wirtschafts-
förderung, Bildungs-, Verkehrs-, Umwelt-/Frei- 
raum- und Sportpolitik. Im Fokus standen dane- 
ben auch die Wohnungs- und Energiepolitik, die 

Verwaltungsmodernisierung, Infrastrukturpla-
nung und aktuelle Fragen des Städtebaurechts. 

Stark nachgefragt waren wie in den Vorjahren 
Veranstaltungsreihen, in denen zu einem wieder-
holt behandelten Themenstrang jeweils aktuelle 
Fragestellungen behandelt werden. Beispiele 
hierfür waren im Berichtsjahr die Reihen »Städte-
baurecht aktuell« (55 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer) und »Gartenschauen« (49 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer). Auch der Energiebeauf- 
tragtenkongress sowie der interkommunale 
Erfahrungsaustausch – beide Reihen werden jähr-
lich angeboten – stießen mit 179 bzw. 95 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern auf großes Interesse. 

Insgesamt wurden die Seminare und Fachtagun-
gen des Difu-Veranstaltungsprogramms auch am 
neuen Standort im Jahr 2010 ihrem hohen fachli-
chen Anspruch gerecht, wie nicht zuletzt die 
Rückmeldungen zu den Veranstaltungen belegen. 
Die Veranstaltungen genießen nach wie vor als 
Treffpunkt für die Vermittlung und den Austausch 
auch ressortübergreifender Fachkenntnisse und 
Lösungen sowie für den Aufbau und die Nutzung 
von informellen Kontakten einen hervorragenden 
Ruf. 

Eine vollständige Auflistung des Difu-Veranstaltungspro-
gramms 2010 finden Sie in der Veranstaltungsübersicht im 
Teil G »Daten und Fakten«.
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Difu-Veranstaltungen
Difu-Dialoge und Ansprechpartnertreffen:
von öffentlich bis exklusiv

v.l.n.r.: Steffi Greiner, Cornelia 
Schmidt, Sybille Wenke-
Thiem, Klaus J. Beckmann
Foto: David Ausserhofer.

Für kommunale Themen interessieren sich viele 
Menschen. Wie soll das Leben in unserer Stadt 
künftig aussehen? Was ist wichtig für eine zu-
kunftsfähige und lebenswerte Stadt? Als gemein-
nütziges Institut bietet das Difu daher nicht nur 
kostenpflichtige Fortbildungen für Fachleute an. 
Die öffentliche Veranstaltungsserie »Difu-Dialoge 
zur Zukunft der Städte« zieht jährlich mittlerweile 
mehrere Hundert »Stadt-Interessierte« ins Institut. 

In der Veranstaltungsreihe werden neue Erkennt-
nisse zu verschiedenen kommunalen Themen im 
Rahmen von Vorträgen zur Debatte gestellt und 
anschließend diskutiert. Die Gäste kommen aus 
Bundes- und Landesverwaltungen, Bezirksäm-
tern, Stadtverwaltungen, öffentlichen und priva-
ten Einrichtungen, Medien sowie der allgemei-
nen Öffentlichkeit. 

2010 wurden sieben Difu-Dialoge durchgeführt.

Eine Übersicht der Dialoge 2010 ist im Teil G »Daten und 
Fakten« dieses Berichts sowie im Difu-Internetangebot  
unter: www.difu.de/search/node/Difu-Dialoge zu finden.

Für die über 100 dem Institut als Zuwender ver-
bundenen Städte und Verbände bietet das Difu 
u.a. jährlich exklusiv ein zweitägiges Treffen an. 
Bei der in wechselnden Städten stattfindenden 
gebührenfreien Fortbildung werden jeweils 
Workshops sowie Kurzvorträge zu verschiedenen 
aktuellen stadtrelevanten Themen angeboten. 

2010 fand das »Ansprechpartnertreffen« am neu-
en Difu-Standort in Berlin statt. Workshopthemen 
waren »Evaluierung von Stadtentwicklung in der 
kommunalen Praxis«, »Dimensionen nachhalti-
ger Stadtentwicklung« sowie »Gewerbeflächen – 
Aktivierung, Sicherung und Entwicklung«; in 
Kurzvorträgen wurden die Themen »Kommunale 
Erfahrungen und Möglichkeiten der Bewältigung 
des demografischen Wandels« sowie »Kommu-
nalisierung – ein Muss?« beleuchtet. Neben die-
ser inhaltlichen Arbeit in Workshops und Vorträ-
gen mit Diskussion nahm der Erfahrungsaustausch 
einen sehr wichtigen Raum ein. 

Das Treffen 2010 ist im Difu-Extranet dokumentiert:  
www.difu.de/veranstaltungen/2010-06-17/ansprech 
partnertreffen-2010-des-deutschen-instituts-fuer.html? 
embedded=7004.

C   Fortbildung
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Die Fahrradakademie bietet seit 2007 mit Förde-
rung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) sowie mit Unter-
stützung der kommunalen Spitzenverbände Fort-
bildungen für kommunale Akteure im Bereich 
Radverkehrsplanung an. 

Mit neuen Partnern, neuen Veranstaltungsforma-
ten und neuen Themen konnte das Angebot  
gegenüber den Vorjahren noch einmal deutlich 
weiterentwickelt werden. Im Jahr 2010 wurden 
insgesamt 35 Veranstaltungen in 13 Bundeslän-
dern sowie in der Schweiz durchgeführt. Kernele-
mente des Programms waren Seminarreihen zu 
Themen wie Verkehrssicherheit, Kommunikation 
und Radverkehr an Knotenpunkten.

Darüber hinaus wurde im Jahr 2010 die Reihe der 
Veranstaltungen zur Novellierung der Straßenver-
kehrsordnung (StVO) und der Verwaltungsvor-
schrift zur Straßenverkehrsordnung fortgeführt. In 
Kooperation mit den Bundesländern wurden 
zehn eintägige Fachseminare angeboten. Zum 
Abschluss wurden die Rückmeldungen aus den 
Seminaren im Rahmen eines Workshops mit dem 
BMVBS im Hinblick auf eine geplante »Repara-
turnovelle« der StVO analysiert.

Erstmals wurde im Herbst 2010 eine Reihe von 
Workshops in Zusammenarbeit mit dem Deut-
schen Verkehrssicherheitsrat (DVR) durchgeführt. 

Das Thema war hier ebenfalls die Vermittlung des 
aktuellen Rechtsrahmens und neuer Regelwerke 
– mit dem Fokus auf Klein- und Mittelstädte.

Neben der Fortbildung liegt eine zentrale Aufga-
be der Fahrradakademie in der Vernetzung der 
Akteure. Wichtigstes Vernetzungsinstrument sind 
die jährlichen Fahrradkommunalkonferenzen. Sie 
dienen dem Erfahrungsaustausch zwischen den 
öffentlichen Verwaltungen. Darüber hinaus fand  
2010 erstmals eine »Fahrradakademie spezial«-Ver- 
anstaltung für bundesweite Multiplikatoren statt. 

Insgesamt wurden die Veranstaltungen der Fahr-
radakademie 2010 von fast 1 800 Fachleuten be-
sucht. Die Teilnehmerzahl hat sich damit gegen-
über dem Vorjahr weiter erhöht. Gemäß Eva- 
luation konnte deren Zufriedenheit mit dem Fort- 
bildungsangebot noch einmal verbessert werden. 

Die Fahrradakademie transportiert Praxiserfah-
rungen sowie aktuelle Erkenntnisse aus Wissen-
schaft und Rechtsprechung zu den entscheiden-
den Akteuren in den Kommunen, motiviert und 
vernetzt diese untereinander. Sie ist damit ein 
Schlüsselakteur im Bereich Radverkehrsförderung 
in Deutschland und eine wichtige Säule des  
Nationalen Radverkehrsplans. 

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen im Rahmen 
der Fahrradakademie finden Sie im Teil G »Daten und Fakten«.

FahrradakademieC   Fortbildung

v.l.n.r.: Garnet Glaser, Arne 
Koerdt, Tilman Bracher,  
Simone Harms, Thomas  
Weber, Julia Thiele
(nicht abgebildet: Johanna 
Theunissen)
Foto: David Ausserhofer.
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Arbeitsgruppe Fachtagungen 
Jugendhilfe (AGFJ)

Das Projekt »Organisation von Fachtagungen zu 
neuen Anforderungen an die Jugendhilfe im ver-
einigten Deutschland« wird seit 1995 durch das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) gefördert und setzte seine 
Arbeit auch im Jahr 2010 erfolgreich und gut inte-
griert in das Deutsche Institut für Urbanistik fort. 

Das zentrale Anliegen, mit den jährlich fünf Ta-
gungen Kooperation und Vernetzung zwischen 
Jugendhilfe und anderen Institutionen zu fördern, 
ist zu einem bestimmenden Leistungsmerkmal 
der Veranstaltungen geworden. Zudem sind die 
Veranstaltungen der AGFJ eine wichtige Schnitt-
stelle, um politische Handlungsschwerpunkte des 
BMFSFJ sowie gesetzliche (Neu)Regelungen zu 
vermitteln und den Erfahrungstransfer zwischen 
BMFSFJ und kommunaler Praxis zu unterstützen. 
Im Jahr 2010 nahmen insgesamt 648 Personen an 
den Veranstaltungen der AGFJ teil. Der fachüber-
greifende interdisziplinäre Austausch konnte mit 
vielen Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe sowie aus an-
grenzenden Professionen verwirklicht werden. 

Die fünf Fachtagungen widmeten sich folgenden 
Themen: 
•	 »Das Jugendamt der Zukunft – Mädchen für  

alles oder Restjugendamt«,
•	 »20 Jahre Kinder- und Jugendhilfegesetz –  

kritische Würdigung, Bilanz und Ausblick«, 

•	 »Frühe Hilfen auch für Jugendliche? Gilt der 
Schutzauftrag § 8a SGB VIII bis zur Volljährigkeit?«,

•	 »Psychisch gestört oder ›nur‹ verhaltensauffäl-
lig? Kooperation von Jugendhilfe und Kinder- 
und Jugendpsychiatrie in einem schwierigen 
Dunkelfeld« (in Kooperation mit der Klinik für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie 
des Universitätsklinikums Ulm), 

•	 »Perspektiven für ein kindergerechtes Deutsch-
land. Abschlusskongress zum Nationalen Akti-
onsplan ›Für ein kindergerechtes Deutschland 
2005–2010 – Bilanz und Ausblick‹«.

Zusätzlich hat die AGFJ als Kooperationspartner 
des Deutschen Städtetages und der Deutschen  
Telekom Stiftung die Fachtagung: »Tausend mal 
›Warum‹? Verspieltes Wissen?! Verbesserung der 
Bildungsqualität in vorschulischen Einrichtun-
gen« mitveranstaltet. 

Mit der Veröffentlichung der Tagungsdokumenta-
tionen in der projekteigenen Schriftenreihe »Ak-
tuelle Beiträge zur Kinder- und Jugendhilfe« wer-
den die Tagungsergebnisse einer breiten 
Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht. 2010 
wurden vier Tagungsdokumentationen veröffent-
licht und insgesamt ca. 1 500 Tagungsdokumen-
tationen bestellt bzw. vertrieben. 

Veröffentlichungen, Vorträge und Veranstaltungen der 
AGFJ finden Sie im Teil G „Daten und Fakten“.

v.l.n.r.: Rita Rabe, Kerstin 
Landua, Klaus J. Beckmann, 
Anne Taubert, Dörte Jessen, 
Maja Angelika Arlt, Katrin 
Adam
Foto: David Ausserhofer.

C   Fortbildung
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Das Difu veröffentlichte 2010 35 Titel (2009: 39) 
– in seinen eigenen Publikationsreihen sowie in 
Projektreihen und externen Reihen, z.B. den 
»Beiträgen aus der REFINA-Forschung«. Hinzu 
kommen vier Veröffentlichungen zur Kinder- und 
Jugendhilfe; sie wurden von der Arbeitsgruppe 
Fachtagungen Jugendhilfe (AGFJ) betreut und her-
ausgegeben, die seit 2009 in das Difu integriert ist. 
Die Difu-Veröffentlichungen wenden sich vor al-
lem an Adressatenkreise in (kommunaler) Politik 
und Praxis, in Verbänden und Organisationen, Me-
dien, Hochschulen und der (Fach-)Öffentlichkeit. 

Die weitaus meisten Difu-Publikationen wurden 
in der Redaktion betreut: Das Spektrum der re-
daktionellen Arbeiten reicht dabei von der Kom-
munikation mit den Autorinnen und Autoren über 
die im engeren Sinne redaktionelle Bearbeitung 
– die zu vermittelnden Inhalte werden zielgrup-
pengerecht konzipiert und »aufbereitet« – bis zu 
Layout und Gestaltung sowie Planung, Organisa- 
tion und Kontrolle von Herstellung und Dissemina-
tion als Print-  und/oder Online-Publikation . 

Edition Difu – Stadt Forschung Praxis 

In der Premium-Reihe des Difu, Edition Difu – 
Stadt Forschung Praxis, wurden 2010 drei Titel 
veröffentlicht:

	 Infrastruktur und Stadtentwicklung. Technische 
und soziale Infrastrukturen – Herausforderun-

gen und Handlungsoptionen für Infrastruktur- 
und Stadtplanung

	Mehr Gesundheit im Quartier. Prävention und 
Gesundheitsförderung in der Stadtteilentwicklung

	Stadtpolitik und das neue Wohnen in der 
Innenstadt

Difu-Arbeitshilfen 

In der Reihe Difu-Arbeitshilfen – im Mittelpunkt 
steht die praxisorientierte Vermittlung von hand-
lungsbezogenem Orientierungswissen – wurde 
2010 ein Titel veröffentlicht:

	Städtebauliche Gebote nach dem Baugesetz-
buch

Difu-Impulse

In den fünf Bänden der Difu-Impulse 2010 wird 
ausführlich aus den laufenden Forschungs- und 
Fortbildungsaktivitäten des Instituts berichtet:

	Stadtentwicklungskonzepte für Gewerbe-
flächen. Das Beispiel der Landeshauptstadt 
Potsdam – Ein Werkstattbericht

	Demografischer Wandel. Kommunale Erfah-
rungen und Handlungsansätze

	Tausend Mal »warum?« Verbesserung der 
Bildungsqualität in vorschulischen Einrichtun-
gen. Dokumentation einer Fachtagung des  
Difu in Kooperation mit dem Deutschen  
Städtetag (DST), der Deutsche Telekom Stiftung 

Veröffentlichungen/Redaktion D   Wissensmanagement

v.l.n.r.: Patrick Diekelmann, 
Christina Blödorn,  
Klaus-Dieter Beißwenger
Foto: David Ausserhofer.

Vielfalt der  
Difu-Publikationsreihen
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und der Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugend-
hilfe am 14./15. Januar 2010 in Berlin

	Einfaches und wirtschaftliches Parkraummana-
gement. Eine Fallstudie in Berlin

	Kooperationen im kommunalen Energiemana-
gement. Dokumentation des 14. Deutschen 
Fachkongresses der kommunalen Energiebe-
auftragten am 27./28. April 2009 in Münster

Difu-Sonderveröffentlichungen

Die Sonderveröffentlichungen dokumentieren  
in der Regel die Erträge aus »kleineren« Difu-
«internen« und drittmittelgeförderten Forschungs-
projekten:
	KfW Kommunalpanel 2010
	 Jahresgutachten 2009 zur Umsetzung der 
Zusagen der Selbstverpflichtung der Mobil-
funkbetreiber 

	Difu-Gutachten: Die Zulässigkeit eines bun-
desweiten Modellversuchs mit »Gigalinern« 
bzw. »Lang-Lkw« auf der Grundlage einer 
Bundesrechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrats

	  Jahresbericht 2009
	  Das Difu erkundet seinen neuen Standort. 
Gebäudenutzung in der Zimmerstraße 13–15 
von 1799 bis 1943 anhand der Berliner  
Adressbücher

	  KfW Kommunalbefragung 2009
	Nutzung erneuerbarer Energien durch die 
Kommunen. Ein Praxisleitfaden

	Novellierungsbedarf bei der BauNVO. Ergeb-
nisse einer Umfrage des Deutschen Instituts für 
Urbanistik und des Deutschen Städtetages 

	Kommunaler Klimaschutz 2009. Wettbewerb. 
Die Preisträger und ihre Projekte

	Kommunale Haushalte in Not. Anregungen 
aus der Stadtforschung für die Stadtpolitik

Informationen zur modernen  
Stadtgeschichte (IMS)

Das im Difu-Eigenverlag publizierte Periodikum 
griff in seinen beiden Halbjahresheften 2010  
folgende Themen auf:

	Stadt und Nachhaltigkeit (Heft II/2010)
	Der Wettbewerb Groß-Berlin 1910 im inter-
nationalen Kontext (Heft I/2010)

Dokumentationsserien

2010 erschienen drei Ausgaben in den vom  
Arbeitsbereich Wissensmanagement betreuten 
Dokumentationsserien. Die Serie »Graue Litera-
tur zur Stadt-, Regional- und Landesplanung« 
(zwei Ausgaben in 2010) dokumentiert nicht im 
Buchhandel erhältliches Schrifttum wie Gutach-
ten, Forschungs- und Planungsdokumente aus 
Verwaltung und Wissenschaft. Die Serie »Kom-
munalwissenschaftliche Dissertationen« weist 
einmal im Jahr Promotionsarbeiten mit kommu-
nalem Bezug nach. Die in beiden Serien nach-

gewiesene Literatur ist auch in der Literatur- 
datenbank ORLIS enthalten (siehe D »Wissens- 
management – Internet, Datenbanken, IuK- 
Technik«). 

Bundestransferstelle Soziale Stadt 

	  Modellvorhaben der Sozialen Stadt. 
Gute Beispiele für sozial-integrative Projekte

	  Soziale Stadt Info 24 – Der Newsletter zum 
Bund-Länder-Programm Soziale Stadt.  
Themenheft: Ältere Menschen in der Sozialen 
Stadt

REFINA – Projektübergreifende  
Begleitung

	  Flächen- und Standortbewertung für ein 
nachhaltiges Flächenmanagement. Methoden 
und Konzepte. Beiträge aus der REFINA- 
Forschung, Reihe REFINA Band V 

	  Newsletter »Flächenpost – nachhaltiges Flä-
chenmanagement in der Praxis«: 9 Ausgaben

netWORKS

	Transformationsmanagement für eine nach-
haltige Wasserwirtschaft. Handreichung zur 
Realisierung neuartiger Infrastrukturlösungen 
im Bereich Wasser und Abwasser

	  Ressource Wasser: Klimaanpassung und 
Energieeffizienz. Dokumentation der Fach- 
tagung am 5. und 6. November 2009  
(herausgegeben von IBA Hamburg GmbH  
und Forschungsverbund netWORKS) 

Aktuelle Beiträge zur Kinder-  
und Jugendhilfe 

	20 Jahre Kinder- und Jugendhilfegesetz. 
Kritische Würdigung, Bilanz und Ausblick. 
Band 77

	Das Jugendamt der Zukunft – »Mädchen für 
alles« oder »Restjugendamt«?. Band 76

	Wenn Frühe Hilfen nicht greifen. Unterbrin-
gung von Klein(st)kindern. Band 75

	Das aktive Jugendamt im familiengerichtlichen 
Verfahren. Band 74

Publikationen des Bundesministeriums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) und/oder des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) mit Difu-Bearbeitung

	  Wettbewerbsfähige und nachhaltige Stadt- 
und Regionalentwicklung durch INTERREG. 
Der Beitrag transnationaler Projekte in den 
Themenfeldern Innovationsförderung sowie 
Klimaschutz und Klimaanpassung zur Um- 
setzung der Territorialen Agenda der EU in 
Deutschland. Endbericht zur MORO-Studie 
»Der Beitrag transnationaler Projekte zur Um-

➔➔ Zeitschrift im 

Eigenverlag

➔➔ Veröffentlichungen 

BMVBS, BBSR im BBR,  

vom Difu bearbeitet

➔➔ Von der Arbeitsgruppe 

Fachtagungen Jugend

hilfe betreute Publikationen

➔➔ Veröffentlichungen in 

größeren Projekten der 

Auftrags- und Begleit- 

forschung
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setzung der Territorialen Agenda der EU in Deutsch-
land«. BMVBS-Online-Publikation 33, 2010

	Aktivierung von Potenzialen genossenschaftli-
chen Wohnens. Evaluierung der Empfehlungen 
der Expertenkommission Wohnungsgenossen-
schaften im Forschungsprogramm »Experimen-
teller Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt)«. 
BMVBS-Online-Publikation 25, 2010   

	Berliner Gespräche zum Städtebaurecht. 
Band I: Bericht

	Berliner Gespräche zum Städtebaurecht. 
Band II: Dokumentation Festveranstaltung/ 
Materialien

	   Transnationale Perspektiven für Klimaschutz 
und Klimaanpassung. Wie Kommunen und  
Regionen INTERREG IV B nutzen können  

Entwicklungen bei den  
Veröffentlichungen 

Aus der umfangreichen Publikationstätigkeit des 
Difu im Jahr 2010 sollen hier drei Trends heraus-
gegriffen werden:    
•	 Die Anzahl der Online-Publikationen zum 

kostenlosen Download hat im Vergleich zu je-
ner der Printpublikationen relativ und absolut 
zugenommen. Damit verbunden sind gerin- 
gere Zahlen bei den abgesetzten Print-Veröf-
fentlichungen und bei den Einnahmen. 

•	 Innerhalb der Printprodukte relativ gestiegen 
ist der Absatz von Büchern und Broschüren 
aus Drittmittelprojekten. Da diese vertrags- 
gemäß zumeist kostenlos vertrieben werden, 
hat sich das Verhältnis von verkauften zu Frei-
exemplaren zugunsten Letzterer verschoben 
und ist in der Folge die Höhe der Einnahmen 
aus dem Vertrieb von Print-Veröffentlichungen 
leicht zurückgegangen.

•	 Redaktionelle Arbeitskapazitäten, nicht zuletzt 
umfassende Koordinierungsaufgaben inner-

halb großer Autorenteams, wurden stark auch 
für einige überdurchschnittlich umfangreiche 
Publikationen – Größenordnung bis zu 500 
Seiten – in (Groß-)Projekten eingesetzt. Ein 
Beispiel hierfür ist das 2010 erarbeitete und  
im Jahr 2011 erschienene, 492 Seiten starke 
Handbuch »Nachhaltiges Flächenmanage-
ment – Ein Handbuch für die Praxis«. Es stellt 
in beinahe 100 Beiträgen von rund 150 
Autoren(teams) Ergebnisse aus der REFINA-
Forschung vor.

Die oben aufgeführten Online-Publikationen ste-
hen für alle Interessierten kostenfrei zum Down-
load bereit (»open access«). Darüber hinaus stellt 
das Difu seinen Zuwendern exklusiv Online- 
Angebote über das Difu-Extranet zur Verfügung.   

Die Gesamteinnahmen der Veröffentlichungen – 
ohne AGFJ-Publikationen, aber mit einigen vom 
Arbeitsbereich Wissensmanagement verantworte-
ten Dokumentationsprodukten – lagen aus oben 
genannten Gründen mit rund 75 000 Euro unter 
den Einnahmen in den »Rekordjahren« 2009 und 
2008 (mit je etwa 103 000 Euro). 

Nicht zurückgegangen sind dagegen die umfas-
sende Dissemination des im Difu erzeugten und/
oder aufbereiteten Wissens, dessen Akzeptanz 
durch die Zielgruppen sowie die durch die Difu-
Veröffentlichungen wesentlich mitgeprägte Prä-
senz und Reputation des Instituts in der (Fach-)
Öffentlichkeit und bei den Partnern in (kommu-
naler) Politik und Praxis, in Wissenschaft und 
Wirtschaft.

Unter »Veröffentlichungen 2010« in Teil G »Daten und 
Fakten« sind die Publikationen von Difu-Autorinnen und 
Difu-Autoren (Difu-Eigenverlag und externe Verlage) nach 
Themenbereichen aufgelistet. 

 

Abgesetzte Veröffentlichungen im Jahresvergleich
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Der Bereich Wissensmanagement betreut die IT- 
und Kommunikationsinfrastruktur des Instituts 
und bündelt als Serviceanbieter die technikge-
stützten Informationsangebote des Difu, insbe-
sondere alle Internetangebote des Instituts und 
die Difu-Datenbanken.

Informations- und  
Kommunikationstechnik

Die Informations- und Kommunikationsinfra-
struktur des Instituts umfasst das Netzwerk, die 
Internet-/Kommunikationsanbindung, die Server-/
Speicherinfrastruktur und die PC-Arbeitsplätze an 
den beiden Standorten Berlin und Köln. Für den Be-
reich »Umwelt« in Köln wurde der neue Bürostand-
ort technisch vorbereitet und mit Berlin vernetzt.

Aktuell werden insgesamt ca. 120 User betreut. 
Die Anwender-PCs sind standardmäßig unter 
Windows XP mit Virenschutz, Webbrowser,  
Office, Groupware und Acrobat-Reader ausge-
stattet. Zusätzlich sind aufgabenbezogen diverse 
weitere Softwareprogramme im Einsatz wie z.B. 
SPSS oder Adobe Creative Suite. Nach Tests er-
folgte zum Jahresende 2010 das Roll-Out von  
Office 2010 auf allen Arbeitsplätzen. Gleichzeitig 
wurde das zentrale Adress- und Kontaktsystem 
aktualisiert. Für beide Anwendungen wurden 
Schulungen durchgeführt.

Wichtige zentrale Anwendungen sind Viren-
schutz, Backup, Firewall, Groupware, Finanz-
buchhaltung, Bibliothekssystem, verschiedene 
Datenbanken und Internet (CMS, Web, Mail, 
DNS). Diese Serversysteme sowie der steigende 
Bedarf der Nutzerinnen und Nutzer an Festplat-
tenkapazität führten zur Entscheidung, zukünftig 
ein SAN (Storage Area Network) einzusetzen.  
Es wurden verschiedene SAN-Lösungen evalu- 
iert. Ende 2010 wurde ein ausbaufähiges SAN  
(Netapp) ausgewählt und beschafft, so dass wich-
tige Projekte – wie die Servervirtualisierung – an-
gegangen werden können.

Bibliothek

Die Institutsbibliothek erwirbt Literatur für die  
Arbeitsbereiche und Projekte (Monographien,  
Periodika, Loseblattsammlungen) und organisiert 
den Zeitschriftenumlauf (rund 400 Titel) im Insti-
tut. Sie unterhält keinen umfangreichen Präsenz-
bestand, sondern gibt im Rahmen einer engen 
und langjährigen Kooperation viele Werke an  
die Senatsbibliothek in der Zentral- und Landes- 
bibliothek Berlin (SEBI). Hierzu zählen insbeson-
dere Publikationen, die das Difu von den Städten 
erhält. Sie sind der Fachöffentlichkeit über das 
Fernleihsystem bundesweit zugänglich.

Internet, Datenbanken  
und IuK-Technik

v.l.n.r.: Stephan Matzdorf, 
Steffen Ehlers, Beatrixe  
Albrecht-Thiessat, Susanne 
Plagemann, Doris Reichel, 
Christine Bruchmann, Jörg  
Schumacher, Christina 
Berwind, Peter Gröning, 
Christine Grabarse, Rita  
Gräber (nicht abgebildet:  
Norbert Gietzen, Tony  
Retschei)
Foto: David Ausserhofer.
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Datenbanken

Das Difu Ist Datenbankproduzent und -anbie- 
ter zweier Datenbanken mit kommunalem  
Bezug:
•	 ORLIS ist ein Literatur-Informationssystem, das 

Zeitschriftenaufsätze, Bücher, Dissertationen 
und insbesondere Materialien aus Kommunen 
und Forschung (sog. Graue Literatur) dokumen- 
tiert. Im Jahr 2010 wuchs ORLIS um 8 905 
neue Literaturhinweise, der Gesamtbestand 
liegt bei 322 916 Quellen.

•	 KommDEMOS ist ein Auskunftssystem zu 
kommunalen Umfragen, das besonderen 
Schwerpunkt auf die methodischen Aspekte 
von Umfragen legt. 2010 wurden 52 Umfra-
gen neu aufgenommen, der Gesamtbestand 
liegt bei 2 131.

Ergänzt werden beide Datenbanken durch den 
Volltextserver edoc.difu.de, der aktuell 5  289 
elektronische Dokumente enthält, die in ORLIS 
und KommDEMOS verlinkt sind. 2010 konnten 
912 Dokumente neu aufgenommen werden. 
Beim Ausbau des Volltext-Angebotes haben Ver-
öffentlichungen und sonstige Materialien (wie 
Pläne, Berichte, Dokumentationen) der Kommu-
nen Priorität.

Die Datenbanken werden für die Difu-Zuwen-
derstädte auf der Website des Instituts kostenlos 
angeboten. Andere Interessierte aus Forschung 
und Praxis können die Datenbanken kosten-
pflichtig beim Kooperationspartner Fraunhofer 
Informationszentrum Raum und Bau (www.irb.
fraunhofer.de) und über das europäische Portal 
Urbadoc (www.urbadoc.com) nutzen. Das Portal 
wird von Partnerinstitutionen aus fünf Ländern 

getragen, wobei das Difu mit ORLIS die deutsch-
sprachige Planungsliteratur einbringt. Für Urba-
doc wurde die OpenURL-Einbindung der Abon-
nenten sowie ein Z39.50-Zugang entwickelt, 
beides soll im Laufe von 2011 durch die Abon-
nenten nutzbar sein. Beide Maßnahmen sollen 
insbesondere den Universitätsbibliotheken tech-
nische Verbesserungen bringen (z.B. Einbindung 
in eigene Suchportale).

Aus dem Inhalt der Literaturdatenbank ORLIS 
werden themenspezifische und im Internet kos-
tenlos abrufbare Datenbanken für die Projekte 
»Bundestransferstelle Soziale Stadt« und »Fahr-
radportal zum Nationalen Radverkehrsplan«, für 
die Projektübergreifende Begleitung im Förder-
schwerpunkt »Forschung für die Reduzierung der 
Flächeninanspruchnahme und ein nachhaltiges 
Flächenmanagement (REFINA)« sowie für die »Ar-
beitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe« erstellt.

Das Difu beteiligt sich aufgrund seiner Datenban-
ken und Informationsprodukte an dem DFG-ge-
förderten Projekt »Virtuelle Fachbibliothek Ver-
waltungs- und Kommunalwissenschaften«, das 
sich primär an die Wissenschaft richtet. 2010 lag 
der Schwerpunkt der Difu-Mitarbeit beim Aufbau 
der Linksammlung für die Verwaltungswissen-
schaften und bei der Vorbereitung eines EDOC-
Servers für die virtuelle Fachbibliothek.

Internet

Die Internetangebote des Difu bilden neben  
den Veröffentlichungen und der Fortbildung die 
dritte Säule im Serviceangebot des Instituts für 
seine Zuwender und die Fachöffentlichkeit. Das 
Internet-Team betreut inklusive der Instituts-
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Homepage insgesamt 14 Domains. 2010 erfolg-
ten über alle Websites zusammen ca. 27 Mio. 
Seitenaufrufe. Damit ist weiterhin eine – wenn 
auch moderat – steigende Nutzungstendenz fest-
zustellen.

Die Difu-Homepage (www.difu.de) besteht seit 
1996 mit einem wachsenden Informationsange-
bot. Ende März 2010 konnte – nach einem um-
fassenden Relaunch in 2009 – die neugestaltete 
Difu-Website freigeschaltet werden. Sie wurde 
der Difu-Außendarstellung angepasst, und das  
Internetangebot zeigt sich nun moderner und  
ansprechender als bisher. Den Kern bildet das Ex-
tranet für die Zuwenderstädte des Instituts. Dort 
haben die Städte exklusiven Zugriff auf die Difu-
Datenbanken, Volltexte sowie Vorträge und Semi-
nardokumentationen. 

Neben seiner Homepage unterhält das Difu als 
weiteres permanentes Webangebot »Kommunal-
web – Portal für kommunale Forschung und Pra-
xis« (www.kommunalweb.de), das über 6  000 
Internetquellen, Bücher und Veranstaltungen zu 
allen kommunalen Themen verzeichnet. Auch die 
Website des Vereins für Kommunalwissenschaf-
ten (www.vfk.de) sowie der Europäischen Verei-
nigung Urbandata (www.urbandata.org) wird 
vom Internet-Team betreut.

Für einige große und lang laufende Projekte des 
Difu werden eigene Webpräsenzen unterhalten, 
die die laufende Forschungsarbeit dokumentieren 
und die Kommunikation zwischen Projekt und 
Fachöffentlichkeit unterstützen. 

Aktuell unterhält das Difu eigenständige Websites 
zu den Projekten:
•	 Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe 

(www.fachtagungen-jugendhilfe.de),
•	 Bundestransferstelle »Soziale Stadt« – Internet-

angebot zum Bund-Länder-Programm »Stadt-
teile mit besonderem Entwicklungsbedarf – 
Soziale Stadt« (www.sozialestadt.de),

•	 Bundeswettbewerb »Vorbildliche Strategien 
kommunaler Suchtprävention« 
(www.kommunale-suchtpraevention.de),

•	 Fahrradportal zur Umsetzung des Nationalen 
Radverkehrsplans 
(www.nationaler-radverkehrsplan.de),

•	 REFINA – Forschung für die Reduzierung der 
Flächeninanspruchnahme und ein nachhalti-
ges Flächenmanagement (www.refina-info.de),

•	 Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz  
(www.kommunaler-Klimaschutz.de).

Darüber hinaus werden die Webseiten von abge-
schlossenen Projekten einige Zeit weitergeführt, 
wenn die Inhalte nach wie vor auf das Interesse 
der Fachöffentlichkeit stoßen, so z.B. netWORKS-
Group – Transformationsmanagement für eine 
nachhaltige Wasserwirtschaft (www.networks-
group.de), RICARDA – EU-Projekt zur Wissens- 
bilanzierung regionaler Clusterinitiativen (www.
ricarda-project.org) oder Fläche im Kreis – Kreis-
laufwirtschaft in der städtischen/stadtregionalen 
Flächennutzung (www.flaeche-im-kreis.de).

Die Internetangebote des Difu (insgesamt rund 
18 000 Internetseiten) werden von der fachlich 
interessierten Öffentlichkeit aus Praxis und For-
schung geschätzt und haben einen hohen  
Bekanntheits- und Nutzungsgrad. 



EOrganisation,

und Finanzen
Personal

Organisation/Organigramm

Institutsleitung und Geschäftsführung 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Personal

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Finanzen, Finanzierungsstruktur, Interne Services



84  Organisation/Organigramm  |  Difu-Jahresbericht 2010

O
rg

an
is

at
io

ns
st

ru
kt

ur
, T

he
m

en
, K

o
m

p
et

en
ze

n

In
st

it
ut

sl
ei

tu
ng

 u
nd

 G
es

ch
äf

ts
fü

hr
un

g

• 
G

ru
nd

la
ge

nf
or

sc
hu

ng
 •

 A
nw

en
d

un
gs

b
ez

og
en

e 
Fo

rs
ch

un
g 

• 
G

em
ei

nn
üt

zi
ge

 G
ut

ac
ht

en
 u

nd
 B

er
at

un
g 

• 
P

rim
är

er
he

b
un

ge
n 

• 
S

ek
un

d
är

st
at

is
tis

ch
e 

A
na

ly
se

n 
 

• 
In

d
ik

at
or

en
 u

nd
 M

on
ito

rin
g 

• 
E

va
lu

at
io

ne
n 

• 
B

en
ch

m
ar

ki
ng

 •
 P

ro
gn

os
en

 •
 S

ze
na

rie
n 

• 
P

la
ns

p
ie

le
 •

 W
et

tb
ew

er
b

e 
• 

M
od

er
at

io
n 

un
d

 M
ed

ia
tio

n

Fo
rs

ch
en

d
e 

A
rb

ei
ts

b
er

ei
ch

e 
un

d
 T

he
m

en
fe

ld
er

T
he

m
en

fe
ld

er
 u

nd
 P

ro
je

kt
e	

S
ta

b
ss

te
lle

n	
Ve

rw
al

tu
ng

W
is

se
ns

ve
rm

it
tl

un
g

Z
u

ku
n

ft
 d

er
 S

tä
d

e 
 

u
n

d
 S

ta
d

tr
eg

io
n

en

•	
N

at
io

na
le

  
S

ta
d

te
nt

w
ic

kl
un

gs
p

ol
iti

k

•	
K

om
m

un
al

e 
A

uf
ga

b
en


er

fü
llu

ng
 im

 W
an

d
el

•	
Lo

ka
le

 u
nd

 re
gi

on
al

e 
 

G
ov

er
na

nc
e

•	
In

te
rk

om
m

un
al

e 
un

d
 

in
te

rn
at

io
na

le
 K

oo
p

er
at

io
ne

n 

•	
S

tä
d

te
b

au
, S

ta
d

tu
m

b
au

, D
en

km
al

sc
hu

tz
, 

B
au

ku
ltu

r

•	
W

oh
ne

n

•	
B

au
- 

un
d

 P
la

nu
ng

sr
ec

ht
 

•	
S

oz
ia

le
 U

ng
le

ic
hh

ei
t/

st
ad

tr
äu

m
lic

he
 

Fr
ag

m
en

tie
ru

ng

•	
Fa

m
ili

en
- 

un
d

 J
ug

en
d

hi
lfe

•	
S

ch
ul

e 
un

d
 (A

us
-)

B
ild

un
g

•	
M

ig
ra

tio
n 

un
d

 In
te

gr
at

io
n 

•	
P

rä
ve

nt
io

n 
un

d
 G

es
un

d
he

its
fö

rd
er

un
g

•	
Ä

lte
re

 M
en

sc
he

n 
in

 d
er

 S
ta

d
t

•	
S

tr
at

eg
ie

n 
ko

m
m

un
al

er
 W

irt
sc

ha
ft

sp
ol

iti
k 

 
in

 d
er

 W
is

se
ns

ge
se

lls
ch

af
t

•	
W

irt
sc

ha
ft

 u
nd

 n
ac

hh
al

tig
e 

S
ta

d
te

nt
w

ic
kl

un
g

•	
In

ve
st

iti
on

en
 u

nd
 F

in
an

ze
n

•	
In

no
va

tio
n 

un
d

 T
ec

hn
ol

og
ie

n

•	
S

te
ue

ru
ng

 u
nd

 A
uf

ga
b

en
or

ga
ni

sa
tio

n

•	
In

fr
as

tr
uk

tu
r/

D
as

ei
ns

vo
rs

or
ge

 

•	
Ve

rk
eh

rs
en

tw
ic

kl
un

gs
p

la
nu

ng

•	
M

ob
ili

tä
ts

- 
un

d
 V

er
ke

hr
sm

an
ag

em
en

t

•	
R

ec
ht

sf
ra

ge
n 

d
er

 D
as

ei
ns

vo
rs

or
ge

 u
nd

  
d

es
 S

tr
aß

en
ve

rk
eh

rs

•	
Ö

ff
en

tli
ch

er
 V

er
ke

hr

•	
Fa

hr
ra

d
ve

rk
eh

r, 
Fu

ßv
er

ke
hr

•	
K

lim
as

ch
ut

z 
un

d
 E

ne
rg

ie
m

an
ag

em
en

t

•	
A

np
as

su
ng

ss
tr

at
eg

ie
n 

an
 d

en
 K

lim
aw

an
d

el

•	
S

to
ff

st
ro

m
m

an
ag

em
en

t u
nd

 A
b

fa
llw

irt
sc

ha
ft

•	
Lu

ft
re

in
ha

ltu
ng

 u
nd

 L
är

m
m

in
d

er
un

g

•	
Fl

äc
he

nk
re

is
la

uf
w

irt
sc

ha
ft

 u
nd

 B
od

en
sc

hu
tz

•	
G

ew
äs

se
rs

ch
ut

z 
un

d
 W

as
se

rw
irt

sc
ha

ft

•	
U

m
w

el
tr

ec
ht

A
G

 F
ac

h
ta

g
u

n
g

en
  

Ju
g

en
d

h
ilf

e 
(A

G
F

J)

•	
In

no
va

tiv
e 

M
od

el
le

  
ko

m
m

un
al

en
 V

er
w

al
tu

ng
s

ha
nd

el
ns

•	
D

ia
lo

g 
zw

is
ch

en
 ö

ff
en

tli
ch

er
 

un
d

 fr
ei

er
 J

ug
en

d
hi

lfe

•	
W

ei
te

re
nt

w
ic

kl
un

g 
d

er
  

Ju
ge

nd
hi

lfe
 in

 D
eu

ts
ch

la
nd

P
re

ss
e-

 u
n

d
  

Ö
ff

en
tl

ic
h

ke
it

sa
rb

ei
t

F
in

an
ze

n

P
er

so
n

al

In
te

rn
e 

S
er

vi
ce

s

•	
S

em
in

ar
e,

 W
or

ks
ho

p
s

•	
M

od
er

at
io

ne
n

•	
Ta

gu
ng

en
, K

on
gr

es
se

•	
A

us
st

el
lu

ng
en

•	
In

fo
rm

at
io

ns
d

ie
ns

te

•	
D

at
en

b
an

ke
n

•	
In

te
rn

et
/E

xt
ra

ne
t

•	
In

fo
rm

at
io

ns
te

ch
ni

k

•	
B

ib
lio

th
ek

R
ed

ak
ti

o
n

B
er

ei
ch

 
Fo

rt
b

ild
un

g
B

er
ei

ch
 

W
is

se
ns

m
an

ag
em

en
t

B
er

ei
ch

 
S

ta
d

te
nt

w
ic

kl
un

g
, R

ec
ht

  
un

d
 S

o
zi

al
es

Q
ue

rs
ch

ni
tt

sk
o

m
p

et
en

ze
n

B
er

ei
ch

 
W

ir
ts

ch
af

t 
un

d
 F

in
an

ze
n

B
er

ei
ch

 
M

o
b

ili
tä

t 
un

d
 In

fr
as

tr
uk

tu
r

B
er

ei
ch

 
U

m
w

el
t



Difu-Jahresbericht 2010  |  Institutsleitung und Geschäftsführung  85

Die Institutsleitung und Geschäftsführung stellt 
eine der zentralen Schnitt- und Kontaktstellen zu 
Praxis und Forschung, zu Städten, politischen 
Gremien und Zuwendern wie auch zur Öffent-
lichkeit dar. Hierzu tragen auch die (wissen-
schaftliche) Assistenz der Institutsleitung, die  
Difu-Stabsstellen »Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit« (siehe unten) sowie »Redaktion/Veröffentli-
chungen« (siehe auch Abschnitt D »Wissensma-
nagement«) wesentlich bei; sie sind direkt der 
Institutsleitung zugeordnet. 

Neben den Leitungsaufgaben ist bei der Instituts-
leitung und Geschäftsführung das übergreifende 
Themenfeld »Zukunft der Städte und Stadtregio-
nen, Internationales« angesiedelt. Im Fokus ste-
hen hierbei Arbeiten zur »Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik«, zur »Kommunalen Aufgaben- 
erfüllung im Wandel«, zur »Lokalen und regio- 
nalen Governance« sowie zu »Interkommunalen 
und internationalen Kooperationen« (Näheres zu 
den Aktivitäten der Institutsleitung und Geschäfts-
führung siehe in Teil A »Einleitung« sowie in Teil 
B »Politik, Verwaltung und Recht« sowie »Steue-
rung und Aufgabenorganisation«). Außerdem 
werden von der Institutsleitung strategische  
Forschungsprojekte in den Bereichen Mobilität 
(zum Beispiel »Evaluation der Modellprojekte 
Elektromobilität«) bearbeitet. Die Institutsleitung 

wirkt – zum Teil leitend – an methodisch und  
inhaltlich wegweisenden Projekten mit. Auch die 
zentralen Aufgaben der Verwaltung (Finanzen, 
Personal, Interne Services) sind direkt in den Be-
reich der Institutsleitung und Geschäftsführung 
integriert. 

Über die genannten Forschungsthemen hinaus 
sind auch die Fortbildungsangebote der »Arbeits-
gruppe Fachtagungen Jugendhilfe« (AGFJ, Nähe-
res siehe in Teil C »Fortbildung«) seit der Um-
strukturierung des Instituts direkt der Instituts- 
leitung zugeordnet.

Institutsleitung  
und Geschäftsführung

E   Organisation, 

Personal und Finanzen

v.l.n.r.: Klaus J. Beckmann,  
Sybille Wenke-Thiem,  
Christoph Albrecht, Patrick 
Diekelmann, Arno Bunzel, 
Anne Klein-Hitpaß, Cornelia 
Schmidt, Steffi Greiner,  
Busso Grabow, Klaus-Dieter  
Beißwenger
(nicht abgebildet: Claudia  
Euler, Regina Haschke)
Foto: David Ausserhofer.

v.l.n.r.: Busso Grabow,  
Klaus J. Beckmann,  
Arno Bunzel
Foto: David Ausserhofer. 
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Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

v.l.n.r.: Sybille Wenke-Thiem, 
Cornelia Schmidt
Foto: Doris Reichel.

E   Organisation, 

Personal und Finanzen

Im Rahmen seiner Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit macht das Institut die Difu-Arbeitsergebnisse 
und -Fortbildungsangebote den Medien sowie in 
der weiteren (Fach-)Öffentlichkeit bekannt. Ein 
wichtiges Instrument hierfür ist die vierteljährlich 
in einer Print- und Online-Fassung herausgege
bene Zeitschrift »Berichte«, in der neben einem 
Standpunkt zu einem aktuellen kommunalrele-
vanten Thema stets Beiträge zu neuen Difu-Stu
dien, Veranstaltungsangeboten und -berichten 
sowie weiteren Serviceangeboten des Difu veröf-
fentlicht werden. Zusätzlich werden die Medien 
direkt durch Pressemailings sowie über verschie-
dene Online-Dienste (neben dem Difu-eigenen 
Internetauftritt auch über den »informationsdienst 
wissenschaft«) über Difu-Arbeitsergebnisse und 
-Veranstaltungen informiert. 

Das Presseteam ist zudem Kontaktstelle für zahl-
reiche Medienanfragen zu allen kommunalrele-
vanten Themen. So wurde über Difu-Forschungs-
ergebnisse und -Fortbildungsaktivitäten auch im 
Jahr 2010 intensiv berichtet. Fernsehen und Hör-
funk, überregionale und lokale Printmedien so-
wie zahlreiche Fachpresse- und Online-Medien 
berichteten umfangreich über das Institut und sei-
ne Aktivitäten, wobei folgende Themen 2010 be-
sonders häufig aufgegriffen wurden: die vom Difu 
erarbeitete Hochrechnung zum kommunalen  
Investitionsbedarf, PPP bzw. ÖPP, die Transforma-

tion der kommunalen Infrastruktur, Renaissance 
der Innenstadt, Shoppingcenter in Innenstädten, 
Klimaschutz- und Energiesparmöglichkeiten so-
wie der vom Difu betreute Klimaschutzwettbe-
werb, Mobilität in all ihren Facetten – vom Fahr-
rad über den Nahverkehr bis hin zum Gigaliner –, 
Auswirkungen der demografischen Entwicklung 
auf die Städte, Flächenmanagement, Suchtprä-
vention, Soziale Stadt und Städtebauförderung 
sowie juristische Themen wie Konnexität oder die 
BauGB-Novelle. Ausgewählte Ausschnitte aus 
Presseartikeln und Interviews mit Difu-Wissen-
schaftlerinnen und -Wissenschaftlern werden 
stets in der Mediennachlese der von der Presse-
stelle redaktionell und grafisch umgesetzten Zeit-
schrift »Berichte« sowie im Difu-Internet doku-
mentiert: http://www.difu.de/presse

Auch für Anfragen aus Kommunen, der allgemei-
nen Öffentlichkeit oder Besuchergruppen steht 
das Presseteam zur Beantwortung bzw. Weiter-
vermittlung zur Verfügung. Im Jahr 2010 nutzten 
mehrere internationale Delegationen einen Difu-
Besuch zum Erfahrungsaustausch über kommu-
nale Themen. Hier eine Auswahl mit Nennung 
der „Betreuer“ seitens des Difu:
•	 Besuchergruppe aus Japan: Ministerium für  

interne Angelegenheiten und Kommunikation, 
Stadt Tokyo und Japan Local Government Cen-
tre (am 25.2., Beckmann, Hollbach-Grömig),
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v.l.n.r.: Adelheid Zeitel, Steffi 
Hauschild, Gerhard Handke, 
Hanna Körber
(nicht abgebildet: Dagmar 
Kath)
Foto: David Ausserhofer. 

Personal
2010 wurde das Modul Fortbildung für alle Difu-
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als erster Bau-
stein eines Personalentwicklungskonzeptes  
entwickelt und eingeführt. Die Fortbildungsmaß-
nahmen werden dementsprechend strukturiert 
und absolviert. 59 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter besuchten 2010 Fortbildungen, die von der 
Personalstelle administrativ begleitet wurden.

Mit Beginn des Jahres 2010 wurde in der Perso-
nalstelle eine neue Software zur Entgeltabrech-
nung eingeführt. Der Wechsel des Anbieters er-
möglicht neue Auswertungen, Statistiken und 
Hochrechnungen. 

Insgesamt 34 Personen traten 2010 erstmals oder 
erneut in das Difu ein, mit fünf Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern wurde ein unbefristeter Arbeits-
vertrag geschlossen. 29 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter verließen das Difu im Berichtsjahr, 23 
davon wegen Ablaufs ihrer befristeten Arbeitsver-

träge, drei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf 
eigenen Wunsch. Drei Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter wurden in den Ruhestand verabschiedet. 

Per 31.12.2010 waren im Difu 110 Personen  
beschäftigt:
•	 67 Frauen und 43 Männer,
•	 48 in Voll- und 62 in Teilzeit,
•	 65 unbefristet und 45 befristet,
•	 59 wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter und 51 nicht wissenschaftliche  
Beschäftigte,

•	 98 am Standort Berlin und zwölf am Standort 
Köln,

•	 darunter 22 studentische Hilfskräfte.

Das Difu konnte im Jahre 2010 20 Praktikantin-
nen und Praktikanten aus unterschiedlichen Stu-
diengängen einen in der jeweiligen Studienord-
nung vorgeschriebenen bzw. empfohlenen Prak- 
tikumsplatz anbieten.	

•	 Brasilianische Delegation: Bürgermeister, Ver-
treter von Bundes- und Landesbehörden (am 
10.6., Grabow, Hanke, Hollbach-Grömig),

•	 Delegation des französischen CERTU (Centre 
d’études sur les réseaux, les transports, 
l’urbanisme et les constructions publiques); 
(am 24.9., Beckmann, Franke, Libbe, Seidel-
Schulze, Zwicker-Schwarm),

•	 Delegation der Infrastrukturabteilung der 
Stadtverwaltung Stockholm (am 4.5.;  
Zwicker-Schwarm, Libbe),

•	 Delegation des chinesischen Handelsregisters 
NaKao (am 25.10.; Plagemann, Schumacher).

Das Institut bietet neben seinen kostenpflichtigen 
Fortbildungen auch öffentliche Veranstaltungen 
zu aktuellen stadtrelevanten Themen an. Jährlich 
werden im »Wintersemester« ca. sechs dieser 
kostenfreien Veranstaltungen angeboten. Für die-
se Veranstaltungsserie und das jährliche Treffen 
der Difu-Ansprechpartnerinnen und -partner der 
Kommunen (siehe Teil C »Fortbildung«) zeichnet 
das Difu-Presseteam verantwortlich.

Zum neuen Difu-Internetauftritt siehe »Internet, 
Datenbanken und IuK-Technik« in Teil D »Wis-
sensmanagement«.

E   Organisation, 

Personal und Finanzen
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E-Mail: 	 nachname@difu.de 
Internet:	 www.difu.de
Telefon: 	 030/39001-Durchwahl

Institutsleitung/Geschäftsführung 	 Durchwahl	

Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beckmann 	 -214
Wissenschaftlicher Direktor und Geschäftsführer  

Privatdozent Dr. Arno Bunzel	 -238
Prokurist

Ass. iur. Steffi Greiner	 -217
Assistentin des Wissenschaftlichen Direktors (ab 13.9.10)

Dr. rer. pol. Busso Grabow	 -248
Prokurist 

Regina Haschke 	 -215
Assistentin des Wissenschaftlichen Direktors (bis 31.12.10)

Dipl.-Geogr. Anne Klein-Hitpaß 	 -204
Wissenschaftliche Assistentin

Stabsstelle Presse- und Öffentlichkeitsarbeit	

Cornelia Schmidt 	 -208
Bereichsassistentin, Sachbearbeiterin

Sybille Wenke-Thiem 	 -209
Leitung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Stabsstelle Redaktion	

Klaus-Dieter Beißwenger 	 -282
Redakteur

Christina Blödorn 	 -188
Layout

Dipl.-Pol. Patrick Diekelmann 	 -254
Redakteur

Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe (AGFJ) 

Katrin Adam	 -136
Bereichsassistentin

Dipl.-Dok. (grad.) Dörte Jessen	 -147
Öffentlichkeitsarbeit AGFJ

Dipl.-Soz. Kerstin Landua	 -135
Bereichsleiterin

Dipl.-Lehrerin Rita Rabe	 -271
Literaturdokumentation, Bibliothek

Dipl.-Übers. Anne Taubert	 -139
Organisation, Tagungsbetreuung, Versand

Arbeitsbereich Stadtentwicklung, Recht  
und Soziales	

Dipl.-Soz. Maja Arlt	 -195
Kooperationsformen kommunaler Steuerungsbehörden,  
Jugendhilfeforschung

Dr. rer. pol. Stephanie Bock 	 -189
Stadt- und Regionalentwicklung, internationaler  
Kontext, Gender Mainstreaming, Begleitforschung

Dipl.-Ing. Christa Böhme 	 -291
Integrierte Stadtteilentwicklung, gesundheitsfördernde 
Stadtentwicklung, Naturschutz, Landschaftsplanung

Privatdozent Dr. Arno Bunzel 	 -238
Arbeitsbereichsleiter 
Öffentliches Bau- und Planungsrecht, raumrelevantes  
Umweltrecht

Dipl.-Geogr. Thomas Franke	 -107
Integrierte Stadt- und Quartiersentwicklung,  
Sozialraumorientierung

Dipl.-Ing. Franciska Frölich  
v. Bodelschwingh	 -245
Stadtentwicklung, Wohnungspolitik, Planungsrecht,  
Städtebau

Dipl.-Geogr. Gregor Jekel 	 -190
Stadtentwicklung, Wohnungspolitik

Dipl.-Soz. Detlef Landua	 -196
Kooperationsformen kommunaler Steuerungsbehörden,  
Jugendhilfeforschung

Dr. rer. soc. Bettina Reimann 	 -191
Integrationspolitik, gesundheitsfördernde Stadtentwick-
lung, integrierte Stadt- und Quartiersentwicklung

Christa Rothäusler 	 -200
Raumordnung, städtebauliche Planung

Jessika Sahr-Pluth	 -237 
Arbeitsbereichsassistentin (ab 1.10.)	

Viola Sano	 -237
Arbeitsbereichsassistentin (bis 30.9.)

Dipl.-Ing. Wolf-Christian Strauss 	 -296
Integrierte Stadt- und Quartiersentwicklung,  
Stadterneuerung

Dr.-Ing. Angela Uttke	 -270
Städtebau, Stadtentwicklung und -gestaltung, Baukultur

Arbeitsbereich Wirtschaft und Finanzen	

Nadine Dräger 	 -202
Arbeitsbereichsassistentin

Dr. phil. Holger Floeting 	 -221
Lokale und regionale Innovationspolitik, wirtschaftlicher 
Strukturwandel, kommunale Wirtschaftspolitik

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter E   Organisation, 

Personal und Finanzen
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Dr. rer. pol. Busso Grabow 	 -248
Arbeitsbereichsleiter 
Kommunale Wirtschaftspolitik, empirische Wirtschafts- 
forschung, E-Government, Stadtmarketing, PPP

Dr. rer. nat. Beate Hollbach-Grömig 	 -293
Kommunale Wirtschaftsförderung, Stadtmarketing,  
interkommunale Kooperation, demografischer Wandel

Dipl.-Kfm. (FH) Stefan Schneider	 -261
Kommunale Investitionen, PPP, Modernisierung der  
öffentlichen Verwaltung

Dipl.-Sozialwiss. Antje Seidel-Schulze 	 -198
Empirische Wirtschafts- und Sozialforschung, Stadtent-
wicklung, Statistik

Dipl.-Verwaltungswiss.  
Daniel Zwicker-Schwarm 	 -154
Kommunale und regionale Wirtschaftsförderung, Innova-
tions- und Technologiepolitik, regionale Kooperation

Arbeitsbereich Mobilität und Infrastruktur	

Dr.-Ing. Wulf-Holger Arndt	 -252
Integrierte Verkehrsplanung

Doris Becker 	 -264
Arbeitsbereichsassistentin, Sachbearbeiterin

Dipl.-Volkswirt Tilman Bracher 	 -260
Arbeitsbereichsleiter 
Mobilität, Siedlungs- und Verkehrspolitik,  
kommunale Verkehrsplanung

Dr. phil. Jürgen Gies	 -240
ÖPNV

Garnet Glaser	 -120
Teilnehmermanagement Fahrradakademie

Ass. iur. Stefanie Hanke	 -157
Kommunal- und Kommunalverfassungsrecht,  
Öffentliches Wirtschaftsrecht	

Dipl.-Ing. Simone Harms	 -132
Fortbildung Radverkehr

Dipl.-Ing. Arne Koerdt	 -108
Verkehrspolitik, Radverkehr

Dipl.-Geogr. Hadia Köhler	 -151
Kommunale Infrastruktur

Dipl.-Sozialök./Dipl.-Volkswirt  
Jens Libbe 	 -115
Kommunale Infrastruktur, öffentliche Dienstleistungen,  
Begleitforschung und Evaluation

Dipl.-Geogr. Urte Schwedler	 -151
Straßenverkehrsrecht, Fahrradakademie

Dipl.-Pol. Johanna Theunissen	 -133
Fortbildung Radverkehr

Dipl.-Geogr. Jörg Thiemann-Linden	 -138
Stadtplanung, Mobilität, Fahrradverkehr

Dipl.-Ing. Thomas Weber	 -134
Fortbildung Radverkehr

Arbeitsbereich Umwelt 	 (Standort Köln)

Telefon:  	 0221/340308-Durchwahl

Anna Hogrewe-Fuchs 	 -16
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für die Servicestelle: 
Kommunaler Klimaschutz 

Dipl.-Geogr. Franziska Kausch 	 -11
Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz 

Sigrid Künzel 	   -0
Arbeitsbereichsassistentin

Dina Lieder 	 -15
Assistentin Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz

Dipl.-Ing. Vera Lorke	 -14
Umweltschutz in der Stadt- und Regionalentwicklung

Dipl.-Agrar-Ing. Thomas Preuß	 030/39001-265
Flächenhaushaltspolitik, Flächenmanagement,  
kommunaler Umweltschutz

Dipl.-Ing. Cornelia Rösler 	 -18
Arbeitsbereichsleiterin 
Kommunaler Umweltschutz, Klimaschutz und  
Energieeffizienz, Umweltplanung

Dipl.-Ing. (FH) Maic Verbücheln	 -12
Kommunale Abfallwirtschaft, Stoffstrommanagement

Ulrike Vorwerk, M.A. 	 -17
Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz 

Dipl.-Ing. Andrea Wagner	 -19
Umweltschutz in der Stadt- und Regionalentwicklung

Arbeitsbereich Fortbildung	

Sylvia Bertz 	 -258
Arbeitsbereichsassistentin

Ina Kaube 	 -259
Arbeitsbereichsassistentin

Dipl.-Volkswirt Rüdiger Knipp 	 -242
Verwaltungsmodernisierung, öffentliche Finanzwirtschaft, 
strategische Steuerung, Facility Management,  
Korruptionsprävention 

Dr. rer. nat. Gerd Kühn 	 -255
Arbeitsbereichsleiter 
Einzelhandel und Stadtentwicklung, kommunale  
Wirtschaftsförderung und Gewerbepolitik 

Bettina Leute 	 -148
Arbeitsbereichsassistentin

Arbeitsbereich Wissensmanagement	

Beatrixe Albrecht-Thiessat 	 -287
Arbeitsbereichsassistentin 
Sachbearbeitung Kommunalweb, kommDEMOS, ORLIS

Christina Berwind, LL.B	 -278
Graue Literatur zur Stadt-, Regional- und Landesplanung; 
Literaturdokumentation ORLIS (ab 1.10.)
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Dipl.-Bibl. Christine Bruchmann	 -276
Graue Literatur zur Stadt-, Regional- und Landesplanung; 
Literaturdokumentation (ab 1.4.)	

Dipl.-Ing. Steffen Ehlers	 -102
Web-Content-Management, Internet

Christel Fuchs 	 -276
Graue Literatur zur Stadt-, Regional- und Landesplanung; 
Literaturdokumentation (bis 31.3.10)

Dipl.-Math. Norbert Gietzen 	 -158
IT-Administration, Netzwerkmanagement

Dipl.-Ing. Christine Grabarse 	 -288
Web-Content-Management, Internet-Redaktion

Dipl.-Dok. (grad.) Rita Gräber	 -279
Kommunalwissenschaftliche Dissertationen,  
Literaturdokumentation, Difu-Bibliothek 

Dipl.-Ing. Peter Gröning 	 -156
IT-Administration, Netzwerkmanagement

Susanne Plagemann, M.A.	 -274
Arbeitsbereichsleiterin 
Internet, IT-Planung, Datenbankproduktion (ORLIS),  
Informationsdienste, URBADOC

Doris Reichel, M.A. 	 -233
Web-Content-Management, Internet-Redaktion

Tony Retschei	 -155
IT-Administration, User-Betreuung

Jörg Schumacher 	 -251
Datenbank-Administration, Internet-Administration

Bereich Verwaltung – Haushalt und Finanzen

Stephanie Böttcher	 -127
Sachbearbeiterin Buchhaltung

Petra Devermann	 -121
Sachbearbeiterin Haushaltsplanung und  
-durchführung

Roswitha Thieke	 -228
Sachbearbeiterin Buchhaltung

Dipl.-Ing. Anke Warthemann	 -226
Sachbearbeiterin Projekte und Kostenverwaltung

Andreas Weindl	 -125
Sachbearbeiter Finanzen

Dipl.-Ök. Synke Wenger	 -224
Sachbearbeiterin Projekthaushalt

Bereich Verwaltung – Personal	

Ass. iur. Gerhard Handke	 -123
Sachbearbeiter Arbeitsverträge, Werkverträge  
und Praktikanten

Steffi Hauschild	 -232
Sachbearbeiterin Lohn/Gehalt

Dagmar Kath	 -231
Leiterin der Personalstelle

Hanna Körber	 -229
Sachbearbeiterin (ab 1.10.)

Monika Zuchhold	 -122
Sachbearbeiterin Reisekosten (bis 31.3.)

Adelheid Zeitel	 -122
Sachbearbeiterin Reisekosten (ab 1.4.)

Bereich Verwaltung – Services

Garnet Glaser	 -120
Sachbearbeiterin Hausverwaltung und Empfang

Jelto Köhler	 -246
Hausmeister und Haustechnik

Bianca Kovar	 -227
Sachbearbeiterin Beschaffung und Empfang

Angelika Meller	 -253
Sachbearbeiterin Vertrieb der Difu-Veröffentlichungen  
im Selbstverlag und Registratur

Studentische Hilfskräfte am Difu

Christoph Albrecht
 Institutsleitung

Romy Steinberg	
Allgemeine Verwaltung

David Piechulek
Allgemeine Verwaltung

Madlen Kunter
Allgemeine Verwaltung

Silvia Werner
Allgemeine Verwaltung

Katja Wergin
Allgemeine Verwaltung

Beate Jaschik
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Manuel Ott
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Kristin Petrich
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Björn Schroth
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Juliane Heinrich
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Philip Matuschka
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Friederike Pfeifer
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Michael Hardinghaus
Stadtentwicklung, Recht und Soziales
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Praktikantinnen und Praktikanten 

Philipp Boockhoff
Institutsleitung

Jessika Kliem
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Dörte Maasch
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Christin Noll
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Patrick Otte
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Stephanie Zachareck 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Diana Bernadett Bergmann
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Juliane Brandt 
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Nicolai Gröpler
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Juliane Heinrich
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Kristin Müller
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Maria Olteanu
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Leonie Schima
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Björn Niklas Schumacher
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Stefan Licht
Wirtschaft und Finanzen

Joachim Dinter
Mobilität und Infrastruktur

Julia Thiele
Mobilität und Infrastruktur

Andreas Römer
Umwelt

Mirko Müller
Wissensmanagement

Christian Rouvaire 
Wissensmanagement

Hanna Körber 
Allgemeine Verwaltung/Personalstelle

Anja Neubauer
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Stephan Matzdorf
Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Anna-Lena Mielack
Wirtschaft und Finanzen

Jascha Braun
Wirtschaft und Finanzen

Tabea Freutel
Wirtschaft und Finanzen

Melanie Wagner
Wirtschaft und Finanzen

Hanna Blieffert
Wirtschaft und Finanzen

Jutta Herrmann
Wirtschaft und Finanzen

David Westenberg
Wirtschaft und Finanzen

Melanie Wagner
Wirtschaft und Finanzen

Christina Berwind
Mobilität und Infrastruktur

Alexander Hunger
Mobilität und Infrastruktur

Tobias Mettenberger
Mobilität und Infrastruktur

Sara Boeckhout
Mobilität und Infrastruktur

Julia Thiele
Mobilität und Infrastruktur

Sascha Dannenberg
Mobilität und Infrastruktur

Sebastian Korn
Mobilität und Infrastruktur

Franziska Schreiber
Mobilität und Infrastruktur

Nadine Thoß
Umwelt

Pia Hettinger
Umwelt

Sebastian Bialon
Umwelt

Daniel Dahm
Umwelt
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Finanzen, Finanzierungsstruktur,  
Interne Services
Finanzen und Finanzierungsstruktur

v.l.n.r.: Stephanie Böttcher, 
Busso Grabow, Roswitha 
Thieke, Andreas Weindl,  
Anke Warthemann, Petra 
Devermann, Synke Wenger, 
Klaus J. Beckmann 
Foto: Doris Reichel.

E   Organisation, 

Personal und Finanzen

Das kamerale Jahresergebnis des Jahres 2010 lag 
– einschließlich der Umstrukturierungshilfe durch 
den VfK (vgl. unten) – mit 8,08 Mio. Euro um 
knapp 0,4 Mio. Euro unter dem Ergebnis des Jah-
res 2009, aber deutlich höher als in den Vorjah-
ren. Die Zahlen sind allerdings nicht direkt ver-
gleichbar, da das Institut im Jahr 2009 noch 
infolge der Umstrukturierung und des Übergangs 
in die neue Rechtsform im Jahr 2008 einzelne 
Sondererträge zu verzeichnen hatte.

Der einwohnerbezogene Beitrag, den die kom-
munalen Zuwender jährlich an das Difu zahlen, 
blieb unverändert. In der Summe erreichten die 
Zuwendungen der insgesamt 108 Städte und Ver-
bände bzw. Planungsgemeinschaften, die zusam-
men rund 23 Millionen Einwohner repräsentie-
ren, mit über 1,5 Mio. Euro wieder das Vorjah- 
resniveau.

Im Rahmen der Fehlbedarfsfinanzierung wurden 
durch den Bund und das Land Berlin als instituti-
onelle Zuwendung 1,35 Mio. Euro bereitgestellt. 
Der Anteil der institutionellen Zuwendungen 
durch den Bund und das Land Berlin betrug da-
mit 17 Prozent des Gesamthaushalts.

Der VfK als Gesellschafter des Difu hat auch im 
Jahr 2010 keine direkte Zuwendung an das Institut 

geleistet; die Zuwendungen sind noch einschließ-
lich des Jahres 2011 ausgesetzt. Im Gegenzug hat 
der VfK seit dem Jahr 2007 umfangreiche Mittel 
für die Neustrukturierung und den Umzug des 
Difu bereitgestellt, die anteilig für das Jahr 2010 
630 000 Euro betragen.

Im Vergleich zu den Vorjahren haben sich die 
Projekteinnahmen mit etwa 4,0 Mio. Euro auf ho-
hem Niveau stabilisiert. In diesen Einnahmen ist 
allerdings auch ein nicht unerheblicher Anteil an 
»durchlaufenden Mitteln« (etwa für Veranstaltun-
gen oder Werkverträge) enthalten. Insgesamt 
blieb der Anteil der durch Projekte, Veröffent- 
lichungen und Seminare erzielten Einnahmen mit 
56 Prozent unverändert. 82 Prozent der Einnah-
men aus Projekten sind Fördermittel des Bundes, 
der Länder oder der Kommunen. 85 Prozent der 
gesamten Einnahmen des Instituts kommen somit 
von der öffentlichen Hand.
 
Durch größere, länger laufende Drittmittelprojek-
te (teilweise bis ins Jahr 2012 hinein) ist auch das 
bereits vertraglich fixierte Drittmittelvolumen für 
das Jahr 2011 erfreulich hoch. So war zum An-
fang des Jahres 2011 bereits ein großer Teil der für 
einen ausgeglichenen Haushalt notwendigen 
Drittmittel (gemessen an den im Wirtschaftsplan 
2011 geplanten Projekteinnahmen) gesichert.

➔➔ Projekteinnahmen auf  

hohem Niveau stabilisiert

➔➔ Öffentliche Hand  

mit Abstand wichtigster  

Finanzmittelgeber
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v.l.n.r.: Garnet Glaser, Bianca 
Kovar, Angelika Meller
Foto: Doris Reichel.

Interne Services

Die neue Organisation der internen Service- 
leistungen hat sich im Jahr 2010 bewährt. 

In vier Aufgabenbereichen werden die Leistungen 
gebündelt:
•	 Empfang, Telefon, Posteingang, Beschaffung, 

Warenannahme, Büromaterialausgabe
•	 Kopieren, Binden, Postversand,

•	 Hausverwaltung und
•	 (elektronische) Aktenführung und Registratur.

Das Institut ist am neuen Standort damit über  
einen zentralen Empfang erreichbar, über den 
auch alle allgemeinen telefonischen Anfragen mit 
hoher Servicequalität bedient werden.

Finanzierungsstruktur des Difu 2010

Sonstige Einnahmen 
6%

Städtezuwendungen 
20%

DST/VfK-
Umstrukturierungshilfe 

8%

Projekteinnahmen Andere
9%

Zuwendung Bund
8%

Zuwendung Berlin
8%

Projekteinnahmen
Öffentliche Hand

41%

Insgesamt
8,08 Mio. Euro





F
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Durch die enge Kooperation und den ständigen 
Kontakt zwischen dem Institut und den Städten 
stellt das Difu sicher, dass seine Forschungs- und 
Fortbildungsarbeit praxisorientiert gestaltet ist. 
Besonderen Wert legt es daher auf Kontakte zu 
Vertreterinnen und Vertretern aus Verwaltung  
und Politik der Städte. Über die reine Forschungs- 
und Fortbildungsarbeit hinaus engagieren sich 
Difu-Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
zudem in verschiedenen kommunalrelevanten 

Gremien und Arbeitsgruppen. So sind sie unter 
anderem in Gremien des Deutschen Städtetages 
als Ständiger Gast, in Beiräten der Bundesminis-
terien oder als Jurymitglieder aktiv. Besonders 
wichtig ist hierbei auch die intensive Zusammen-
arbeit mit dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung sowie der Berliner  
Senatskanzlei und den verschiedenen Berliner 
Senatsverwaltungen (vgl. auch B »Politik, Verwal-
tung und Recht«).

F   Kontakte 

und Kooperationen

Difu-Zuwender
2010 zählte das Difu über hundert Städte (meist 
Großstädte), Verbände und Planungsgemeinschaf
ten zum Kreis seiner Zuwender. 

Neben Fortbildungsangeboten, schriftlichen Un-
terlagen und der telefonischen Beratung bietet 
das Institut ein spezielles Angebot für seine Zu-

Zuwenderstädte 

Aachen
Amberg
Aschaffenburg
Bautzen
Beelitz
Berlin
Bielefeld
Bocholt
Bochum
Bonn
Bottrop
Braunschweig
Bremen
Celle
Cottbus
Cuxhaven
Darmstadt
Dortmund
Dresden
Düsseldorf
Erfurt
Erlangen
Essen
Esslingen
Falkensee
Flensburg

Forchheim
Frankfurt/M.
Friedrichshafen
Fürth
Garbsen
Gelsenkirchen
Gießen
Gotha 
Göttingen
Hamburg
Hamm
Hanau
Hannover
Heidelberg
Hennigsdorf
Herne
Hildesheim
Iserlohn
Jena
Kaiserslautern
Karlsruhe
Kiel
Koblenz
Köln
Konstanz
Kronberg

Lahr
Landau
Landshut
Langenhagen
Leipzig
Lingen
Ludwigsburg
Lünen
Lutherstadt
Wittenberg
Magdeburg
Mainz
Mannheim
Marburg
Mühlhausen
Mülheim/Ruhr
München
Münster
Neuss
Nürnberg
Offenbach
Offenburg
Oldenburg
Passau
Plauen
Potsdam

Prenzlau
Ravensburg
Regensburg
Reutlingen
Rheine
Rosenheim
Rüsselsheim
Saarbrücken
Schweinfurt
Stadtroda
Stendal
Stuttgart
Suhl
Sulzbach-Rosenberg
Trier
Tübingen
Unna
Weiden
Weimar
Wiesbaden
Wiesloch
Wismar
Wolfsburg
Wuppertal 

wender im Difu-Extranet an (siehe unter D »Wis-
sensmanagement«). Außerdem findet jährlich – 
meist in wechselnden Städten – ein »Ansprech-
partnertreffen« statt. Vertreterinnen und Vertreter 
der Difu-Zuwender(städte) nehmen gebührenfrei 
an dieser exklusiv für sie angebotenen Veranstal-
tung teil (siehe auch C »Fortbildung«).

Weitere Zuwender

Regionalverband Ruhr
Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/ 

Rhein-Main
Region Hannover

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-
Fläming

Verband Region Neckar
Verband Region Stuttgart
Zweckverband Großraum Braunschweig
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Wissenschaftlicher Beirat

Mitglieder des Wissenschaft
lichen Beirats des Deutschen 
Instituts für Urbanistik,  
Sitzung im Dezember 2009. 
Foto: Sybille Wenke-Thiem.

F   Kontakte 

und Kooperationen

Beraten wird das Institut von einem Wissenschaft-
lichen Beirat, der mindestens einmal jährlich 
(2010: zweimal) tagt. Er berät Geschäftsführung 
und die Gesellschafterversammlung in fachlicher 
Hinsicht, vor allem im Hinblick auf Angelegen-
heiten, die von besonderer Bedeutung für die 
fachliche und wissenschaftliche Arbeit des Insti-
tuts sind, insbesondere das Arbeits- und Fortbil-
dungsprogramm, Projekte und Produkte, die Leit-
linien der fachlichen Tätigkeit der Gesellschaft 
sowie die langfristige strategische Ausrichtung 
und Entwicklung der Gesellschaft.

Der Beirat besteht aus 20 Mitgliedern: sechs Prak-
tikerinnen und Praktikern, sechs Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern, drei Mitgliedern, 
die von den wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Difu aus ihrer Mitte gewählt 
werden. Die Bundesrepublik Deutschland ist be-
rechtigt, drei Vertreterinnen und Vertreter aus un-
terschiedlichen Bundesministerien in den Beirat zu 
entsenden. Das Land Berlin ist berechtigt, zwei 
Vertreterinnen und Vertreter in den Beirat zu ent-
senden. Die Beiratsmitglieder werden jeweils auf 
drei Jahre gewählt, eine Wiederwahl ist möglich.

Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats

Praxis  
Oberbürgermeister a. D. Dr. h. c. Martin 

Biermann, Stadt Celle  
Beigeordnete Verena Göppert, Hauptgeschäfts-

stelle des Deutschen Städtetages, Berlin/Köln
Beigeordneter Folkert Kiepe, Hauptgeschäfts- 

stelle des Deutschen Städtetages, Berlin/Köln
Oberbürgermeister a. D. Dr. Gerhard Lange- 

meyer, Stadt Dortmund   

Erster Bürgermeister Christian Specht, Stadt 
Mannheim  

Dipl.-Ing. Martin zur Nedden, Planungs- 
dezernent der Stadt Leipzig  

Wissenschaft 
Professor Dr. rer. pol. Franz Josef Bade, Techni-

sche Universität Dortmund 
Professor Dr. Dr. h. c. Ulrich Battis, Humboldt-

Universität zu Berlin 
Professor Dr. Jörg Bogumil, Ruhr-Universität  

Bochum 
Professorin Dr. Gisela Färber, Deutsche Hoch-

schule für Verwaltungswissenschaften Speyer 
Professor Dr.-Ing. Martin Haag, Technische  

Universität Kaiserslautern
Professorin Dipl.-Ing. Elke Pahl-Weber, Bundes-

institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, 
Bonn/Berlin 

Bund und Land Berlin 
Dr. Ulrich Hatzfeld, Bundesministerium für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwicklung, Berlin/Bonn, 
Leiter der Unterabteilung Stadtentwicklung 

Staatssekretärin Maria Krautzberger, Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung, Berlin 

Senatsrat Günter Schulz, Senatsverwaltung für 
Finanzen, Berlin

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Difu
Dr. Stephanie Bock, Arbeitsbereich Stadtentwick-

lung, Recht und Soziales, Berlin
Anna Hogrewe-Fuchs, Arbeitsbereich Umwelt, 

Köln
Thomas Preuß, Arbeitsbereich Umwelt Köln 

(Standort Berlin)
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F   Kontakte 

und Kooperationen

Dr.-Ing. Wulf-Holger Arndt

Mitglied, Arbeitsausschuss 1.8 »Güterverkehr« 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV).

Mitglied, Arbeitskreis 1.8.3 »Erhebungsmethoden 
im Wirtschaftsverkehr« der Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV).

Univ.-Prof. Dr.-Ing.  
Klaus J. Beckmann 

Ständiger Gast, Bau- und Verkehrsausschuss  
des Deutschen Städtetages.

Ständiger Gast, Umweltausschuss des Deutschen 
Städtetages.

Ständiger Gast, Hauptausschuss des Deutschen 
Städtetages.

Ständiger Gast, Kulturausschuss des Deutschen 
Städtetages.

Ständiger Gast, Oberbürgermeistertreffen Ost 
des Deutschen Städtetages.

Mitglied, Beirat für Raumentwicklung des  
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung.

Mitglied, Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (Mitglied seit 1998, Vorsit-
zender 2009/2010).

Mitglied, Nationale Plattform Elektromobilität, 
Arbeitsgruppe Rahmenbedingungen

Mitglied, Deutsche Akademie für Städtebau und 
Landesplanung (DASL), Berlin (Mitglied seit 
1992).

Mitglied, Akademie für Raumforschung und  
Landesplanung (ARL) (seit 2000).

Mitglied, Deutsche Akademie der Technikwissen-
schaften, acatech (seit 2010).

Leiter, Arbeitsgruppe »Verkehrsplanung« der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen (FGSV) (Mitglied seit 1993; Vorsitzen-
der seit 2006).

Mitglied, Deutsche Verkehrswissenschaftliche 
Gesellschaft e.V., Köln (DVWG).

Mitglied, Vereinigung für Stadt-, Regional- und 
Landesplanung e.V. (SRL), Berlin (seit 1987; 
Mitglied im Vorstand 1988–1995, stellv.  
Vorsitzender 1989–1992, Vorsitzender 1992–
1995).

Mitglied, Transferbeirat des LOEWE-Schwer-
punkts »Eigenlogik der Städte«, TU Darmstadt 
(seit 2009).

Mitglied, Beirat des Stadtforums Berlin (seit 
2008).

Mitglied, Beirat, Stadtentwicklungsplan  
München.

Mitglied, Beirat, Verkehrsentwicklungsplan  
Dresden.

Mitglied, Beirat, Verkehrsentwicklungsplan Ber-
lin.

Mitglied, Wissenschaftlicher Beirat des Städte-
netzwerks NRW (seit 2009).

Mitglied, Redaktionsbeirat der Zeitschrift  
»Nahverkehr« (seit 2008).

Mitglied, Wissenschaftlicher Beirat des InnoZ 
(seit 2007).

Dr. rer. pol. Stephanie Bock

Ständiger Gast, Kommission »Frauen in der 
Stadt« des Deutschen Städtetages.

Mitglied, Fachbeirat für frauenspezifische  
Belange bei der Senatsverwaltung für Stadt- 
entwicklung Berlin.

Mitglied, Wissenschaftlich-Technischer Beirat 
(WTB) des am UFZ angesiedelten BMBF- 
Projekts TASK (Terra-, Aqua- und Sanierungs-
kompetenzzentrum Leipzig). 

Dipl.-Ing. Christa Böhme

Mitglied, Arbeitsgemeinschaft Gesundheits- 
fördernde Stadt- und Gemeindeentwicklung 
(AGGSE) beim Deutschen Institut für Urba- 
nistik.

Mitglied, Beratender Arbeitskreis »Gesundheits-
förderung bei sozial Benachteiligten« der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung.

Mitglied, Beirat, Modellprojekt »Engagement-
Lotsen im Stadtteil – ein sozialräumliches Pro-
jekt zur Förderung bürgerschaftlichen Enga- 
gements« im Rahmen der Bundesinitiative 
»Nationale Stadtentwicklungspolitik«.

Mitglied, Fachbeirat, Kompetenzzentrum Fami- 
liengesundheitspflege zur Etablierung der  
Familiengesundheitspflege in Deutschland.

Mitglied, Forschungsbeirat, Projekt »Strukturbil-
dung für Prävention und Gesundheitsförde-
rung in einem sozial benachteiligten Quartier« 
des Institutes für Medizin-Soziologie des Uni-
versitätsklinikums Hamburg-Eppendorf.

Jurymitglied, KfW-Award 2010 »Europäisch  
leben – europäisch wohnen« mit dem Jahres- 
thema »Mut zur Lücke! Ob Neubau oder  
Ersatzbau – Baulücken kreativ schließen«.

Dipl.-Volkswirt Tilman Bracher

Mitglied/Sprecher, Arbeitsgruppe »FahrRat« (zur 
Umsetzung des Stadtentwicklungsplans Ver-
kehr) der Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung Berlin.

Mitglied, Arbeitskreis 1.7.3 »City-Maut« der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen (FGSV).

Mitglied, Arbeitsausschuss 2.5 »Fußverkehr und 
Radverkehr« der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen (FGSV).

Mitglied, Arbeitskreis 2.5.1 »Aktuelle Themen 
des Radverkehrs« (ERA-AK) der FGSV.

Mitglied, Bund/Länder-Arbeitskreis »Fahrradverkehr«.
Mitglied, »Beirat Radverkehr« des Bundesministe-

riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung.
Ständiger Gast, Fachkommission Verkehrspla-

nung des Deutschen Städtetages.
Ständiger Gast, Kommunale Koordinierungs- 

gruppe Radverkehr des Deutschen Städte- 
tages.

Mitglied, Wissenschaftlicher Beirat des VCD.
Jurymitglied, Wettbewerb »Zero Emission Mobi- 

lity« des Bundesministeriums für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit.

Mitgliedschaften, Gremien  
und weitere Aktivitäten

Privatdozent Dr. Arno Bunzel

Mitglied, Fachkommission Baurecht des Deut-
schen Städtetages.

Ständiger Gast, Planungs- und Bauausschuss des 
Städte- und Gemeindebundes Brandenburg.

Mitglied, Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Ber-
lin/Brandenburg/Mecklenburg-Vorpommern 
der ARL.

Mitglied, Nutzerbeirat der ARL.
Mitglied, Gesellschaft für Umweltrecht.

Dr. phil. Holger Floeting

Mitglied, Netzwerk TA – Netzwerk der deutsch-
sprachigen Technikfolgenabschätzungs-Com-
munity.

Mitglied, Arbeitskreis »Geographie der 
Telekommunikation und Kommunikation« der 
Deutschen Gesellschaft für Geographie.

Mitglied, Programm-Komitee Competence Cen-
ter of Urban and Regional Planning –  
CORP, Wien.

Mitglied, Programm-Komitee Berlin Open 2009 
– Wissen, Vernetzung, Innovation.

Dipl.-Geogr. Thomas Franke

Mitglied, Arbeitskreis »Quartiersforschung« der 
Deutschen Gesellschaft für Geographie. 

Mitglied, Fachkommission Stadtentwicklungspla-
nung des Deutschen Städtetages.

Dr. phil. Jürgen Gies

Ständiger Gast, Arbeitsgruppe Verkehrsfinanzie-
rung der DST-Fachkommission Verkehrspla-
nung.

Dr. rer. pol. Busso Grabow

Ständiger Gast, Ausschuss für Wirtschaft und  
Europäischen Binnenmarkt des Deutschen 
Städtetages.

Jurymitglied, Auswahl der nationalen Vorschläge 
für den European Enterprise Award, Institut für 
Mittelstandsforschung, Bonn.

Jurymitglied, Auswahl PPP-Innovationspreis 
2010 des »Behörden-Spiegel« und des Bun-
desverbandes PPP.

Ass. iur. Stefanie Hanke, LL.M

Ständiger Gast, Arbeitskreis Rechtsfragen der 
DST-Fachkommission.

Dr. rer. nat.  
Beate Hollbach-Grömig

Mitglied, Akademie für Raumforschung und  
Landesplanung (ARL).

Mitglied, Landesarbeitsgemeinschaft (LAG)  
Berlin/Brandenburg/Mecklenburg-Vorpom-
mern der ARL.
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Dipl.-Geogr. Gregor Jekel

Ständiger Gast, Fachkommission Wohnungs- 
wesen des Deutschen Städtetages.

Dipl.-Volkswirt Rüdiger Knipp

Mitglied, KGSt-Arbeitskreis »Kommunale Fort- 
bildung«.

Mitglied, »Kommunaler Qualitätszirkel zur Inte- 
grationspolitik« (hervorgegangen aus dem 
KGSt-Innovationszirkel Integrationspolitik).

Dipl.-Ing. Arne Koerdt

Ständiger Gast, Kommunale Koordinierungs- 
gruppe Radverkehr.

Mitglied, Fachausschuss »Radverkehr« von SRL 
und ADFC.

Dipl.-Soz. Kerstin Landua

Ständiger Gast, Konferenz der Leiterinnen und 
Leiter der Großstadtjugendämter, Deutscher 
Städtetag.

Dipl.-Sozialökonom/Dipl.-Volkswirt 
Jens Libbe

Mitglied, Deutsche Gesellschaft für Evaluation.
Sachverständiger, Städtebaulich-freiraumplane- 

risches Workshopverfahren KLIMAHÄUSER 
HAULANDER WEG, Internationale Bauaus-
stellung Hamburg.

Dipl.-Ing. Vera Lorke

Gast, Arbeitsgruppe Denkmalschutz des Städte-
tages NRW.

Susanne Plagemann, M.A.

Ständiger Gast, IT-Arbeitskreis der Leibniz- 
Gemeinschaft.

Mitglied, Europäischer Verein Urbandata.

Dipl.-Agrar-Ing. Thomas Preuß

Beirats- und Jurymitglied, GRÜNE LIGA Berlin 
e.V., IZT – Institut für Zukunftsstudien und 
Technologiebewertung, Netzwerk 21 – 
Kongress Bundesweiter Fortbildungs- und 
Netzwerke.

Dr. rer. soc. Bettina Reimann

Mitglied, AG Politiktransfer des Kooperations- 
projekts für nachhaltige Prävention und Prä-
ventionsforschung (KNP), Hannover/Köln.

Dipl.-Ing. Cornelia Rösler

Ständiger Gast, Fachkommission Umwelt des 
Deutschen Städtetages.

Ständiger Gast, Umweltamtsleiterkonferenz  
der Großstädte.

Ständiger Gast, Umweltamtsleiterkonferenz  
der Mittelstädte.

Ständiger Gast, Amtsleiterkonferenz Umwelt  
des Städtetags NRW.

Ständiger Gast, Arbeitskreis Energieeinsparung 
des Deutschen Städtetages.

Ständiger Gast, Arbeitsgruppe Nachhaltiges  
Wirtschaften des Deutschen Städtetages.

Jurymitglied, Bundesstiftung Umwelt und  
Deutsche Umwelthilfe, Wettbewerb »Klima-
schutzkommune«.

Jurymitglied, Bundesstiftung Umwelt und  
Deutsche Umwelthilfe, Preisverleihung  
»Klimaschutzkommune« (Laudatorin).

Ass. iur. Ulrike Schillemeit

Mitglied, Arbeitskreis III (Rechtsfragen des städti-
schen Verkehrs) der Fachkommission ÖPNV 
des Deutschen Städtetages.

Dipl.-Sozialwiss.  
Antje Seidel-Schulze

Mitglied, Verband Deutscher Städtestatistiker.

Dipl.-Ing. Wolf-Christian Strauss

Ständiger Gast, Fachkommission Stadtplanung 
des Deutschen Städtetages.

Dipl.-Geogr.  
Jörg Thiemann-Linden

Mitglied, Arbeitskreis 1.1.9 »Verkehrsentwick-
lungsplan«, Forschungsgesellschaft für  
Straßen- und Verkehrswesen (FGSV).

Mitglied, Arbeitskreis 2.5.1 »Aktuelle Themen 
des Radverkehrs« (ERA-AK), Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV).

Mitglied, Arbeitskreis 2.5.3 »Barrierefreie Ver-
kehrsanlagen«, Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen (FGSV).

Mitglied, Shared-Space-Arbeitskreis »Straßen-
raum« und Arbeitskreis »Radverkehr« der SRL.

Mitglied, Vorbereitungsgruppe SRL-Jahrestagung 
»Stadt.Nah.Gut. Für eine Mobilitäts- und 
Stadtkultur der Nähe«. 18.–19.11.2010,  
Berlin.

Sprecher, Verkehrsplaner-Netzwerk »Forum 
Mensch und Verkehr«, SRL (Vereinigung für 
Stadt-, Regional- und Landesplanung).

Dr.-Ing. Angela Uttke

Ständiger Gast, Arbeitskreis »Denkmalpflege« 
des Deutschen Städtetages.

Ständiger Gast, Arbeitsgruppe »Denkmalschutz« 
des Städtetages Nordrhein-Westfalen.

Mitglied, Vereinigung für Stadt-, Regional- und 
Landesplanung e.V. (SRL), Berlin.

Mitglied, Redaktion Fachzeitschrift PLANERIN.
Vorstand, JAS Jugend Architektur Stadt e.V.

Sybille Wenke-Thiem

Ständiger Gast, Presseausschuss des Deutschen 
Städtetages.

Ständiger Gast, Jahreskonferenz der Städtischen 
Pressereferenten, Deutscher Städtetag. 

Ständiger Gast, Seminar der Städtischen Presse-
referenten des Deutschen Städtetages.

Dipl.-Verwaltungswiss.  
Daniel Zwicker-Schwarm

Ständiger Gast, Fachkommission Wirtschafts- 
förderung des Deutschen Städtetages.
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Projektbezeichnung Auftraggeber Verantwortlich

Arbeitsbereich Stadtentwicklung, Recht und Soziales

REFINA
(Forschung für die Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme und ein nachhaltiges Flächenmanagement)

Bundesministerium für Bildung 
und Forschung  
über Projektträger Jülich

Bock

Bundestransferstelle Soziale Stadt, Baustein VII Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung

Böhme/Franke

Prozessevaluierung Programmumsetzung Soziale Stadt  
im Leipziger Osten

Stadt Leipzig Franke

Umsetzungen und Wirkungen des Stadtbezirks- 
managements in Hannover

Landeshauptstadt Hannover Franke

5. Bundeswettbewerb Suchtprävention Bundeszentrale für gesundheit
liche Aufklärung

Böhme

Evaluierung Stadtumbau West Weeber + Partner Beckmann

Difu-Dialog zur Stadtforschung eigenfinanziert Beckmann

AG Gesundheitsfördernde Stadt- und Gemeinde- 
entwicklung

eigenfinanziert Böhme

Arbeitsbereich Wirtschaft und Finanzen

Der Beitrag transnationaler Projekte zur Umsetzung der 
territorialen Agenda der EU in Deutschland

Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung

Zwicker-Schwarm

Jahresgutachten 2009/2010 zu den Zusagen der  
Selbstverpflichtung der Mobilfunknetzbetreiber

Informationszentrum  
Mobilfunk e.V. 

Grabow

Szenarien nachhaltiger Stadtentwicklung Institut für Zukunftsstudien und 
Technologiebewertung

Grabow

Wertschöpfungskompetenz IRMA TU München Floeting

KfW-Umfrage zu kommunaler Haushaltslage, Finanzie-
rungsbedarfen und Investitionstätigkeiten 2010 bis 2012

KfW Bankengruppe Grabow

DynAss – Dynamische Arrangements städtischer  
Sicherheitskultur

Bundesministerium für Bildung 
und Forschung über Projekt- 
träger VDI

Floeting

Programme des Bundes für die nachhaltige Stadt- 
entwicklung und Soziale Stadt

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung

Hollbach-Grömig

Städtebauförderung und Doppik Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung

Schneider

Difu-Städtebefragung 2011 eigenfinanziert Grabow

Arbeitsbereich Mobilität und Infrastruktur

Fahrradportal Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Bracher

Fahrradakademie Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Bracher

Forschungsprojekte im Überblick

Laufende Projekte 2010
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Projektbezeichnung Auftraggeber Verantwortlich

Active Access EU Bracher

Transferstelle Fahrrad International 2010 – 2011 Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Bracher

Forschungsassistenz Leihräder Wuppertal-Institut Bracher

Infrastruktur und Stadtentwicklung Wüstenrot II Wüstenrot Stiftung Libbe

Kommunal mobil – Kommunen trauen sich was Umweltbundesamt Gies

Stadt der kurzen Wege Umweltbundesamt Gies

Arbeitsbereich Umwelt

Fachkongress der kommunalen Energiebeauftragten teilnehmerfinanziert Rösler

Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicher-
heit über Projektträger Jülich

Rösler

Leitfaden Kommunaler Klimaschutz Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicher-
heit über Projektträger Jülich 

Rösler

Endenergieeffizienz Prognos AG Rösler

Klimagerechte Stadtentwicklung Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung

Rösler

CircUse EU Preuß/Verbücheln

Erstellung eines Flyers zur erfolgreichen energetischen
Altbausanierung in Kommunen

Landeshauptstadt Düsseldorf Rösler

Internetzeitschrift »Umsicht« eigenfinanziert Rösler

Umfrage »Klimaschutz, Erneuerbare Energien und Klima-
wandel in Kommunen«

eigenfinanziert Rösler

Arbeitsbereich Wissensmanagement

Virtuelle Fachbibliothek Deutsche Forschungsgemein-
schaft

Plagemann

AGFJ

Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend

Landua, K.
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Projektbezeichnung Auftraggeber Verantwortlich

Arbeitsbereich Stadtentwicklung, Recht und Soziales

Verkehrsinfrastrukturpolitik zwischen Globalisierung, 
Konjunkturprogrammen und Wachstumserfordernissen

Institut für Verkehrs-
wissenschaften, Univ. Köln

Beckmann

Innovationspolitik als Chance für Verkehr, Wirtschaft 
und Umwelt

Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Beckmann

Entscheidungshilfen zum novellierten Städtebaurecht eigenfinanziert Bunzel

Evaluation Expertenkommission Wohnungs-
genossenschaften

Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung

Jekel

Bundestransferstelle Soziale Stadt, Baustein VI Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung

Böhme/Franke

Frühe Hilfen – Zusammenarbeit der Jugend-
und Gesundheitsämter

Bundeszentrale für  
gesundheitliche Aufklärung

Landua

Demografischer Wandel diverse Städte Frölich von
Bodelschwingh

Heranziehung externen Sachverstands bei Gesetzgebung 
im Städtebaurecht – Fachöffentliche Einzelveranstaltungen 
2010

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung

Bunzel

Umfrage zur Baunutzungsverordnung eigenfinanziert Bunzel

Wirkungsanalyse Technisches Referendariat Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Beckmann

Bedarfsermittlung soziale Wohnungsbauförderung eigenfinanziert Jekel

Wohneigentumsbildung von Migranten eigenfinanziert Reimann

Expertise Sachsen-Anhalt Freiherr vom Stein-Akademie Bunzel

Frühe Hilfen – Inhaltsanalyse der Materialien
der Jugend- und Gesundheitsämter

Bundeszentrale für  
gesundheitliche Aufklärung 

Landua

Frühe Hilfen – Dokumentenanalyse Bundeszentrale für  
gesundheitliche Aufklärung

Arlt

Arbeitsbereich Wirtschaft und Finanzen

REFINA eGovernment Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicher-
heit über Projektträger Jülich

Grabow

Urban Audit Analysis II EU über RWI Seidel-Schulze

Stadtentwicklungskonzept Gewerbe LH Potsdam Landeshauptstadt Potsdam Zwicker-Schwarm

ServiceStadt Berlin 2016 Bezirk Marzahn von Berlin Schneider

Kleinräumlicher Städtevergleich res urbana GmbH Seidel-Schulze

Finanzierung Infrastruktur und demografischer Wandel Bundesministerium des Innern Schneider

Abgeschlossene Projekte 2010
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Projektbezeichnung Auftraggeber Verantwortlich

Arbeitsbereich Mobilität und Infrastruktur

netWORKS II Bundesministerium für Bildung 
und Forschung über Projekt
träger Deutsches Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt

Libbe

Infrastruktur und Stadtentwicklung Wüstenrot Stiftung Libbe

Verkehrs- und Kostenfolgen der Siedlungsplanung Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung

Lehmbrock

Dokumentation Fahrradverleihsysteme Wuppertal-Institut Bracher

Städtischer Wirtschaftsverkehr eigenfinanziert Arndt

Kommunaler Nutzen des ÖPNV eigenfinanziert Gies

Rechtliche Rahmenbedingungen für die Implementierung
des batteriebetriebenen Individualverkehrs

eigenfinanziert Hanke

Rechtliche Rahmenbedingungen für dezentrale Ver- 
und Entsorgungsanlagen

eigenfinanziert Hanke

StVO-Novelle, Hamburg 2 Hamburg Koerdt/Bracher

StVO-Novelle, Niedersachsen 2 Land Niedersachsen Koerdt/Bracher

Sicherer Radverkehr in Klein- und Mittelstädten Deutscher Verkehrssicherheitsrat Koerdt

StVO-Novelle, Bamberg Stadt Bamberg, Sächsisches 
Kommunales Studieninstitut 
Dresden

Schillemeit

Gigaliner Allianz pro Schiene e.V. Schillemeit

Elektromobilität – Publikation eigenfinanziert Hanke

Arbeitsbereich Umwelt

Klimafibel Regionalverband Ruhr Rösler

Optimierung der Sammlung FCKW-haltiger Kühlgeräte Ministerium für Umwelt und  
Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen

Verbücheln
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Veröffentlichungen nach Themenbereichen sowie 
Autorinnen und Autoren aus dem Difu (hervor
gehoben; ohne Anspruch auf Vollständigkeit)
 

Städtebau und Stadtentwicklung

Beckmann, Klaus J.: Experimentierfeld 1 – 
Zwischennutzungen & kreative Milieus –  
Nischenphänomene oder Wegweiser einer 
sich wandelnden Stadt, in: Deutscher Indust-
rie- und Handelskammertag e.V. (Hrsg.):  
Experimentierfeld Stadt. Handel, Handwerk 
und Gewerbe im 21. Jahrhundert. Dokumen-
tation der Veranstaltung vom 25. Januar 2010, 
Berlin, Brüssel, S. 9–10. 

Bundestransferstelle Soziale Stadt im Deutschen 
Institut für Urbanistik im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung: Soziale Stadt info 24, Schwerpunkt: 
Ältere Menschen in der Sozialen Stadt (Bear-
beitung: Beißwenger, Klaus-Dieter, Christa 
Böhme, Thomas Franke), Berlin, Juli 2010.

Bock, Stephanie, und Bettina Reimann: Kleiner 
und feiner? Schrumpfung und Umbau der 
Städte, in: Frech, Siegfried, und Richard Reschl 
(Hrsg.): Urbanität neu planen. Stadtplanung, 
Stadtumbau, Stadtentwicklung, Schwalbach/
Ts. 2010, S. 102–121.

Böhme, Christa, und Thomas Franke: Das Bund-
Länder-Programm »Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf – Soziale Stadt«, in: BBE-
Newsletter Nr. 15 vom 29.7.2010.

Böhme, Christa, und Thomas Franke: Modellvor-
haben der Sozialen Stadt. Gute Beispiele für 
sozial-integrative Projekte, in: Difu-Berichte, 
1/2010, S. 16.

Böhme, Christa, und Thomas Franke: Soziale 
Stadt und ältere Menschen, in: Soziale Stadt 
info 24, Schwerpunkt: Ältere Menschen in  
der Sozialen Stadt, Berlin, Juli 2010, S. 2–4.

Böhme, Christa, und Thomas Franke: Soziale 
Stadt und ältere Menschen, in: Zeitschrift für 
Gerontologie und Geriatrie, H. 2, 2010,  
S. 86–89.

Bundestransferstelle Soziale Stadt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung: 2. Regionalkonferenz zur 
Sozialen Stadt. Modellvorhaben der Sozialen 
Stadt und Monitoring. Dokumentation und 
Auswertung (Bearbeitung: Böhme, Christa, 
Thomas Franke, Wolf-Christian Strauss, Maria 
Olteanu), Berlin 2010. 

Bunzel, Arno: Erschließung, in: Henckel, Diet-
rich et al. (Hrsg.), Planen – Bauen – Umwelt. 
Ein Handbuch, Berlin 2010, S. 139–143. 

Bunzel, Arno: Planspiel, in: Henckel, Dietrich 
et al. (Hrsg.), Planen – Bauen – Umwelt. Ein 
Handbuch, Berlin 2010, S. 363–365.

Bunzel, Arno: Städtebaulicher Vertrag, in: Hen-
ckel, Dietrich et al. (Hrsg.), Planen – Bauen – 
Umwelt. Ein Handbuch, Berlin 2010,  
S. 457–461.

Franke, Thomas, und Wolf-Christian Strauss: 
Integrierte Stadtentwicklung in deutschen 
Kommunen – eine Standortbestimmung, in: 

Informationen zur Raumentwicklung, Heft 4. 
2010, Bonn: S. 253–262.

Franke, Thomas, und Wolf-Christian Strauss: 
Integrierte Stadtentwicklung in Stadtregionen, 
in: Difu-Berichte 1/2010, Berlin 2010, S. 11.

Grabow, Busso, und Angela Uttke: Leitbilder 
nachhaltiger Stadtentwicklung. Von der Loka-
len Agenda zur Nachhaltigkeit als strategi-
schem Rahmen, in: PLANERIN, Heft 6/2010, 
S. 22–25.

Hanke, Stefanie: Stärkung des kooperativen 
Städtebaus durch den EuGH, in: Difu-Berichte 
2010, S. 8–10.

RWI, Difu (Bearbeitung: Hollbach-Grömig,  
Beate, und Antje Seidel-Schulze), PRAC, NEA: 
Second State of European Cities Report, Re-
search Project for the European Commission, 
DG Regional Policy, Essen, Berlin, November 
2010.

Frerichs, Stefan, Manfred Lieber und Thomas 
Preuß (Hrsg.): Flächen- und Standortbewer-
tung für ein nachhaltiges Flächenmanage-
ment. Methoden und Konzepte, Berlin 2010 
(Beiträge aus der REFINA-Forschung, Reihe 
REFINA Band V).

Lieber, Manfred, und Thomas Preuß: Flächen-
recycling – neue Ergebnisse aus der REFINA-
Forschung, in: Informationen zur Raument-
wicklung 1/2010, Bonn 2010, S. 59–70.

Reimann, Bettina, und Klaus J. Beckmann: Die 
Neuorientierung des Bund-Länder-Programms 
Stadtumbau Ost. Schwerpunkte und Heraus-
forderungen, in: Taschenbuch für Wohnungs-
wirtschaft 2010, Hamburg 2010, S. 209–309.

Reimann, Bettina, und Angela Uttke: Ich will 
bauen. Gib mir Steine. Über die Beteiligung 
von Jugendlichen und jugendlichen Migrant/
inn/en an Stadtentwicklung, in: Demo 6,  
Berlin 2010, S. 36.

Strauss, Wolf-Christian, und Thomas Franke: 
Einbeziehung regionaler Aspekte in kommu-
nales integriertes Handeln, in: Informationen 
zur Raumentwicklung, Heft 4.2010, Bonn 
2010, S. 297–302.

Uttke, Angela: Design your Own Space, in: 
Children in Scotland, Issue 103, January 2010, 
S. 20–21.

Uttke, Angela: Nuoret suunnittelemassa omaa 
ympäristöään / Youth Designing their Own  
Environment, in: Arkki (Hrsg.): Creating the 
Future. Ideas on Architecture and Design  
Education, Helsinki 2010, S. 54–57. 

Päivi, Kataikko, und Angela Uttke: Vereine & 
Initiationen (Vorwort), in: Bundesstiftung für 
Baukultur (Hrsg.): Handbuch der Baukultur.  
2. Auflage, Potsdam 2010, S. 63.

Wohnen

Frölich v. Bodelschwingh, Franciska, und  
Gregor Jekel: Wohnen als Katalysator einer 
erfolgreichen (Innen-)Stadtentwicklung, in: 
Wesbuer-Dittrich, Andrea, Wolfgang Knapp, 
Frank Osterhage (Hrsg.): Postsuburbanisierung 
und die Renaissance der (Innen-)Städte,  

Veröffentlichungen

Detmold 2010 (Band 6 der Reihe Metropolis 
und Region des Stadt- und regionalwissen-
schaftlichen Forschungsnetzwerks Ruhr). 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) und Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
(Hrsg.); Bearbeitung: Jekel, Gregor, Stephan 
Beetz, Stephanie Bock und Arno Bunzel: 
Aktivierung von Potenzialen genossenschaft- 
lichen Wohnens. Evaluierung der Empfeh- 
lungen der Expertenkommission Wohnungs- 
genossenschaften im Forschungsprogramm 
»Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 
(ExWoSt)«, Projektabschlussbericht, Bonn 
2010 (BMVBS-Online-Publikation Nr. 
25/2010). 

Jekel, Gregor: Sicherung der sozialen Wohn-
raumversorgung, in: Difu-Berichte 2/2010.

Jekel, Gregor: Aktivierung von Genossenschafts-
potenzialen, in: Difu-Berichte 3/2010.

Edelhoff, Silke, und Angela Uttke: Bildungsland-
schaften. Lernorte gestalten und vernetzen, in: 
PLANERIN 05_10, 2010, S. 3–4.

Niemann, Lars, Thorsten Schauz und Angela 
Uttke: Die Route der Wohnkultur. Eine Reise 
durch die Wohnwelten des Ruhrgebiets, in: 
STADTIDEE/Ruhr.2010 GmbH (Hrsg.): Route 
der Wohnkultur. Wohnen in der Metropole 
Ruhr, Essen 2010, S. 16–20.

Bevölkerung und Soziales

Böhme, Christa: Benachteiligte Quartiere. 
Gesundheitsförderung durch Freiraument-
wicklung in Städten, in: Landschaftsarchi- 
tekten, H. 4/2010, S. 8–9.

Böhme, Christa: Gesundheitsförderung in der 
Sozialen Stadt, in: Landesarbeitsgemeinschaft 
Soziale Stadtentwicklung und Gemeinwesen-
arbeit Baden-Württemberg e.V. und Landesge-
sundheitsamt Baden-Württemberg (Hrsg.):  
Gesundheitsförderung im Sozialraum – Ge-
sunde Lebenswelten schaffen. Dokumentation 
7. Netzwerktreffen am 23. Oktober 2009 in 
Stuttgart, S. 19–21.

Böhme, Christa: Stadtentwicklung und Gesund-
heitsförderung – am Beispiel Soziale Stadt,  
in: Bundeszentrale für gesundheitliche Auf- 
klärung/Bundeanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin: Dokumentation des nationa-
len DETERMINE-Workshops »Intersektorale 
Zusammenarbeit zur Förderung gesundheit- 
licher Chancengleichheit« am 19. Oktober 
2009 in Köln, S. 16–19.

Böhme, Christa, und Bettina Reimann: Mehr als 
gewohnt – Stadtteile machen sich stark für  
Gesundheitsförderung. Aktivierende Evalua- 
tion gesundheitsfördernder Stadtteilentwick-
lungsprozesse, in: Gesundheit Berlin-Branden-
burg (Hrsg.): Dokumentation 15. bundesweiter 
Kongress Armut und Gesundheit, Berlin 2010.

Böhme, Christa, und Bettina Reimann: Mehr als 
gewohnt. Stadtteile machen sich stark für die 
Gesundheitsförderung von jungen Menschen 
– ein Praxisprojekt, in: KKH-Allianz in Zusam-
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menarbeit mit Medizinische Hochschule Han-
nover (Hrsg.): Weißbuch Prävention 
2010/2011. Gesund jung?! Herausforderung 
für die Prävention und Gesundheitsförderung 
bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen,  
S. 192–194.

Böhme, Christa, und Bettina Reimann: Mehr als 
gewohnt. Stadtteile machen sich stark für die 
Gesundheitsförderung von Kindern und  
Jugendlichen, in: Public Health Forum 18, 
2010, S. 41–42. 

Böhme, Christa, und Bettina Reimann: Sucht-
prävention für Kinder und Jugendliche in  
besonderen Lebenslagen. Bundeswettbewerb 
zur kommunalen Suchtprävention sucht vor-
bildliche Strategien und Maßnahmen, in:  
Difu-Berichte, 3/2010, S. 9.

Frölich v. Bodelschwingh, Franciska, Beate  
Hollbach-Grömig und Bettina Reimann: 
Demografischer Wandel. Kommunale Erfah-
rungen und Handlungsansätze, Berlin 2010 
(Difu-Impulse, Bd. 5/2010).

Sann, Alexandra, und Detlef Landua: Systeme 
Früher Hilfen: Gemeinsam geht’s besser!  
Ergebnisse der ersten bundesweiten Bestands-
aufnahme bei Jugend- und Gesundheitsäm-
tern, in: Bundesgesundheitsblatt, Nr. 53/2010, 
S. 1018–1028.

Sann, Alexandra, und Detlef Landua: Konturen 
eines vielschichtigen Begriffs: Wie Fachkräfte 
Frühe Hilfen definieren und gestalten, in: 
IzKK-Nachrichten, H. 1/2010, S. 47–52.

Reimann, Bettina, Christa Böhme und Gesine 
Bär: Mehr Gesundheit im Quartier. Prävention 
und Gesundheitsförderung in der Stadtteilent-
wicklung, Berlin 2010 (Edition Difu – Stadt 
Forschung Praxis, Bd. 9).

Reimann, Bettina, und Christa Böhme: Mehr 
Gesundheit im Quartier. Prävention und  
Gesundheitsförderung in der Stadtteilentwick-
lung, in: Difu-Berichte, 1/2010, S. 4–5.

Politik, Verwaltung und Recht

Bunzel, Arno: Kommentierungen zu § 11 BauNVO, 
in: Bleicher, Ralf, Arno Bunzel, Thomas Engel, 
Jörg Finkeldei und Lucia Wecker: Baurecht.  
Ergänzbare Vorschriftensammlung mit Kom-
mentar, 108. Ergänzungslieferung, Kronach 
u.a., August 2010.

Bunzel, Arno: Novellierungsbedarf bei der 
BauNVO. Ergebnisse einer Umfrage des  
Deutschen Instituts für Urbanistik und des 
Deutschen Städtetags, http://www.difu.de/ 
publikationen/2010/novellierungsbedarf-bei-
der-baunvo.html.

Bunzel, Arno: Novellierungsbedarf bei der 
BauNVO? Ergebnisse einer Umfrage des  
Deutschen Instituts für Urbanistik und des 
Deutschen Städtetags, in: Mitschang, Stephan 
(Hrsg.): Aktuelle Fragestellungen des Städte-
bau- und Umweltrechts – Ansatzpunkte für  
eine BauGB- und BauNVO-Novelle, Frankfurt 
am Main u.a. 2011.

Bunzel, Arno, und Stefanie Hanke: Berliner 
Gespräche zum Städtebaurecht, Band 1 –  
Bericht, http://www.difu.de/publikationen/ 
2010/berliner-gespraeche-zum-staedte 
baurecht.html.

Bunzel, Arno, und Stefanie Hanke: Berliner 
Gespräche zum Städtebaurecht, Band 2 –  
Dokumentation Festveranstaltung/Materialien,  
http://www.difu.de/publikationen/2010/berliner-
gespraeche-zum-staedtebaurecht.html. 

Bunzel, Arno: Berliner Gespräche zum Städte-
baurecht, DVBl. 2010, 1551–1554.

Bunzel, Arno (Hrsg.): Städtebauliche Gebote 
nach dem Baugesetzbuch (Bearbeitung:  
Marie-Luis Wallraven-Lindl und Anton Strunz), 
Berlin 2010 (Difu-Arbeitshilfe).

Hanke, Stefanie: Wann ist ein Grundstücks-
geschäft der öffentlichen Hand ausschreibungs-
pflichtig? – Anmerkung zu EuGH, Urteil vom 
25. März 2010 – C-451/08 –, in: ZfBR 2010, 
S. 562–567.

Wirtschaft

Floeting, Holger: Städte auf dem Weg in die 
Informations- und Wissensgesellschaft − 
Handlungsoptionen technologieorientierter 
Wirtschaftsförderung und wirtschaftsorientier-
ter Stadtentwicklung in den deutschen Kom-
munen, in: Peter Gräf und Jürgen Rauh (Hrsg.): 
Regionale Komponenten der Informations- 
gesellschaft, Berlin 2010 (Geographie der 
Kommunikation, Bd. 9), S. 9–22.

Floeting, Holger, Dietrich Henckel und Josiane 
Meier: Schöne bunte Arbeitswelt. Arbeits-
märkte zwischen Globalisierung und Lokali-
sierung, in: Bernd Belina, Norbert Gestring, 
Wolfgang Müller und Detlev Sträter (Hrsg.): 
Urbane Differenzen. Disparitäten innerhalb 
und zwischen Städten, Münster 2010,  
S. 43–68.

Zwicker-Schwarm, Daniel, Busso Grabow,  
Stefan Schneider, Christian Spath und Andrea 
Wagner: Stadtentwicklungskonzepte für 
Gewerbeflächen. �Das Beispiel der Landes-
hauptstadt Potsdam – Ein Werkstattbericht, 
Berlin 2010 (Difu-Impulse, Bd. 4/2010).

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (Hrsg.): Wettbewerbsfähige und 
nachhaltige Stadt- und Regionalentwicklung 
durch INTERREG. Der Beitrag transnationaler 
Projekte in den Themenfeldern Innovations- 
förderung sowie Klimaschutz und Klimaan-
passung zur Umsetzung der Territorialen 
Agenda der EU in Deutschland (Bearbeitung: 
Zwicker-Schwarm, Daniel, Holger Floeting, 
Andrea Wagner, Anja Neubauer, Karsten  
Ruddigkeit), Bonn 2010 (BMVBS Online-
Publikation Nr. 33/2010).

Finanzen und Investitionen

Beckmann, Klaus J. (Hrsg.): Kommunale Haus-
halte in Not. Anregungen aus der Stadtfor-
schung für die Stadtpolitik, Berlin 2010 (Difu-
Sonderveröffentlichung).

Akademie für Raumforschung und Landes- 
planung/Beckmann, Klaus J. (Ko-Autor): 
Gemeindefinanzreform – Empfehlungen aus 
raumwissenschaftlicher Sicht, Hannover 2010 
(Positionspapier aus der ARL, Nr. 83).

Grabow, Busso, Stefan Schneider und Jens  
Libbe: Infrastrukturfinanzierung in den neuen 
Bundesländern vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels, in: Klaus J. Beckmann 
(Hrsg.): Kommunale Haushalte in Not. Anre-
gungen aus der Stadtforschung für die Stadt- 
politik, Berlin 2010 (Difu-Sonderveröffentli-
chung), S. 14–18.

Grabow, Busso, und Stefan Schneider: Kommu-
nale Investitionen – Investitionsbedarf, Investi-
tionstätigkeit, Finanzierungsmöglichkeiten.  
Ergebnisse des KfW-Kommunalpanels 2010, 
in: Klaus J. Beckmann (Hrsg.): Kommunale 

Haushalte in Not. Anregungen aus der Stadt-
forschung für die Stadtpolitik, Berlin 2010  
(Difu-Sonderveröffentlichung), S. 10–13.

KfW Research, KfW Bankengruppe (Hrsg.)/
Grabow, Busso, und Stefan Schneider: KfW- 
Kommunalbefragung 2009, Frankfurt, April 
2010, http://www.kfw.de/DE_Home/Research/
PDF-Dokumente_Research/KfW-Kommunal-
befragung_2009.pdf

KfW Research, KfW Bankengruppe (Hrsg.)/
Grabow, Busso, und Stefan Schneider: KfW-
Kommunalpanel 2010, Frankfurt, November 
2010, http://edoc.difu.de/edoc.
php?id=912PQS6C

Grabow, Busso: PPP-Projekte in Deutschland. 
Leisten PPPs einen Beitrag zur Bewältigung 
der öffentlichen Finanzkrise?, in: Public  
Marketing, H. 6/2010, S. 18–20.

Schneider, Stefan: Strategisches Investitions-
management – langfristig erfolgreich trotz 
knapper Kassen, in: InfrastrukturRecht, Nr. 
11/2010, Berlin 2010. 

Hanke, Stefanie: Standpunkt: Wer zahlt die 
Zeche? Der Besteller!, in: Difu-Berichte 
3/2010, S. 2–3.

Hanke, Stefanie: Kann das Konnexitätsprinzip 
die Finanzlage der Kommunen verbessern?,  
in: Beckmann, Klaus J. (Hrsg.): Kommunale 
Haushalte in Not – Anregungen aus der Stadt-
forschung für die Stadtpolitik, Berlin 2010  
(Difu-Sonderveröffentlichung), S. 25–30.  

Infrastruktur

Bormann, René, Tilman Bracher u.a.: Eckpunkte 
für eine zielorientierte, integrierte Infrastruk-
turplanung des Bundes. Vom Bundesverkehrs-
wegeplan zur Bundesverkehrsnetzplanung, 
hrsg. von der Friedrich-Ebert-Stiftung, Arbeits-
kreis Innovative Verkehrspolitik, Bonn 2010 
(WISO Diskurs, Expertisen und Dokumenta- 
tionen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik,  
Dezember 2010).

Grabow, Busso, Antje Seidel-Schulze u.a.: 
Jahresgutachten 2009 zur Umsetzung der  
Zusagen der Selbstverpflichtung der Mobil-
funkbetreiber, Berlin Februar 2010,  
http://www.difu.de/publikationen/2010/ 
jahresgutachten-2009-zur-umsetzung-der- 
zusagen-der.html

Hanke, Stefanie: Rechtliche Rahmenbedingun-
gen für de- und semizentrale Abwasserentsor-
gung, in: Thomas Kluge und Jens Libbe (Hrsg.) 
(2010): Transformationsmanagement für eine 
nachhaltige Wasserwirtschaft. Handreichung 
zur Realisierung neuartiger Infrastrukturlösun-
gen im Bereich Wasser und Abwasser, Berlin, 
S. 126–141.

Libbe, Jens: Alternativen für die Siedlungswasser-
wirtschaft, in: LandInForm. Zeitschrift der 
Deutschen Vernetzungsstelle ländliche Räu-
me, H. 1/2010, S. 38–39.

Libbe, Jens: Anpassungsstrategien durch Kommu-
nen und Unternehmen der Siedlungswasser-
wirtschaft, in: Tagungsband zur 15. Interna- 
tionalen Sommerakademie der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt (DBU) in Ostritz-St. 
Marienthal zum Thema »Zukunft Wasser«, 
Berlin (DBU-Buchreihe: Initiativen zum  
Umweltschutz, Bd. 81), S. 402–411.

Libbe, Jens: Energie- und ressourceneffiziente 
Lösungen für die kommunale Wasser-Infra-
struktur, in: KommunalPraxis spezial, 10. Jg., 
3/2010, S. 138–142.
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Libbe, Jens: Investitionen in Bildung und Kultur – 
Fass ohne Boden oder Zukunftsertrag?, in: 
Klaus J. Beckmann: Kommunale Haushalte in 
Not. Anregungen aus der Stadtforschung für 
die Stadtpolitik, Berlin (Difu-Sonderveröffent-
lichung), S. 58–64.

Libbe, Jens: Die Stadt der Zukunft – Nachhaltig-
keit und Energieeffizienz, in: Thomas Kluge 
und Jens Libbe (Hrsg.): Transformationsma-
nagement für eine nachhaltige Wasserwirt-
schaft. Handreichung zur Realisierung neuar-
tiger Infrastrukturlösungen im Bereich Wasser 
und Abwasser, Berlin, S. 17–22.

Libbe, Jens, und Engelbert Schramm: Demografi-
sche Entwicklung und Klimawandel, in:  
Thomas Kluge und Jens Libbe (Hrsg.): Transfor-
mationsmanagement für eine nachhaltige 
Wasserwirtschaft. Eine Handreichung zur  
Realisierung neuartiger Infrastrukturlösungen 
im Bereich Wasser und Abwasser, Berlin,  
S. 23–27.

Libbe, Jens, Hadia Köhler und Klaus J.  
Beckmann: Infrastruktur und Stadtentwick-
lung. Technische und soziale Infrastrukturen –  
Herausforderungen und Handlungsoptionen 
für Infrastruktur- und Stadtplanung, hrsg. vom 
Deutschen Institut für Urbanistik und der  
Wüstenrot Stiftung, Berlin (Edition Difu –  
Stadt Forschung Praxis, Bd. 10).

Kluge, Thomas, Jens Libbe und Bernhard Michel: 
Ansatzpunkte der Transformation, in: Thomas 
Kluge und Jens Libbe (Hrsg.): Transformations-
management für eine nachhaltige Wasserwirt-
schaft. Handreichung zur Realisierung neuar-
tiger Infrastrukturlösungen im Bereich Wasser 
und Abwasser, Berlin, S. 37.

Kluge, Thomas, und Jens Libbe (Hrsg.): Transfor-
mationsmanagement für eine nachhaltige 
Wasserwirtschaft. Handreichung zur Reali- 
sierung neuartiger Infrastrukturlösungen im 
Bereich Wasser und Abwasser, Berlin.

Scheele, Ulrich, und Jens Libbe: Internationale 
Beispiele, in: Thomas Kluge und Jens Libbe 
(Hrsg.): Transformationsmanagement für eine 
nachhaltige Wasserwirtschaft. Eine Handrei-
chung zur Realisierung neuartiger Infrastruk-
turlösungen im Bereich Wasser und Abwasser, 
Berlin, S. 87–102.

Felmeden, Jörg, Jens Libbe, Bernhard Michel und 
Engelbert Schramm: Beispiele der Planung 
neuartiger Infrastruktur aus den netWORKS-
Modellstädten, in: Thomas Kluge und Jens  
Libbe (Hrsg.): Transformationsmanagement für 
eine nachhaltige Wasserwirtschaft. Handrei-
chung zur Realisierung neuartiger Infrastruk-
turlösungen im Bereich Wasser und Abwasser, 
Berlin, S. 79–86.

Felmeden, Jörg, Thomas Kluge, Matthias Koziol, 
Jens Libbe, Bernhard Michel und Ulrich 
Scheele: Öko-Effizienz kommunaler Wasser-
Infrastrukturen. Bilanzierung und Bewertung 
bestehender und alternativer Systeme, Berlin 
2010 (netWORKS-Papers, Nr. 26).

IBA-Hamburg und Forschungsverbund  
netWORKS (Hrsg.) (Schriftleitung: Jens Libbe): 
Ressource Wasser: Klimaanpassung und Ener-
gieeffizienz. Dokumentation des Labors vom 
5. und 6. November 2009, Berlin und Ham-
burg 2010.

Libbe, Jens, Stefanie Hanke, Thomas Kluge und 
Matthias Koziol: Wasserinfrastruktur in der 
kommunalen Planungspraxis, in: Thomas  
Kluge und Jens Libbe (Hrsg.): Transformations-
management für eine nachhaltige Wasserwirt-
schaft. Eine Handreichung zur Realisierung 

neuartiger Infrastrukturlösungen im Bereich 
Wasser und Abwasser, Berlin, S. 103–125.

Libbe, Jens, Ulrich Scheele und Thomas Kluge: 
Zur Rolle kommunaler Unternehmen im 
Transformationsmanagement, in: Thomas  
Kluge und Jens Libbe (Hrsg.): Transformations-
management für eine nachhaltige Wasserwirt-
schaft. Eine Handreichung zur Realisierung 
neuartiger Infrastrukturlösungen im Bereich 
Wasser und Abwasser, Berlin, S. 143–154.

Schneider, Stefan, Beate Hollbach-Grömig,  
Jens Libbe und Busso Grabow: Kurzexpertise: 
Finanzierung von Infrastruktur unter den Be-
dingungen der demografischen Veränderungs-
prozesse. Im Auftrag des Bundesministeriums 
des Innern (BMI), Berlin (interner Bericht an 
das BMI).

Mobilität

Arndt, Wulf-Holger: Verfahren zur Abschätzung 
von Verkehrsfolgekosten für die kommunale 
Siedlungsplanung unter besonderer Berück-
sichtigung des ÖPNV, in: Die Bedeutung der 
Kosten in der Stadt- und Regionalplanung, 
AMUS 2010, Stadt Land Region 1/2010,  
Institut für Stadtbauwesen und Stadtverkehr 
(ISB), RWTH Aachen.

Beckmann, Klaus J.: »Verkehr«, in: Henckel, 
Dietrich, Kester von Kuczkowski, Petra Lau,  
Elke Pahl-Weber und Florian Stellmacher 
(Hrsg.): Planen – Bauen – Umwelt, Wiesbaden 
2010, S. 539–545. 

STADT + UM + LAND/Zweckverband Großraum 
Braunschweig/Beckmann, Klaus J. 
(Ko-Autor): Zur postfossilen Mobilität und 
ihrer Bedeutung für die räumliche Entwick-
lung. Dokumentation des Symposiums vom 
28.08.2010, Braunschweig.

Hesse, Markus, Bernd Scholl und Klaus J. 
Beckmann: Grundprinzipien einer nationalen 
Strategie für eine integrierte Raum- und Ver-
kehrsentwicklung – Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen des Arbeitskreises, in: Markus 
Hesse (Hrsg.): Neue Rahmenbedingungen, 
Herausforderungen und Strategien für die 
großräumige Verkehrsentwicklung, Hannover 
2010 (Forschungs- und Sitzungsberichte der 
Akademie für Raumforschung und Landes- 
planung, Bd. 233), S. 115–121.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung/
Beckmann, Klaus J. (Ko-Autor): Internalisie-
rung externer Kosten des Straßengüterver-
kehrs, in: Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, 
81. Jahrgang H. 2/2010, S. 73–105.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung/
Beckmann, Klaus J. (Ko-Autor): Sicherheit 
zuerst – Möglichkeiten zur Erhöhung der  
Straßenverkehrssicherheit in Deutschland, in: 
Zeitschrift für Verkehrssicherheit, 56. Jahrgang, 
H. 4/2010, S. 171–195.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung/
Beckmann, Klaus J. (Ko-Autor): Strategiepla-
nung‚ Mobilität und Transport – Folgerungen 
für die Bundesverkehrswegeplanung, in:  
Internationales Verkehrswesen. Fachzeitschrift 
für Wissenschaft und Praxis, 62. Jahrgang  
H. 4/2010, S. 20–29.

Bormann, René, Tilman Bracher u.a.: Eckpunkte 
für eine zielorientierte, integrierte Infrastruk-
turplanung des Bundes. Vom Bundesverkehrs-
wegeplan zur Bundesverkehrsnetzplanung, 

hrsg. von der Friedrich-Ebert-Stiftung, Abtei-
lung Wirtschafts- und Sozialpolitik, Bonn 
2010 (WISO Diskurs, Expertisen und Doku-
mentationen zur Wirtschafts- und Sozial- 
politik).

Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-
wesen, Arbeitsgruppe Straßen- 
entwurf (Hrsg.)/Bracher, Tilman (Ko-Autor): 
Empfehlungen für Radverkehrsanlagen – ERA, 
Ausgabe 2010, Köln.

Janßen, Antje, Michael Volpert, Nicole Löffler 
und Tilman Bracher: Expertise »Mobilität 
Münster/Münsterland 2050«, Bericht Novem-
ber 2010, Kassel.

Bormann, René, Tilman Bracher u.a.: Neuord-
nung der Finanzierung des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs. Bündelung, Subsidiarität und 
Anreize für ein zukunftsfähiges Angebot, hrsg. 
von der Friedrich-Ebert-Stiftung,, Abteilung 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, Bonn 2010 
(WISO Diskurs, Expertisen und Dokumenta- 
tionen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik,  
November 2010).

Bracher, Tilman: Reden übers Rad. Über die 
wachsende Beliebtheit des Velos und stadtver-
trägliche Mobilität, in: Frankfurter Rundschau, 
Nr. 99 vom 29.4.2010, S. F9.

Bracher, Tilman (Ko-Autor), Reichel, Doris  
(Ko-Autorin); Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) (Hrsg.): 
Wettbewerbsdokumentation »Innovative  
öffentliche Fahrradverleihsysteme«. Neue  
Mobilität in Städten. Berlin, o.J. (2010).

Lehmbrock, Michael, Eckhart Heinrichs, Thomas 
Preuß, Angela Uricher u.a.: Einfaches und 
wirtschaftliches Parkraummanagement. Eine 
Fallstudie in Berlin, Berlin 2010 (Difu-Impulse 
2/2010).

Schillemeit, Ulrike: Difu-Gutachten: Die Zu-
lässigkeit eines bundesweiten Modellversuchs 
mit »Gigalinern« bzw. »Lang-Lkw« auf der 
Grundlage einer Bundesrechtsverordnung  
ohne Zustimmung des Bundesrats, Berlin 
2010.

Thiemann-Linden, Jörg: Begegnungszonen 
(zones de rencontre) in Frankreich und Bel- 
gien. Koexistenzprinzip auch außerorts? Zwei 
Aufsätze in: Bechtler, Cornelius u.a. (Hrsg.): 
Shared Space – Beispiele und Argumente für 
lebendige öffentliche Räume, Bielefeld, 
S. 111–124. 

Thiemann-Linden, Jörg, Johanna Theunissen und 
Tilman Bracher: ACTIVE ACCESS Stakeholder 
Involvement Plan (Umfassendes Beteiligungs-
konzept kommunaler Handlungsträger in den 
Partnerkommunen, EU-Projekt für Nahmobili-
tät), http://www.active-access.eu

Umwelt 

Floeting, Holger: Kooperationen in Kommunen, 
in: Rösler, Cornelia (Hrsg.): Kooperationen im 
kommunalen Energiemanagement, Berlin 
2010 (Difu-Impulse 1/2010), S. 11–15.

Hogrewe-Fuchs, Anna: Neun vorbildliche Pro-
jekte zur CO2- Vermeidung, in: Difu-Berichte, 
H. 1/2010, S. 19. 

Hogrewe-Fuchs, Anna: Servicestelle: Kommu-
naler Klimaschutz. Kommunen beim Klima 
schutz auf einen guten Weg bringen, in:  
Planerin, H. 3/2010, S. 35–36.

Hogrewe-Fuchs, Anna: Vorreiter im Klimaschutz: 
Neun Kommunen ausgezeichnet, in: Difu- 
Berichte, H. 4/2010, S. 20–21.
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Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz beim 
Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) (Hrsg.): 
Kommunaler Klimaschutz 2009. Wettbewerb. 
Die Preisträger und ihre Projekte. Ein Wettbe-
werb des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit in Koope-
ration mit der Servicestelle:  
Kommunaler Klimaschutz, Köln 2010  
(Sonderveröffentlichung, Bearbeitung:  
Anna Hogrewe-Fuchs und Ulrike Vorwerk). 

Lorke, Vera, Cornelia Rösler u.a.: Nutzung 
erneuerbarer Energien durch die Kommunen. 
Ein Praxisleitfaden, Köln 2010 (Sonderver- 
öffentlichung des Deutschen Instituts für  
Urbanistik).

Preuß, Thomas: »Flächenmanagement«, in: 
Henckel, Dietrich , Kester von Kuczkowski, 
Petra Lau, Elke Pahl-Weber und Florian Stell-
macher (Hrsg.): Planen – Bauen – Umwelt.  
Ein Handbuch, Wiesbaden 2010, S. 177–181.

Rösler, Cornelia: Fördermöglichkeiten für den 
kommunalen Klimaschutz, in: Kommunal- 
Praxis spezial, H. 4/2010, S. 165–169.

Rösler, Cornelia: Nutzung erneuerbarer Energien 
durch die Kommunen, in: der gemeinderat  
Nr. 3/2010, S. 16–17.

Rösler, Cornelia (Hrsg.): Kooperationen im 
kommunalen Energiemanagement. Dokumen-
tation des 14. Deutschen Fachkongresses der 
kommunalen Energiebeauftragten, Berlin 
2010 (Difu Impulse 1/2010).

Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Handbuch Stadt-
klima. Maßnahmen und Handlungskonzepte 
für Städte und Ballungsräume zur Anpassung 
an den Klimawandel (Bearbeitung: Dr. Monika 
Steinrücke, Dr. Dirk Dütemeyer, Jens Hasse, 
Cornelia Rösler und Vera Lorke), Düsseldorf 
2010.

Verbücheln, Maic: Optimierung der Sammlung 
von Gasentladungslampen, VKS-News Aus- 
gabe 141, Berlin 2010, S. 19–20.

Verbücheln, Maic: Wegfall der Zuweisung von 
kommunalen Abfällen zu Abfallbehandlungs-
anlagen in NRW – Eine ökonomische Betrach-
tung, in: Klaus J. Beckmann (Hrsg.): Kom- 
munale Haushalte in Not – Anregungen aus 
der Stadtforschung für die Stadtpolitik, Berlin 
2010 (Difu-Sonderveröffentlichung),  
S. 71–74. 

Vorwerk, Ulrike: Servicestelle: Kommunaler 
Klimaschutz. Zentrale Anlaufstelle für Kom-
munen im Klimaschutz, in: Ländlicher Raum, 
Schwerpunktheft 3/2010, S. 74.

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (Hrsg.): Transnationale Perspektiven  
für Klimaschutz und Klimaanpassung. Wie 
Kommunen und Regionen INTERREG IV  
nutzen können (Bearbeitung: Zwicker-
Schwarm, Daniel, Andrea Wagner, Anja  
Neubauer, Cornelia Rösler), Bonn 2010 
(Sonderveröffentlichung).

Steuerung und Aufgaben- 
organisation 

Floeting, Holger: Das Internet, die Stadt, das 
Örtliche und das Globale. Wie verändert sich 
kommunales Handeln?, in: Lena Hatzelhoffer, 
Michael Lobeck, Wolfgang Müller und Claus-
Christian Wiegandt (Hrsg.): E-Government 
und Stadtentwicklung. Berlin 2010 (Stadtzu-
künfte Bd. 8), S. 11–23.

Grabow, Busso: Services der Zukunft, in: 
Kommune 21, Heft 1/2010, S. 16/17.

Grabow, Busso, und Stefan Schneider: Zukunft 
der öffentlichen Serviceangebote in Kommu-
nen. Das Beispiel der ServiceStadt Berlin 
2016, in: Verwaltung und Management,  
16. Jg., H. 1/2010, S. 17–30.

Hanke, Stefanie: Tagungsbericht: Das neue ein-
heitliche Niedersächsische Kommunalverfas-
sungsgesetz, in: Kommunaljurist 2010,  
S. 52–53.

Libbe, Jens: Kommunale Dienste in einer Hand?, 
in: AKP – Alternative Kommunalpolitik,  
31. Jg., H. 6/2010, S. 38–40.

Libbe, Jens, und Stefanie Hanke: Rekommuna-
lisierung als probates Mittel zur Verbesserung 
der kommunalen Finanzlage? in: Klaus J. 
Beckmann (Hrsg.): Kommunale Haushalte in 
Not. Anregungen aus der Stadtforschung für 
die Stadtpolitik, Berlin 2010 (Difu-Sonder- 
veröffentlichung), S. 19–24.

Libbe, Jens, und Stefanie Hanke: Rekommunali-
sierung – Neue alte Wege der öffentlichen  
Daseinsvorsorge, in: Der Gemeindehaushalt, 
H. 12/2010.

Weitere Themen

Atteslander, Peter, Busso Grabow u.a.: Methoden 
der empirischen Sozialforschung, 13. neu  
bearbeitete und erweiterte Auflage 2010,  
Berlin. 

Strauss, Wolf-Christian: Technisches Referen-
dariat: Stärken- und Schwächenanalyse, in: 
Difu-Berichte 1/2010, S. 20.
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Veranstaltungen

1. Difu-Veranstaltungsprogramm

Berlin-Seminare

Strategisches Investitionsmanagement: Langfris-
tig erfolgreich trotz knapper Kassen, 
4.–5.3.2010 in Berlin, Schneider/Grabow

Prävention und Gesundheitsförderung in den 
Kommunen – wo stehen die Städte heute?, 
8.–9.3. 2010 in Berlin, Böhme/Reimann

Spielhallen: Trends – Probleme – Steuerungs- 
potenziale, 12.–13.4.2010 in Berlin, Kühn

Datenschutz in der Kommunalverwaltung:  
Praxisrelevante Fragestellungen, 19.–20.4.
2010 in Berlin, Zilkens/Scholz

Mehr Mitverantwortung wagen – Bürgerschaft-
liches Engagement als Chance in der Finanz- 
krise?, 21.–22.4.2010 in Berlin, Knipp/Löffler

Schrottimmobilien – Instrumente zum Umgang 
mit verwahrlosten Immobilien, 23.4.2010 in 
Berlin, Jekel

Jugendliche und Stadt(teil)entwicklung – Erfolg-
reiche Beteiligungsansätze von jugendlichen 
Migranten, 26.–27.4.2010, in Berlin, Uttke/
Reimann

Entwicklung und Vermarktung von Gewerbe- 
flächen – Strategien, Konzepte, Instrumente, 
5.–6.5.2010 in Berlin, Zwicker-Schwarm/ 
Grabow

Kommunale Strategien zur Sicherung der sozia-
len Wohnraumversorgung, 17.–18.5.2010 in 
Berlin, Jekel/Seidel-Schulze

Neue Sicherheitsanforderungen an die Städte – 
Probleme, Ursachen, Lösungsansätze, 
27.–28.5.2010 in Berlin, Floeting/Knipp

Stadtmarketing: Ein leistungsfähiges Instrument 
auch in Krisenzeiten?, 1.–2.6.2010 in Berlin, 
Grabow/Hollbach-Grömig

Städtebaurecht aktuell: Baunutzungsverordnung 
zwischen Anforderungen der Rechtsprechung 
und praktischen Erfordernissen, 7.–8.6.2010 
in Berlin, Bunzel

Hauptverkehrsstraßen im Fokus der Verkehrs- 
und Stadtentwicklung, 20.–21.9.2010 in 
Berlin, Koerdt/Arndt

Neue Herausforderungen, knappe Ressourcen – 
(wie) lässt sich das Dilemma des Personalma-
nagements in Bund, Ländern und Kommunen 
überwinden?, 23.–24.9.2010 in Berlin, Knipp 
in Kooperation mit BaköV

Die Finanzierung des ÖPNV – Problemlagen 
und Handlungspfade, 27.–28.9.2010 in 
Berlin, Gies/Kühn

Inklusion statt Integration: Hat das deutsche 
Förderschulsystem noch eine Zukunft?,  
4.–5.10.2010 in Berlin, Knipp/Hebborn (DST)

Internationalisierung der kommunalen Wirt-
schaftsförderung, 18.–19.10.2010 in Berlin, 
Zwicker-Schwarm/Hollbach-Grömig

Möglichkeiten der Zwischennutzung von  
Flächen und Gebäuden, 25.–26.10.2010 in 
Berlin, Preuß/Strauss

Soziale Infrastruktur im Wandel, 27.–28.10.
2010 in Berlin, Libbe

Rahmenbedingungen und aktuelle Aspekte der 
kommunalen Sportpolitik, 2.–3.11.2010 in 
Berlin, Knipp/Stucke (DST)

Neue Wohnformen – Ziele und Unterstützungs-
möglichkeiten der Kommunen, 4.–5.11.2010 
in Berlin, Jekel/Kühn

Schule und Stadt: Facetten einer Partnerschaft, 
9.–10.11.2010 in Berlin, Böhme/Uttke

Kooperation statt Konfrontation: Erfahrungen, 
Erfolge und Grenzen bei der Umsetzung von 
kooperativen Moderationsverfahren in Kom-
munen, 24.–25.11.2010 in Berlin, Bock/
Reimann

Monitoring in der Stadtentwicklung – Stand und 
Potenziale, 29.–30.11.2010 in Berlin, Seidel-
Schulze/Hollbach-Grömig

Parkraummanagement in den Städten, 
6.–7.12.2010 in Berlin, Kühn/Bracher

Regional-Seminare, Brennpunkt-Seminare, 
Fachtagungen, Konferenzen, Kongresse 

Tausend mal »warum«? Verspieltes Wissen ?! 
Verbesserung der Bildungsqualität in vorschu-
lischen Einrichtungen, 14.–15.1.2010 in 
Berlin, Landua

Denkmalschutz nicht ohne Umweltschutz – 
Energieeffizienz und erneuerbare Energien in 
Denkmal- und Stadtbildpflege, 22.– 23.2.
2010 in Köln, Lorke/Uttke

15. Deutscher Fachkongress der kommunalen 
Energiebeauftragten, 12.–13.4.2010 in 
Regensburg, Rösler 

CO2-Bilanzen: Potenzielle Ansätze, Regional-
veranstaltung der Servicestelle: Kommunaler 
Klimaschutz, 4.5.2010 in Frankfurt am Main

40. Interkommunaler Erfahrungsaustausch zur 
Stadterneuerung und Sozialplanung, 
5.–7.5.2010 in Nürnberg, Strauss/Uttke

Kommunaler Klimaschutz: Strategien und Her-
ausforderungen, 8.–9.6.2010 in Düsseldorf, 
Rösler

Die Stärkung des kooperativen Städtebaus durch 
den EuGH, 16.6.2010 in Berlin, Hanke/
Bunzel

Einzelhandel in den Innenstädten – zwischen 
Warenhauskrise und Boom der Einkaufs- 
center, 28.6.2010 in Berlin, Kühn

Mobilität in Stadt und Region – Beiträge zum 
Klimaschutz, Regionalveranstaltung der  
Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz, 
6.7.2010 in Schwerin 

Gartenschauen: Trends, Strategien, Perspekti-
ven, 8.–10.9.2010 in Gelsenkirchen, Kühn

Klimaschutz in der kommunalen Abwasserent-
sorgung, Regionalveranstaltung der Service-
stelle: Kommunaler Klimaschutz, 25.10.2010 
in Wolfsburg

Kommunalen Klimaschutz erfolgreich gestal-
ten!, Konferenz zum kommunalen Klima-
schutz einschließlich Preisverleihung zum 
Wettbewerb Kommunaler Klimaschutz 2010 
im Rahmen der Servicestelle: Kommunaler 
Klimaschutz, veranstaltet vom Bundesumwelt-

ministerium in Kooperation mit der Service-
stelle: Kommunaler Klimaschutz und den 
kommunalen Spitzenverbänden,  
18.–19.11.2010 in Bonn

Wer zahlt die Zeche? – Das Konnexitätsprinzip 
auf dem Prüfstand, 1.12.2010 in Berlin, 
Hanke/Bunzel

Potenziale der kommunalen Abfallwirtschaft  
im Klimaschutz, Regionalveranstaltung der 
Servicestelle: Kommunaler Klimaschutz, 
9.12.2010 in Erfurt 

2. �»Difu-Dialoge zur Zukunft der 
Städte« und Difu-Ansprechpart-
nertreffen 

	 (Institutsleitung und Pressestelle)

Frühe Hilfen als gemeinsame Aufgabe von  
Jugendhilfe und Gesundheitssystem, 
10.2.2010 in Berlin, D. Landua, Arlt

ServiceStadt Berlin 2016: Ausgestaltung von 
Leistungs- und Serviceangeboten unter sich 
verändernden Rahmenbedingungen, 
10.3.2010 in Berlin, Grabow, Knipp,  
Schneider

Nationale Stadtentwicklungspolitik, 14.4.2010 
in Berlin, Hatzfeld (extern; Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung)

Leihfahrräder als globaler Trend? »Velorution« 
in Paris, Modellversuch in Deutschland, 
12.5.2010 in Berlin, Bracher

Difu-Ansprechpartnertreffen, 17. und 18.6.2010 
in Berlin, Beckmann, Bock, Franke, Frölich v. 
Bodelschwingh, Grabow, Hanke, Libbe,  
Wenke-Thiem, Zwicker-Schwarm

Rekommunalisierung – neue alte Wege der  
öffentlichen Daseinsvorsorge, 6.10.2010 in 
Berlin, Hanke, Libbe

Zukunftsfähige Verwaltung – Umsetzungskonse-
quenzen für die »ServiceStadt Berlin 2016«, 
16.11.2010 in Berlin, Knipp

Nahmobilität in der Kommune – eine Chimäre 
oder neue Chancen auch in Metropolen? 
8.12.2010 in Berlin, Thiemann-Linden

3. �Fahrradakademie
	� (A. Koerdt und 

Fahrradakademie-Team)

Verkehrssicherheit und Radverkehr, am 
25./26.01. 2010 in Stuttgart, 28./29.01.2010 
in Fulda, 23./24.02. 2010 in Berlin, 25./26. 
02.2010 in Osnabrück

Radverkehr in Ortsdurchfahrten und im länd- 
lichen Raum, am 01.03.2010 in Schwerin, 
02.03.2010 in Dresden, 17.03.2010 in  
Koblenz, 18.03.2010 in Nürnberg

Kommunikation und Kooperationen – Rücken-
wind durch starke Partner, am 
20./21.04.2010 in Frankfurt (Main), 
26./27.04.2010 in Hamburg, 03./04.05.2010 
in München und 05./06.05.2010 in Leipzig



Difu-Jahresbericht 2010  |  Veranstaltungen  111

Internationale Fachexkursion nach Basel/Bern, 
am 09.–11.06.2010

StVO-Seminare Mehr Qualität im Radverkehr – 
Die neuen Standards der 46. StVO-Novelle, 
am 18.01.2010. in Düsseldorf, 21.01.2010 in 
Rendsburg, 27.01.2010 in Erfurt, 04.03.2010 
in Potsdam, 10.03.2010 in Wiesbaden, 
11.03.2010 in Stuttgart, 24.03.2010 in  
Hamburg, 30.03.2010 und 31.03.2010 in 
Hannover, 29.04.2010 in Rostock

Auswertungsworkshop StVO-Programm, am 
30.06.2010 in Berlin

Sonderveranstaltungen StVO, am 20.07.2010 in 
Bamberg, 28.09.2010 in Dresden

4. �Arbeitsgruppe Fachtagungen  
Jugendhilfe (AGFJ)

	 (K. Landua und AGFJ-Team)

Das Jugendamt der Zukunft – Mädchen für alles 
oder Restjugendamt, 15./16.04.2010 in Berlin

20 Jahre Kinder- und Jugendhilfegesetz –  
kritische Würdigung, Bilanz und Ausblick, 
30.06./01.07.2010 in Berlin 

Frühe Hilfen auch für Jugendliche? Gilt der 
Schutzauftrag § 8a SGB VIII bis zur Voll- 
jährigkeit?, 07./08. Oktober 2010 in Berlin

Psychisch gestört oder »nur« verhaltensauffäl-
lig? Kooperation von Jugendhilfe und Kinder- 
und Jugendpsychiatrie in einem schwierigen 
Dunkelfeld. Eine Veranstaltung der AGFJ im 
Deutschen Institut für Urbanistik in Koope- 
ration mit der Klinik für Kinder- und Jugend-
psychiatrie/Psychotherapie des Universitäts- 
klinikums Ulm am 11./12.11.2010 in Berlin

Perspektiven für ein kindergerechtes Deutsch-
land. Abschlusskongress zum Nationalen  
Aktionsplan »Für ein kindergerechtes 
Deutschland 2005–2010« – Bilanz und  
Ausblick (NAP), 9.12.2010 in Berlin
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Vorträge

Vorträge nach Themenbereichen sowie Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern aus dem Difu (ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit)

 

Städtebau und Stadtentwicklung

Beckmann, Klaus J.: »Zukunftsthemen der Stadt- 
und Freiraumentwicklung«, Neujahrsempfang 
der Abteilung I der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung, 20.01.2010, Berlin.

Beckmann, Klaus J.: »Herausforderungen und 
Chancen des demografischen Wandels für den 
Städtebau und den Stadt- und Regionalver-
kehr« (Vortrag in Kooperation mit Prof. Elke 
Pahl-Weber), 36. Oberbürgermeisterkonferenz 
der Städte in den neuen Ländern, 29./30.04. 
2010, Wismar.

Beckmann, Klaus J.: Moderation REFINA-Tagung 
»Effizientes Flächenmanagement in Forschung 
und Praxis – Strategische Neuorientierung der 
Siedlungsentwicklung«, 16.07.2010, Mann-
heim.

Beckmann, Klaus J.: »Hauptverkehrsstraßen – im 
Fokus der Verkehrs- und Stadtentwicklung«, 
Difu-Seminar für Verwaltungschefs, Ratsmit-
glieder, Führungs- und Fachpersonal aus den 
Bereichen Verkehr, Stadtentwicklung und  
Umwelt, 20.–21.09.2010, Berlin.

Beckmann, Klaus J.: Podiumsdiskussion Werk-
statt C »Umgang mit Ökonomie«, Zweiter 
Hochschultag der Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik »Weiter Blick und langer Atem«, 
veranstaltet vom Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung und der  
Deutschen Akademie für Städtebau und  
Landesplanung, 05.11.2010, Berlin.

Beckmann, Klaus J.: »Stadtentwicklung in 
Deutschland – Rahmenbedingungen, Trends, 
Perspektiven«, Werkstattgespräche »Rahmen-
bedingungen der Stadtentwicklung – Folge-
rungen für Aachen« im Kontext des Projektes 
Aachen*2030 Masterplan. Flächennutzungs-
plan, 29.11.2010, Aachen.

Bock, Stephanie: »Nachhaltiges Flächenmanage-
ment«, Vortrag im Rahmen des Master-Stu- 
diengangs Real Estate Management der TU  
Berlin,  23.04.2010, Berlin. 

Bock, Stephanie: »Wege zum nachhaltigen 
Flächenmanagement – Regionale Förderung 
der Innenentwicklung«, Planungsverband  
Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main, 07.09. 
2010, Frankfurt/Main.

Bock, Stephanie: »Konversion: Neue Perspekti-
ven für eine zukunftsfähige Stadtentwicklung«, 
Vortragsreihe »Konversion in Mannheim« der 
Architektenkammer Baden-Württemberg, 
23.09.2010, Mannheim.  

Bock, Stephanie: »Strategien zur Innenent-
wicklung: Kataster, Kostentransparenz und 
Kommunikation – ausgewählte Ergebnisse  
des BMBF-Förderschwerpunktes REFINA«,  

»Flächenkonkurrenz & Flächenverbrauch«, 
Deutsche Vernetzungsstelle Ländlicher  
Räume, 08.12.2010, Mannheim.

Böhme, Christa, und Thomas Franke: »Modell-
vorhaben im Überblick«, 2. Regionalkonfe-
renz zur Sozialen Stadt »Modellvorhaben der 
Sozialen Stadt und Arbeitshilfe Monitoring«, 
24.02.2010, Leipzig.

Böhme, Christa: »Benachteiligte Stadtquartiere – 
Gesundheitsförderung durch Freiraument-
wicklung«, Symposium »Smart Green –  
Gesundheitsförderung durch Landschafts- 
architektur«, 20.08.2010, Bad Nauheim.

Böhme, Christa: »Strategieentwicklung für eine 
lebenswerte ‚Innere Stadt‘ – 8 Thesen«, Work-
shop »Die lebenswerte und Ressourcen  
schonende Innenstadt« der Berliner Senats- 
verwaltung für Stadtentwicklung, 29.09.2010, 
Berlin. 

Böhme, Christa: »Bürgerschaftliches Engagement 
in der Sozialen Stadt«, Tagung »Grenzen-Los! 
Freiwilliges Engagement in Deutschland,  
Österreich und der Schweiz: Fokus Gemein-
de«, 25./26.10.2010, Rüschlikon/Zürich.

Böhme, Christa: Vortrag »Integrierte Handlungs- 
und Entwicklungskonzepte – Kriterien guter 
Praxis«, 16. Kongress »Armut und Gesund-
heit«, 03.12.2010, Berlin. 

Bunzel, Arno: Lehrtätigkeit im Rahmen des 
Postgraduierten-Studiengangs »Real Estate 
Management«, TU Berlin. 

Franke, Thomas: »Stand der Quartiersentwick-
lung in Deutschland«, nationaler Kongress 
»10 Jahre Quartierentwicklung: Blick zurück – 
Blick nach vorn«, Fachhochschule Luzern,  
Bereich Soziale Arbeit, 27./28.01.2010,  
Luzern/CH. 

Franke, Thomas: »Soziale Stadtentwicklung: un-
terschiedliche Akteure – unterschiedliche Pers-
pektiven«, Tagung »Verantwortung für eine  
solidarische Stadt«, Evangelische Akademie 
Hofgeismar in Kooperation mit SRL, Diakonie 
Bundesverband und BAG Soziale Stadtent-
wicklung, 19.02.2010, Hofgeismar. 

Grabow, Busso: »Leitbilder nachhaltiger Stadt-
entwicklung«, Runder Tisch der UN-Dekade 
»Bildung für nachhaltige Entwicklung«,  
Workshop »Stadt der Zukunft«, 08.11.2010, 
Hamburg.

Grabow, Busso: »Einzelhandel in den Innen-
städten/Erhaltung und Entwicklung zentraler 
Versorgungsbereiche«, DST-Ausschuss für 
Wirtschaft und Europäischen Binnenmarkt, 
07./08.10.2010, Bremerhaven. 

Hanke, Stefanie: »Die Ausschreibungspflicht 
kommunaler Immobiliengeschäfte«, AG  
Kommunalpolitik der FDP-Bundestagsfraktion, 
23.04.2010, Berlin.

Hollbach-Grömig, Beate: »Stadtmarketing: 
Status quo und Perspektiven«, Stadtvorstand 
und Stadtmarketingakteure der Stadt Trier, 
08.02.2010, Trier.

Kühn, Gerd: »(Innen-)Stadtverträgliche Shop-
ping-Center – Worauf kommt es an?«, Erfah-
rungsaustausch »Stadt & Handel« der mfi AG, 
09.06.2010, Erlangen.

Kühn, Gerd: »Vorstellung der Difu-Studie ‚Wir-
kungsanalyse großer innerstädtischer Einkauf-
scenter‘», »Strategiegespräch Einzelhandel« 
der Stadt Ulm, 15.07.2010, Ulm.

Libbe, Jens: »Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme – Ergebnisse des BMBF-For-
schungsschwerpunkts REFINA«, Fachgespräch 
zum Flächenverbrauch, Bundestagsfraktion 
Die Grünen, 03.05.2010.

Libbe, Jens: »Research for the Reduction of 
Land Consumption and for Sustainable Land 
Management (REFINA)«, Difu-CERTU  
Meeting, 24.09.2010, Berlin.

Reimann, Bettina: »Stadtumbau in Großsiedlun-
gen: Leben in Großsiedlungen – zwischen 
Schrumpfung und Stabilisierung (Kommen-
tar)«, Tagung der Transferstellen Stadtumbau 
West und Stadtumbau Ost, 15.06.2010, Erfurt.

Reimann, Bettina: »Soziale Stadtentwicklung – 
kommunale Bildungspolitik«, Heinrich-Böll-
Stiftung, 19.06.2010, Berlin.

Reimann, Bettina: »Eigentümerstandortgemein-
schaften und die Potenziale von Eigentümern 
für die Quartiersentwicklung«, Projekt Lokales 
Kooperationsnetz der Eigentümer im Reuter-
quartier, 02.12.2010, Berlin.

Seidel‐Schulze, Antje: »Urban Audit Analysis II«, 
Statistische Woche, SCORUS-Session, 
12.10.2010, München.

Strauss, Wolf-Christian: »Freiraumgestaltung 
städtischer Quartiere im Rahmen des Pro-
gramms Soziale Stadt«, Expertenworkshop 
»Natur-Stadt-Mensch« der Deutschen  
Umwelthilfe, 09.02.2010, Frankfurt/Main.

Strauss, Wolf-Christian: »Stadtentwicklung und 
das Programm ‚Soziale Stadt‘» (Vortrag Ple-
num und Gastreferent) Kurs »Stadtentwicklung 
und Mitgestaltung – Urbane Herausforderun-
gen an eine junge Generation im 21. Jahr- 
hundert«, Multinationale Akademie Torgelow, 
Deutsche SchülerAkademie (DAS), 
18.08.2010, Schloß Torgelow am See.

Uttke, Angela: »Verfahren und Instrumente 
der Qualitätssicherung in Städtebau und  
Planung«, 30.11.2010, Köln.

Uttke, Angela: »Participatory Design with 
Children and the Youth«, Europäischer Work-
shop »Fantasy Design«, 03.2010, Gent. 

Wohnen

Beckmann, Klaus J.: »Auswirkungen der Wohn-
standortwahl auf Raum und Verkehr«, Fach- 
tagung »Individuelle Information bei der 
Wohnstandortwahl – Steuerung der Siedlungs- 
entwicklung durch weiche Instrumente?« der 
Technischen Universität Dortmund, 28.01. 
2010, Dortmund.
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Beckmann, Klaus J.: »Mobilität und Wohnen«, 
Veranstaltungsreihe »Forschungsforum Mobili-
tät für Alle« im Auftrag des Österreichischen 
Bundesministeriums für Verkehr, Innovation 
und Technologie, 13.10.2010, Wien.

Beckmann, Klaus J.: »Das Programm Soziale 
Stadt – Unverzichtbarer Bestandteil einer  
klugen Städtebauförderung«, Tagung »Soziale 
Stadt – erfolgreich und unverzichtbar«, Fried-
rich-Ebert-Stiftung, 08.11.2010, Berlin.

Jekel, Gregor: »Gut und günstig – ein Wider-
spruch?«, Kongress »wohnen hoch 3« von 
Wirtschaftsministerium und Architektenkam-
mer Baden-Württemberg sowie der Arbeitsge-
meinschaft Baden-Württembergischer Bau-
sparkassen am 19.02.2010, Stuttgart.

Jekel, Gregor: »Soziale Wohnraumversorgung im 
Wandel«, Difu-Seminar »Kommunale Strate- 
gien zur Sicherung der sozialen Wohnraum-
versorgung«, 17.05.2010, Berlin.

Jekel, Gregor: »Gemeinschaftliche Wohnfor-
men«,  Sommer-Forum Generationendialog 
des Projektebüros »Dialog der Generationen« 
in der Verwaltungsakademie des Landes 
Schleswig-Holstein, 08.06.2010, Bordesholm.

Jekel, Gregor:  »Erfahrungen in der Zusammen-
arbeit von Wohnungsgenossenschaften und 
Kommunen«, gemeinsame Sitzung der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Wohnungsgenos-
senschaften im GdW und der DST-Fachkom-
mission Wohnungswesen, 20.10.2010, Lünen.

Jekel, Gregor: »Wohnungsgenossenschaften in 
der sozialen Stadt«, August-Bebel-Institut  
Berlin, 27.10.2010, Berlin.

Jekel, Gregor: »Unterstützung neuer Wohn-
formen durch die Kommunen«, Difu-Seminar 
»Neue Wohnformen – Ziele und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten der Kommunen«, 
04.11.2010, Berlin.

Bevölkerung und Soziales

Beckmann, Klaus J.: »Die Auswirkungen des 
demografischen Wandels auf die Verkehrs-
nachfrage – Was Kommunen beachten soll-
ten!«, Demografie-Dialog des Planungsver-
bandes Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main, 
23.02.2010, Frankfurt/Main.

Beckmann, Klaus J.: »Strategien der Kommunen 
zur Bewältigung des demographischen Wan-
dels – ein Überblick auf Bundesebene«,  
2. Sitzung der Lenkungsgruppe »Strategie- 
dialog Halle 2025«, 09.06.2010, Halle.

Beckmann, Klaus J.: Eröffnungsvortrag Fach-
tagung »Psychisch gestört oder ‚nur‘ verhal-
tensauffällig? Kooperation von Kinder- und  
Jugendpsychiatrie in einem schwierigen  
Umfeld«, Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugend-
hilfe im Deutschen Institut für Urbanistik, 
11.11.2010, Berlin.

Böhme, Christa, und Bettina Reimann: »Veran-
kerung von Gesundheitsförderung in sozial 
benachteiligten Stadtteilen – Handlungsemp-
fehlungen«, Beratender Arbeitskreis des von 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung getragenen bundesweiten Kooperati-
onsverbundes »Gesundheitsförderung bei  
sozial Benachteiligten«, 07.09.2010, Berlin.

Floeting, Holger: »Sicherheit in Städten und 
Gemeinden«, Hochschule für Wirtschaft und 
Recht Berlin, Fachbereich Polizei und Sicher-
heitsmanagement, 25.06.2010, Berlin.

Hollbach-Grömig, Beate: »Demografischer Wan-
del: Kommunale Erfahrungen und Handlungs-
ansätze«, Fachkommission Stadtentwicklung 
des DST, 28.10.2010, Frankfurt/Main.

Hollbach-Grömig, Beate: Teilnahme Fokusgrup-
pe »Gesund und aktiv älter werden – Heraus-
forderungen und Chancen für die Kommu-
nen«, Landesvereinigung für Gesundheit und 
Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen 
e.V., Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung, 15.12.2010, Hannover.

Landua, Detlef, und Maja Arlt: Frühe Hilfen als 
gemeinsame Aufgabe von Jugendhilfe und  
Gesundheitssystem. Vortrag im Rahmen eines 
Difu-Dialogs zur Zukunft der Städte, 
10.02.2010, Berlin.

Reimann, Bettina: »Mehr als gewohnt – Präven-
tion und Gesundheitsförderung in der Kom-
mune. Was können Städte und Gemeinden  
für die Gesundheit ihrer Bürger/innen tun?«, 
Friedrich-Ebert-Stiftung, 25.02.2010, Mainz.

Reimann, Bettina, und Christa Böhme: »Mehr 
als gewohnt: Stadtteile machen sich stark für 
Gesundheitsförderung«, Difu-Seminar »Prä-
vention und Gesundheitsförderung in den 
Kommunen – wo stehen die Städte heute?«, 
09.03.2010, Berlin.

Reimann, Bettina, und Heike Hanhörster: 
»Turkish Homeowners in German Cities.  
Social Heterogeneity and Stabilization in  
Ethnically Segregated Neighbourhoods?«,  
European Network for Housing Research  
(ENHR), 05.07.2010, Istanbul.

Reimann, Bettina:  »Beteiligung jugendlicher 
Migrant/innen an der Stadt(teil)entwicklung – 
Themen, Methoden, Qualitätsanforderungen«, 
Querschnittsarbeitsgruppe Migration und Inte-
gration der SPD-Bundestagsfraktion, 
17.09.2010, Berlin.

Reimann, Bettina: »Mehr als gewohnt. Stadtteile 
machen sich stark für die Gesundheit von  
Jugendlichen«. Symposium zur Herausgabe 
des Weißbuchs Prävention 2010, KKH Allianz 
und Medizinische Hochschule Hannover, 
17.11.2010, Hannover.

Reimann, Bettina: »Krankenkassen als Partner in 
der gesundheitsfördernden Quartiersentwick-
lung«, 16. Kongress Armut und Gesundheit, 
03.12.2010, Berlin.

Politik, Verwaltung und Recht	

Beckmann, Klaus J.: »Kernaufgaben der Kom-
mune(n) heute und morgen – aus der Sicht der 
Stadtforschung«, Expertenhearing »Was muss 
sich die Stadt leisten? Was kann sich die Stadt 
leisten?«, 05.10.2010, Augsburg.

Bunzel, Arno: »Novellierungsbedarf bei der 
BauNVO? – Ergebnisse einer Umfrage des 
Deutschen Instituts für Urbanistik«, Wissen-
schaftliche Fachtagung »Aktuelle Fragestel- 
lungen des Städtebau- und Umweltrechts –  
Ansatzpunkte für eine BauGB- und BauNVO- 
Novelle«, TU Berlin, 16.03.2010, Berlin.

Bunzel, Arno: »Planungsvorhaben der Innen-
entwicklung nach der BauNVO«,  
Difu-Seminar »Städtebaurecht aktuell:  
Baunutzungsverordnung zwischen Anforde-
rungen der Rechtsprechung und praktischen 
Erfordernissen«, 07.06.2010, Berlin.

Bunzel, Arno: »Novellierung des BauGB und der 
BauNVO in der Vorbereitung«, Kurs »Städte 

bau und Recht«, Institut für Städtebau der 
Deutschen Akademie für Städtebau und Lan-
desplanung, 27.09.2010.

Wirtschaft

Beckmann, Klaus J.: Podiumsdiskussion »Was 
kommt nach der Wirtschaftskrise? – Perspekti-
ven der Bauwirtschaft«, Veranstaltung »Tag der 
Deutschen Bauindustrie 2010«, 20.05.2010, 
Berlin.

Beckmann, Klaus J.: »Verkehrsinfrastruktur und 
Wirtschaftswachstum – Möglichkeiten der Ver-
kehrswegefinanzierung«, InnoZ-Symposium: 
»Autofahren anders bezahlen? Pkw-Maut und 
Vignette in Deutschland«, 15.06.2010, Berlin.

Beckmann, Klaus J.: Podiumsdiskussion »Weiche 
Standortfaktoren im Kreis Mettmann – Krite- 
rien für die Standortwahl von Bevölkerung 
und Unternehmen?«, 4. IHK-Wirtschaftsforum 
der Industrie- und Handelskammer zu Düssel-
dorf, 24.11.2010, Haan.

Floeting, Holger: »Regionale und kommunale 
Arbeitsmärkte: Die Beispiele ›Migrantenöko-
nomie‹ und ›informelle Beschäftigung‹«, Tech-
nische Universität Berlin, Institut für Stadt- und 
Regionalplanung, 20.01.2010, Berlin.

Grabow, Busso: »Strategien und Instrumente 
aktiver Gewerbeflächenpolitik«, DST-Aus-
schuss für Wirtschaft und Europäischen  
Binnenmarkt, 22./23.04.2010, Dortmund.

Grabow, Busso: »Trendbasierte, standortspezifi-
sche Gewerbe- und Industrieflächenprognose 
(TBS-GIFPRO) am Beispiel der Landeshaupt-
stadt Potsdam, Difu-Seminar »Entwicklung 
und Vermarktung von Gewerbeflächen – Stra-
tegien, Konzepte, Instrumente«, 06.05.2010, 
Berlin.

Grabow, Busso: Teilnahme Jury-Sitzung zur Aus-
wahl der nationalen Vorschläge für den Euro-
pean Enterprise Award im Institut für Mittel-
standsforschung, Bonn.

Hollbach-Grömig, Beate: »Success Factors for 
Inter-municipal Cooperation«, 3rd Halle Fo-
rum on Urban Economic Growth, 03.12.2010, 
Halle. 

Schneider, Stefan: »Szenariobasierte Betrachtung 
fiskalischer Wirkungen der Gewerbeflächen-
entwicklung«, Difu-Seminar »Entwicklung 
und Vermarktung von Gewerbeflächen – Stra-
tegien, Konzepte, Instrumente«, 
05./06.05.2010, Berlin.

Finanzen und Investitionen

Grabow, Busso: Teilnahme an der Jury-Sitzung 
zur Auswahl des PPP-Innovationspreises 2010, 
12.04.2010, Berlin.

Grabow, Busso: »KfW-Kommunalbefragung 
2009: Wachsender Investitionsrückstand zu 
befürchten«, KfW-Fachtagung »Kommunaler 
Investitionsbedarf und die Finanzlage der 
Kommunen – die Ergebnisse der Kommunal-
befragung 2009«, 09.06.2010, Berlin.

Grabow, Busso: »Zustand der öffentlichen Infra-
struktur«, Jahreshauptversammlung des Bun-
desverbandes PPP, 16.11.2010, Berlin.

Grabow, Busso: »KfW Kommunalpanel 2010. 
Kommunale Investitionstätigkeit am Scheide-
weg – Bildung kontra Straßenbau?«, KfW-
Fachtagung »Die Finanzlage der Kommunen 
und ihre Investitionstätigkeit: Zukünftige  
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Herausforderungen bewältigen«, 15.12.2010, 
Berlin.

Schneider, Stefan: »Strategisches Investitionsma-
nagement – Instrumente zum Abbau des kom-
munalen Investitionsstaus«, Konferenz Kom-
munales Infrastruktur-Management, 
11.06.2010, Berlin.

Schneider, Stefan: »Kommunale Investitionen – 
Investitionsbedarf, geplante Maßnahmen und 
Finanzierung«, Info Kommunal, 27.10.2010, 
Fürstenfeldbruck.

Zwicker-Schwarm, Daniel: »Opportunities and 
Challenges of Transnational Cooperation in  
Innovation Policy«, Konferenz »Strategien für 
Innovation und Wettbewerb in Europa« des 
Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg, 
14.04.2010, Stuttgart.

Zwicker-Schwarm, Daniel: »Gewerbeflächen – 
Aktivierung, Sicherung, Entwicklung«, An-
sprechpartnertreffen des Deutschen Instituts 
für Urbanistik, 17.06.2010, Berlin.

Zwicker-Schwarm, Daniel: »Stadtentwicklungs-
konzept Gewerbe für die Landeshauptstadt 
Potsdam«, 26. Sitzung der Fachkommission 
Wirtschaftsförderung des Deutschen Städte- 
tages, 02.12.2010, Chemnitz.

Infrastruktur

Libbe, Jens: »Infrastrukturbedarfe heute und 
morgen«, Difu-Seminar »Strategisches Investi-
tionsmanagement«, 04.03.2010, Berlin.

Libbe, Jens: Expertengespräch »CITY POWER – 
Energetische Erneuerung im Siedlungsbe-
stand«, Brandenburgische Technische Univer-
sität Cottbus, Fakultät Architektur, 
Bauingenieurwesen und Stadtplanung, Lehr-
stuhl für Stadttechnik und Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), 
18.03.2010, Bonn.

Libbe, Jens: »Zwischen demografischem Wandel 
und Finanzkrise – Herausforderungen für sozi-
ale Infrastrukturen«, Difu-Seminar »Soziale  
Infrastruktur im Wandel«, 27.10.2010, Berlin.

Libbe, Jens: »Sustainable Urban Infrastructure – 
Discussion in Germany and the netWORKS 
Approach«, ATHENS European Week »Euro-
pean Water and Sanitation Services vs.  
Sustainable Development«, Autumn 2010,  
AgroParisTech, 18.11.2010, Paris.

Mobilität

Arndt, Wulf-Holger: »Expertensymposium zur 
Vorbereitung des Klimaschutzkonzepts 
2020Plus Baden-Württemberg«, Mitarbeit  
Arbeitsgruppe »CO2-armer Verkehr«, 
17.02.2010, Stuttgart.

Arndt, Wulf-Holger: »Abschätzung und Bewer-
tung der Verkehrs- und Kostenfolgen von  
Bebauungs- und Flächennutzungsplänen ins-
besondere für die kommunale Siedlungspla-
nung unter besonderer Berücksichtigung des 
ÖPNV«, Auftakt-Workshop FoPS-Projekt  
»Anpassung verkehrlicher Infrastrukturen auf-
grund des Stadtumbaus«, 18.03.2010, Berlin.

Arndt, Wulf-Holger: Leitung des FGSV-AK 1.8.3 
»Erhebungsmethoden im Wirtschaftsverkehr«, 
Auftaktsitzung, 31.05.2010, Berlin.

Arndt, Wulf-Holger: »Planungsansätze für den 
postfossilen Verkehr«, Regionalveranstaltung 
»Mobilität in Stadt und Region – Beiträge zum 
Klimaschutz«, 06.07.2010, Schwerin.

Arndt, Wulf-Holger: »Verkehrsfolgekostenschät-
zung für die kommunale Siedlungsplanung«, 
AMUS 2010, 16.–17.09.2010, Aachen.

Arndt, Wulf-Holger: »Nutzungskonflikte im 
Wirtschaftsverkehr in städtischen Hauptver-
kehrsstraßen«, Difu-Seminar Hauptverkehrs-
straßen im Fokus der Verkehrs- und Stadtent-
wicklung, 20.–21.9.2010, Berlin.

Arndt, Wulf-Holger: »Kommunale Maßnahmen 
im Wirtschaftsverkehr«, 79. Fachkommission 
Verkehrsplanung des Deutschen Städtetages, 
24.09.2010, Karlsruhe.

Arndt, Wulf-Holger: »Erhebungsmethoden im 
Wirtschaftsverkehr«, Arbeitsausschuss 1.8 der 
FGSV, 29.09.2010, Wuppertal.

Arndt, Wulf-Holger: Lehrauftrag »Transportation 
Planning in Urban Areas in International Con-
text«, Masterstudiengang »Urban Manage-
ment«, TU Berlin, Sommersemester 2010.

Beckmann, Klaus J.: »Verkehrsplanung multimo-
dal gestalten? – Multimodale Verkehrssystem-
gestaltung und multimodales Verkehrsverhal-
ten« im Rahmen des Fachsymposiums 
»Mobilitätsmanagement« von ILS – Institut für 
Landes- und Stadtentwicklungsforschung und 
der Deutschen Energie-Agentur GmbH (de-
na),10.06.2010, Berlin.

Beckmann, Klaus J.: »Zur postfossilen Mobilität 
und ihrer Bedeutung für die räumliche Ent-
wicklung«, Symposium »STADT+UM+LAND 
2030 – ein Blick darüber hinaus…«, 
26.08.2010, Braunschweig.

Beckmann, Klaus J.: Moderation Vortragsreihe E 
»Verkehrsplanung und öffentlicher Verkehr«, 
Deutscher Straßen- und Verkehrskongress 
2010, 17.09.2010, Mannheim.

Beckmann, Klaus J.: Vortrag, Themenblock 
Impulsvorträge zu den Rahmenbedingungen: 
»Stadtplanung«, erste Konferenz »Elektromo-
bilität in Kommunen«, veranstaltet von Stadt-
werke Düsseldorf, Deutsches Institut für  
Urbanistik gGmbH (Difu), Städtetag Nord-
rhein-Westfalen, Städte- und Gemeindebund 
NRW, Verband kommunaler Unternehmen 
e.V. (VKU), 07.10.2010, Düsseldorf.

Beckmann, Klaus J.: Öffentliche Podiumsdiskus-
sion »Verkehrsentwicklungsplanung 2025plus 
Dresden«, Landeshauptstadt Dresden, 12.10. 
2010, Dresden.

Beckmann, Klaus J.: Podiumsdiskussion »Elektro-
mobilität – Zukunft des Verkehrs oder über-
schätzte Hoffnung?«, »Berliner Republik –  
InnovationsDialoge 2010«, 25.10.2010, 
Berlin.

Beckmann, Klaus J.: Einführung und Moderation 
»Fahrradakademie spezial – Radverkehr und 
Elektromobilität«, Veranstaltung der Fahrrad-
akademie, 01.12.2010, Berlin.

Beckmann, Klaus J.: »Finanzielle und  strategi-
sche Herausforderungen der Verkehrsregion 
Metropole Ruhr«, 3. Verkehrsfachtagung  
Mobilität Ruhr, 07.12.2010, Bochum.

Bracher, Tilman: »Best-Practice-Beispiele zur 
Förderung des Fuß- und Radverkehrs«, Work-
shop des vom Umweltbundesamt geförderten 
Projekts »Mobilität 2030 Tübingen/-50 % CO2 
Tübingen«, 20.01.2010, Tübingen.

Bracher, Tilman: Podiumsdiskussion »Herausfor-
derung des demografischen Wandels an/auf 
die Verkehrsinfrastruktur«, Veranstaltung  
»Verkehrspolitik für die Metropole Berlin  
2030« der Friedrich-Naumann-Stiftung, 
05.03.2010, Berlin.

Bracher, Tilman: »Einkaufen mit dem Fahrrad. 
Bedeutung und Erfahrungen«, Startveranstal-
tung der Gemeinschaftsaktion »Fahrradfreund-
liches Geschäft« der Stadtverwaltung Potsdam, 
der Industrie- und Handelskammer Potsdam, 
der Handwerkskammer Potsdam, des Han-
delsverbandes Berlin-Brandenburg, des Klima-
teams der Verbraucherzentrale Brandenburg 
sowie des Bundes für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland, 18.03.2010, Potsdam.

Bracher, Tilman: »Finanzierungsbedarf einer 
nachhaltigen Mobilität in Städten bis 2020«, 
Vortragsveranstaltung des Deutschen Städteta-
ges und der Stiftung Heureka, 22.03.2010, 
Berlin.

Bracher, Tilman: »50 % CO2-Minderung in Tü-
bingen«, Expertenworkshop, 30.03.2010, 
Frankfurt/Main.

Bracher, Tilman: »Leihräder als globaler Trend? 
Velorution in Paris, Modellversuch in Deutsch-
land«, Difu-Dialoge zur Zukunft der Städte, 
12.05.2010, Berlin.

Bracher, Tilman: »Städtecafé ‚Nachhaltige Mobi-
lität und Stadtmarketing‘», 01.06.2010, Berlin.

Bracher, Tilman: Forum »Die Bedeutung von 
Fußgängern und Radfahrern für die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung in Städten«, 
»Cities for Mobility«, 4. Weltkongress des  
globalen Netzwerks »Cities for Mobility«, 
06.07.2010, Stuttgart.

Bracher, Tilman: Fachgespräch Elektrofahrräder, 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
17.09.2010, Berlin.

Bracher, Tilman: »Neuordnung der Finanzierung 
des öffentlichen Personennahverkehrs«, Fried-
rich-Ebert-Stiftung, 25.10.2010, Berlin.

Bracher, Tilman: Podiumsdiskussion »Klima-
schutz im Bezirk – zukünftige Rolle der Um-
weltämter?«, 20 Jahre Umweltämter, 
18.11.2010, Berlin.

Bracher, Tilman: Moderation Workshop »Opti-
mierte Verkehrsinvestitionen auf kommunaler 
Ebene«, Fachtagung »Verkehrssichere Städte 
und Gemeinden im Rheinland«, 23.11.2010, 
Düren.

Gies, Jürgen: »Urbane Mobilität«, Sitzung der 
AG 1 »Finanzierung und Kundenorientierung 
der Bundesarbeitsgemeinschaft der kommuna-
len ÖPNV-Aufgabenträger« zum EU-Aktions-
plan, 19.03.2010, Meißen.

Hanke, Stefanie: »Elektromobilität und Recht«, 
Konferenz »Elektromobilität in Kommunen«, 
07.10.2010, Düsseldorf.

Hanke, Stefanie: »Die rechtlichen Spielräume 
und die Grenzen für das Parkraummanage-
ment«, Seminar »Parkraummanagement in 
den Städten«, 07.12.2010, Berlin.

Schillemeit, Ulrike: »Aktuelle bundespolitische 
Rahmenbedingungen für den Radverkehr«,  
Tagung »Weiterentwicklung der Radwege- 
infrastruktur in Brandenburg«, Kommunal-
akademie Ost der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
19.05.2010, Beelitz.

Schillemeit, Ulrike: »StVO: Auswirkungen für 
den Radverkehr aus rechtlicher Sicht«, Fach- 
tagung zur Radfahrsicherheit, Netzwerk  
»Verkehrssicheres Nordrhein-Westfalen«, 
17.06.2010, Gütersloh.

Thiemann-Linden, Jörg: »Les Villes sans Feux. 
Espaces Partagés en Europe«: Internationale 
Konferenz »CYCLAB – Le Vélo du Futur – 
le Futur du Vélo«, 04.02.2010, Bordeaux.
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Thiemann-Linden, Jörg: »The City on Foot. Best 
Practice in Europe«, Internationales ACTIVE-
ACCESS-Seminar »A Cidade á Pé – the City  
on Foot«, 18.03.2010, Aveiro, Portugal. 	

Thiemann-Linden, Jörg: »Bicycle Infrastructure – 
A New Way of Doing Urban Planning«,  
3. Katalanischer Fahrradkongress, 15.04.2010, 
Lleida, Spanien.

Thiemann-Linden, Jörg: »Aktuelle Erfahrungen 
in Europa mit der Mischung des Verkehrs –  
Begegnungszonen und Shared Space«,  
32. Verkehrsplanerisches und Verkehrsökolo-
gisches Kolloquium, 16.06.2010, TU Dresden.

Thiemann-Linden, Jörg, und Tilman Bracher: 
»How to Manage Bicycle & Urban Knowledge 
– Germany’s Clearing House Available Inter-
nationally«, Roundtable der Velo-City- 
Konferenz, 24.06.2010, Kopenhagen.

Thiemann-Linden, Jörg: »Stärkung der Nahmobi-
lität – Fuß- und Radverkehr in der Praxis«,  
Regionalveranstaltung der Servicestelle Kom-
munaler Klimaschutz zur »Mobilität in Stadt 
und Region – Beiträge zum Klimaschutz – Bei-
spiele aus der Praxis«, 06.07.2010, Schwerin.

Thiemann-Linden, Jörg: »Peaceful Co-existence 
in Public Space – Recent Trends in Europe«, 
The first Polish Active Mobility Congress, 
01.10.2010, Gdansk. 

Thiemann-Linden, Jörg: Europäischer Experten-
workshop von ELTIS-plus zu »SUMP – Sus- 
tainable Urban Mobility Planning«, 12.10. 
2010, Szentendre, Ungarn.	

Thiemann-Linden, Jörg: »Die Nähe wieder ent-
decken – Neue Ansätze zur Straßenraumge-
staltung für Jung und Alt«, ISW-Fachtagung  
15-10 »Nahmobilität – Stadt- und Verkehrs- 
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